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Hanns Jiirgen Kiisters

Von der EVG zur EWG

Der europdische Wiederaufschwung 1955—1957

Waihrend des Festaktes zum 25. Jahrestag der
Unterzeichnung der Rémischen Vertrdge du-
Berte sich der Prisident der EG-Kommission,
Gaston Thorn, kritisch iiber den gegenwérti-
gen Stand des Zusammenhalts der Gemein-
schaft. Trotz der eindrucksvollen Erfolge
miisse man feststellen, ,wie gefdhrdet und un-
zuldnglich das bisher Erreichte ist, auch im
institutionellen Bereich, angesichts der Her-
ausforderungen der Gegenwart und der Zu-
kunft. Der europdische Besitzstand erscheint
mir schwer bedroht durch nationalistische
und protektionistische Tendenzen wie auch
durch ein Denken in kurzen Zeitabschnitten,
das in den Mitgliedstaaten um sich greift ...
Wenn auch nicht viel Gemeinsamkeit zwi-
schen der Lage Europas und der Welt in der
ersten Nachkriegszeit besteht, so sind die tie-
feren Griinde fiir die europdischen Integra-
tionsbemiihungen der fiinfziger Jahre auch
heute genauso giiltig wie damals vor dreiBig
Jahren."!) Seine Forderung nach Riickkehr zu
Geist und Buchstaben der Vertrége, bekriftigt
durch eine ,neue Konferenz von Messina’,
aber auch die aktuellen Diskussionen iiber
die Reform der Gemeinschaft?) zeigen, wie
dringlich es ist, die Ursachen fiir die Griin-
dung der Europdischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Europdischen Atomgemein-
schaft zu analysieren und daraus Konsequen-
2en zu ziehen, um Klarheit fiir den Eintritt in
eine neue Phase des Einigungsprozesses zu
gewinnen.

Aus welchen Griinden es gelang, den européi-
schen EinigungsprozeB schon drei Jahre nach
der Ablehnung des Vertrages iiber die Euro-
Piische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) im
August 1954 in der franzosischen National-
versammlung mit der Schaffung der EWG
und Euratom-Gemeinschaft fortzusetzen, dar-
auf gibt die einschldgige Literatur nur wenig

N tecleu Text, der am 29. Mérz liiﬁ;ln B;;is;el
nen Ansprache, in: Europa- iv, 37.Jg.
1982, S. D223 1f © e *
) v'gi-rgazu: Probleme der europiischen Einigung,
in: Europa-Archiv, 37.Jg., 1982, S. D39 ff. Das Pro-
E’Emm der EG-Kommission fiir 1982, in: a.a.O,
177 If. Probleme der europiischen Einigung (I11)
und (IV), in: a.a.0., S. D394 ff., sowie: Probleme der
gmpamchen Einigung (II), in: Europa-Archiv,
Jg. 1983, S. D54 11

%) Vgl. Wolfgang Harbrecht, Die Euro,

zufriedenstellende Antworten. Vier Erkla-
rungsmuster tauchen immer wieder auf:

— Nach dem Scheitern der EVG und den
damit verbundenen Beratungen iiber eine
Europdische Politische Gemeinschaft sei der
direkte Weg zur politischen Einigung Euro-
pas nicht mehr gangbar gewesen, Es habe da-
her ein ProzeB der Riickbesinnung auf die
Ziele des Schuman-Plans eingesetzt, der eine
Zusammenfassung der wirtschaftlichen Inter-
essen beabsichtigt habe. Daraus sei die Wirt-
schaftsgemeinschaft erwachsen ?).

— Die Integration im Bereich der Wirtschaft
fortzufiihren, habe sich gleichsam von selbst
ergeben, weil hier versucht werden konnte,
allmahlich diejenigen Verbindungen zu schaf-
fen, die sich im Falle des Gelingens der EVG
sofort und ohne erforderliche Vorbereitung
ergeben hatten. Dariiber hinaus habe der
wirtschaftliche Aufbau im Interesse aller Be-
teiligten gelegen, weil unter den Bedingun-
gen des modernen Industriestaates die Inte-
gration auf dem Gebiet der Wirtschaft poli-
tisch vereinheitlichend wirken mufite 4).

— Die Einigung auf wirtschaftlichem Gebiet
sei leichter méglich gewesen als der politi-
sche ZusammenschluB}, weil einerseits bereits
wirtschaftliche Erfolge in der Montanunion
erzielt worden waren und andererseits die
wirtschaftlichen Fragen in der Offentlichkeit
weniger kontrovers diskutiert wurden als die
politischen Probleme der Integration 9).

— Unter den Sechs habe weiterhin eine Inter-
essenkoinzidenz dariiber bestanden, die sich
aus der Zersplitterung in viele kleine oder
mittlere Nationalwirtschaften ergebenden
Nachteile zu beheben. Die Liberalisierung des
innereuropdischen Handelsverkehrs und die

ische Ge-
meinschaft, Stuttgart, New York 1978, S. 26; F. Roy
Willis, France, rmany, and the New Europe
1945—1963, Stanford (Cal) 1965, S.242 und Ernst
von der Beugel, From Marshall-Aid to Atlantic
Partnership. European Integration as a Concern of
American Policy, Amsterdam-London-New York
1966, S. 311.

Y) Vgl. Karl Kaiser, EWG und Freihandelszone.
England und der Kontinent in der europdischen
Integration, Leiden 1963, S. 2.

*) Vgl. Hans R. Krdmer, Die Europdische Gemein-
schaft, Stuttgart-Berlin-KéIln-Mainz 1974, S. 12.
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Herstellung der Konvertibilitit der europdi-
schen Wihrungen untereinander konnte nur
auf dem Weg eines engeren wirtschaftlichen
Zusammenschlusses zu einem den Vereinig-
ten Staaten von Amerika und der Sowjet-
union vergleichbaren Wirtschaftsgrofiraum
gelodst werden ©).

Die Griinde sind zwar einleuchtend, doch
werden damit zwei wichtige Fragen fiir die
Entstehung der Wirtschaftsgemeinschaft
nicht berihrt:

Wie konnte es angesichts des integrations-
feindlichen Klimas in Frankreich {iberhaupt
gelingen, die franz8sische Regierung von den
Vorziigen einer neuen Initiative zur Fortset-
zung des Einigungsprozesses zu iiberzeugen,
da sich doch eine Integration iiber den Be-
reich der Montanindustrie hinaus politisch of-
fenbar nicht durchsetzen lieB. Zudem war mit
der Regelung der westeuropdisch-atlanti-

schen Sicherheitsbeziehungen in den Pariser
Vertriagen vom Oktober 1954 ein bis dahin
wichtiger Motor fiir die europdische Einigung
ausgefallen. Folglich stellt sich die Frage,
warum den R&mischen Vertrdgen nicht das
gleiche Schicksal wiederfuhr wie dem EVG-
Vertrag.

Angesichts der damals in Expertenkreisen
heftig gefithrten Diskussionen iiber die einzu-
schlagende Integrationsmethode bleibt dar
{iber hinaus unklar, aus welchen Erwégungen
heraus entschieden wurde, den ProzeB der
wirtschaftlichen Einigung statt auf dem Wege
sukzessiver Teilintegration — wie in der
Montanunion fiir den Kohle- und Stahlsektor
begonnen — nunmehr in der EWG mit einem
gesamtwirtschaftlichen Integrationsansatz
fortzusetzen, den Bereich der Atomenergie je-
doch auszuklammern und in einer separaten
Organisation — eben der Euratom-Gemein-
schaft — zusammenzufassen.

I. Die Neuordnung der westeuropdisch-atlantischen Beziehungen

Das Scheitern des EVG-Vertrages brachte die
im Jahre 1954 schwelende Krise der europdi-
schen Einigungsbewegung zum Ausbruch und
markierte zugleich ihren H&hepunkt. Die
Auswirkungen waren weitreichend. Der mit
der Europdischen Verteidigungsgemeinschaft
und der Europdischen Politischen Gemein-
schaft unternommene Versuch einer suprana-
tionalen  sicherheitspolitisch-militérischen,
politischen und wirtschaftlichen Integration
Westeuropas wurde auseinanderdividiert und
auf unterschiedliche Ebenen verlagert.

Fiir den wichtigsten Bereich, die Sicherheits-
politik, fand in den Pariser Vertrigen das
klassische Allianzmodell der NATO und die
aus dem Briisseler Pakt von 1948 hervorge-
gangene Westeuropdische Union, in welche
die Bundesrepublik mit tatkréftiger Unter-
stiitzung Konrad Adenauers integriert wurde,
Anwendung. Eine wichtige Voraussetzung
war die Bereinigung der deutsch-franzdsi-
schen Streitpunkte iiber die Saarfrage und
der AbschluB eines bilateralen Wirtschaftsab-
kommens.

Was die politische und wirtschaftliche Eini-
gung Europas anbelangte, so waren diese

) Vgl. Walter Lipgens, Europdische Integration, in:
Richard Léwenthal/Hans-Peter Schwarz, (Hnsg.).
Die Zweite Republik. 25Jahre Bundesrepublik
Deutschland — Eine Bilanz, Stuttgart-Degerloch
1974, S. 536.
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Themen im Pariser Vertragswerk unangeta-
stet geblieben. Verschiedene Griinde spra-
chen aber dafiir, die Integration md&glichst
bald auch in diesen Bereichen fortzusetzen.

Die politischen und wirtschaftlichen Bela-
stungsproben, denen Westeuropa zwischen
den beiden Superméchten USA und Sowjet:
union in Zukunft ausgesetzt sein kénnte, und
die politisch und ideologisch als bedrohlich
empfundene Politik Moskaus riickten die
Frage nach Entwicklungsméglichkeiten schon
bestehender europaischer Institutionen und
der Weiterfiihrung des Zusammenschlusses
der westeuropiischen Staaten in den Vorder-
grund.

Die wirtschaftlichen Probleme, zum Teil mit-
telbare Auswirkungen der Nachkriegséra, wa-
ren immer noch ungeldst. Protektionismus
und Devisenzwangswirtschaft behinderten
den Handels- und Kapitalverkehr. Neben den
Zahlungsbilanzproblemen hatten die europii-
schen Staaten mit binnenwirtschaftlichen
Stérungen der Wirtschaftspolitik zu kampfen
Nur auf dem Wege einer engeren Zusammen-
arbeit der westeuropdischen Staaten unter
einander konnten Allokation und Distribu-
tion vorhandener Ressourcen verbessert, def
Handel von Hemmnissen befreit und die Pre-
duktivitit der einzelnen Volkswirtschaften
erhoht werden.



Unter den Integrationsanhéngern herrschte
nach dem Scheitern der EVG die Befiirch-
tung, die Institutionen der in Ansétzen supra-
national arbeitenden Montangemeinschaft
kénnten vom Sog antiintegrationistischer
Stromungen hinweggespiilt werden. Dem
wollten sie entgegenwirken. Das in der Koh-
le- und Stahlgemeinschaft Erreichte sollte un-
ter allen Umstédnden erhalten und durch zu-
sitzliche Integrationsmafinahmen fortgefiihrt
werden, die mdglichst nicht gleich Gefahr
laufen, uniiberwindbare politische Wider-
stinde zu mobilisieren.

Fiihrende Politiker in Westeuropa wie Ade-
nauer, Hallstein, Spaak, Beyen und Monnet
waren iiberzeugt, die Zeit werde gegen sie
und die Europaidee arbeiten, wenn es nicht
binnen kurzem geldnge, der Einigung einen
neuen Impuls zu geben. Sie hielten aus grund-
sdtzlichen Uberlegungen an der Integrations-
politik fest.

Ein erneuter Anstof muBte im wesentlichen
zwei Faktoren Rechnung tragen: Zum einen

wiirde die Integration in Form eines suprana-,

tionalen Bundesstaates kurzfristig keine Rea-
lisierungschance mehr haben. Zum anderen
war davon auszugehen, daB die westeuropéi-
schen Staaten jeder fiir sich nicht in der Lage
sein wiirden, die an sie gestellten politischen
und wirtschaftlichen Aufgaben langfristig und
;\rirksam im nationalstaatlichen Rahmen zu
Gsen.

Weil abzusehen war, daB die Regelung der
sicherheitspolitischen Fragen neue Bemiihun-
gen um eine wirtschaftliche Einigung erheb-
lich erleichtern wiirde, hatten weitere offi-
zielle Schritte in diese Richtung erst Aussicht
auf Erfolg, als die Pariser Vertrdge am 5. Mai
1955 endgiiltig in Kraft getreten waren.

Trotz der besseren Voraussetzungen waren
sich die Befiirworter des Integrationskurses
sehr wohl dariiber im klaren, wie schwer es
sein wiirde, Frankreichs Mitte-Rechts-Regie-
rung unter Fiilhrung von Edgar Faure (Radi-
kalsozialist) zu bewegen, ihre bis dahin re-
striktive Haltung in der Europapolitik flexi-
bler zu gestalten. Vor allem wegen des zu
erwartenden Widerstandes der Gaullisten
zeigte sich die Regierung nicht sonderlich in-
teressiert, die Beratungen {iber Fortschritte
zur europdischen Einigung im Kreise der
EGKS-Staaten weiterzufithren. Die von den
Partnern Frankreichs im Pariser Vertrag zu-
gestandenen Sicherheitsgarantien, die Riick-
schldge in den franzésisch-sowjetischen Be-
ziehungen und die schlechte Wirtschaftslage
der IV.Republik brachten die Regierung
Faure in eine schwierige Situation?).
Einerseits wollte sie in der Nationalversamm-
lung nicht erneut eine Diskussion iiber die
europdische Integration entfachen. Anderer-
seits konnte sie aber nicht von vorneherein
alle Bemiihungen der anderen Montanuni-
onsldnder um Fortsetzung des Einigungspro-
zesses ablehnen.

II. Die Phase der sogenannten relance européenne

Die Initiativen zur Fortfiihrung der Integra-
tionsberatungen gingen von drei politischen
Persénlichkeiten aus. Sie verfolgten unter-
schiedliche Ziele und Methoden, zeigten sich
jedoch in ihrem Urteil iiber die Dringlichkeit
eines neuen europdischen AnstoBes einig.
Eine der treibenden Kréfte war Jean Monnet.
Sein Vorschlag, die Integration mit der Schaf-
fung einer Europiischen Atomgemeinschaft
dls einen weiteren Teilbereich der Montan-
union voranzubringen®), war ein grundsitz-

neuer, sachlich aber keineswegs zwingen-
der Gedanke. Er schien besonders deshalb in-

e

. V&Herberl Tint, French Foreign Policy since
e ond World War, London 1972, S. 106 ff.; Wal-

* Lipgens, Die latente Staatskrise der Vierten
H hen Republik, in: Wilhelm Cornides,

Die Int, 57, Miin-
a 1961.es_ ;Ggrf?auonaie Politik 1956/

.j 81. Jean Monnet. Erinnerun: i
V gen eines Euro-
pﬁe:s, Mﬁnchen-Wien 1978, S. 506 {f.

teressant zu sein, weil die EGKS-Staaten —
mit Ausnahme Belgiens und Frankreichs —
fast keine Kontakte auf dem Nuklearsektor
miteinander hatten. Uberdies befand sich die
Forschung iiber die friedliche Nutzung der
Kernenergie noch in den Anféngen und war
politisch wenig kontrovers®). Der bereits im
November 1954 von Monnet angekiindigte
Verzicht auf eine erneute Kandidatur fiir das
Amt des Prdsidenten der Hohen Behérde er-
wies sich in dieser Situation als geschickter
Schachzug. Die sechs Regierungen waren auf-
gefordert, zu seinen Plinen Stellung zu neh-
men. Monnet, Spaak und Beyen nutzten dabei
die Gelegenheit, ihre Vorstellungen von einer

%) Vgl Peter Weilemann, Die Anfdnge der Européi-
schen Atomgemeinschaft. Zur Griindungsge-
schichte von Euratom 1955—1957, Baden-Baden
1983, S. 17 ff.
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neuen Integrationsinitiative moglichst weit
voranzutreiben.

Die um die Jahreswende 1954/55 in der belgi-
schen, niederldndischen und deutschen Re-
gierung angestellten Uberlegungen zur Griin-
dung einer europdischen Wirtschaftsgemein-
schaft kniipften an die Diskussion iiber den
Satzungsentwurf der Europdischen Politi-
schen Gemeinschaft an. Schon im Zusammen-
hang mit dem vom niederlandischen AuBen-
minister Beyen 1953 vorgelegten Zollunions-
plan'?) wurden Mafnahmen zur europdischen
gesamtwirtschaftlichen Integration der Mon-
tanunionsldnder in Form eines Gemeinsamen
Marktes mit dem Kern einer Zollunion und
gemeinsamen Wetthewerbsregeln als Unter-
bau der Politischen Gemeinschaft erértert.

Diese Arbeitsergebnisse wurden von den Re-
gierungen in Briissel, Den Haag'') und Bonn
tiberpriift und fortgeschrieben. Wéhrend
Beyen zunidchst nur eine Zollunion unter den
Sechsen schaffen wollte, wurde in der Schu-
man-Plan-Abteilung des Bundeswirtschafts-
ministeriums dieser Plan zum Konzept einer
gesamtwirtschaftlichen Integration mit bin-
nenmarktdhnlichen Verhdltnissen auf einem
gemeinsamen europdischen Markt weiterent-
wickelt.

Daf die Entscheidung fiir eine neue Integra-
tionsinitiative auf der AuBenministerkonfe-
renz der Montanunionslinder vom 1. bis
3.Juni 1955 in Messina iiberhaupt zustande
kam, war angesichts der massiven Wider-
stinde in der deutschen und franzésischen
Administration bereits ein Erfolg. In Frank-
reich zeigten eigentlich nur die Republikani-
sche Volksbewegung (MRP) und AuBenmini-
ster Pinay (Unabhéngiger Republikaner) Inter-

esse an einer Wiederbelebung der totgesag-
ten Europa-ldee. Innerhalb der Bundesregie-
rung setzten sich besonders die Beamten um
Wirtschaftsminister Erhard gegen den Sech-
ser-Integrationsansatz zur Wehr. Sie strebten
eine auf weltweiten Freihandel ausgerichtete,
engere Zusammenarbeit der OEEC-Mitglied-
staaten an'?), Allein in den Beneluxldndern
und in Italien '3) gab es keine ernsthafte Geg-
nerschaft. In Anbetracht der unterschiedli-
chen Interessen und Ziele lieB sich unter den
AuBenministern lediglich darin Ubereinstim-
mung erzielen, die neue Initiative in vélliger
Unverbindlichkeit fiir die Regierungen anzu-
gehen. Ohne das allseitige Einvernehmen,
vorerst keine Vertrdge auszuarbeiten und
sich auf die Untersuchung des technisch
Méglichen zu beschrinken, hitte die franzdsi-
sche Regierung, der aus verschiedenen Griin-
den hauptsdchlich das Euratom-Projekt reiz-
voll erschien, der Resolution von Messina
nicht zugestimmt.

Die EntschlieBung dokumentierte in erster
Linie einen politischen KompromiB, der allen
Ansitzen gerecht zu werden suchte'), die
Meinungs- und Interessenunterschiede iiber
den einzuschlagenden Integrationsweg aber
nicht beseitigte. Unumstritten war nur das
Konzept, die europdische Einigung durch die
Schaffung eines gemeinsamen Marktes fort-
zusetzen. Durch Verschmelzung der nationa-
len Volkswirtschaften sollte ein wirtschaftli-
cher Ordnungsrahmen entstehen, der — von'
kompetenten Institutionen gestiitzt — eine
allgemeine wirtschaftspolitische Koordinie-
rung ermdglicht. Fiir die engere Zusammen-
arbeit auf dem Atomenergiesektor sollte da-
von unabhingig eine Organisation eingerich-
tet werden.

III. Das neue Konzept des Spaak-Berichtes

Entscheidenden EinfluB auf den Gang der
weiteren Beratungen, zu denen sich Experten
und Beamte aus den sechs Mitgliedsldndern,
von der Hohen Behérde und aus GroBbritan-
nien von Juli bis Oktober 1955 in Briissel tra-
fen, hatte der belgische AuBenminister Paul

%) Vgl. zu den Diskussionen in der niederlindi-
schen Regierung, Adrian F. Manning, Die Nieder-
lande und Europa von 1945 bis zum Beginn der
finfziger Jahre, in: Vierteljahrshefte fiir Zeitge-
schichte, 29. Jg, 1981, S. 17 1.
11) Vgﬁ J{an) W(illem) Beyen, Het Spel en de Knik-
kers, Rotterdam 1968, S. 234 [f., und: Snoy et dOp-
uers, Jean Charles, Un témoin raconte: Du plan
chuman aux traités de Rome, in: 30 jours d'Europe,
No. 285, 1982, S. 22 i,
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Henri Spaak. Obschon er wenig von der
schwierigen Materie verstand, leitete er mit

'?) Vgl. zu den Kontroversen zwischen dem Aus-
wartigen Amt und dem Bundeswirtschaftsministe-
rium die Studie des Verfassers, Die Griindung der
Europiischen Wirtschaftsgemeinschaft, Baden-Ba-
den 1982, S. 79 fi. und S. 112 ff.

Vel P Ro; Willis, Italy Chooses Europe, New
York 1971, S. 53 fi.

') Das Dokument ging in wesentlichen Teilen auf
ein  Memorandum der Benelux-Staaten vom
20. Mai 1955 und ein Memorandum der Bundesre-
gierung zuriick, das auf der Konferenz 1;2?'3‘99‘
wurde. Vgl. dazu die Textsynopse, in: Howard Bliss
The Political Development of the European Com-
munity. A Documentary Collection, Waltham
(Mass.)-Toronto-London 1970, S. 34 ff.
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viel Vehemenz die Konferenz und setzte sein
ganzes politisches Gewicht fiir den Fortgang
des Einigungsprozesses ein '%). Zudem wurden
von den Regierungen meist jene Beamten be-
nannt, die sich mit dem Ziel der Integration
identifizierten und ein starkes Engagement
mitbrachten.

In ihren Untersuchungen verschafften sich
die Sachverstindigen einen Uberblick iiber
die technischen Probleme einer wirtschaftli-
chen Integration. In der kurzen Zeit von drei
Monaten und wegen der scheinbar kaum zu
fiberbriickenden  Auffassungsunterschiede
lieB sich keine Verstdndigung iiber die zu er-
greifenden MaBnahmen erzielen. Was die
vier Ausschiisse fiir den Gemeinsamen
Markt, fiir klassische Energie, fiir Kernener-
gie und fiir Verkehr und Verkehrswege Ende
Oktober 1955 in ihren Berichten vorlegten,
war ein Konglomerat vielfdltiger Uberlegun-
gen und Losungsansidtze fiir die einzelnen
Sachfragen, aber kein stringentes Konzept,
auf dessen Grundlage Regierungsverhandlun-
gen hétten aufgenommen werden kénnen.

Der entscheidende AnstoB kam von Aufien-
minister Spaak selbst, der sich nicht mit dem
technischen Auftrag der Messina-Konferenz
2ufrieden gab. In seiner politischen Verant-
wortung lieB Spaak von einer kleinen Exper-
tengruppe unter maBgeblicher Mitarbeit von
Hans von der Groeben und Pierre Uri ein
Integrationskonzept ausarbeiten, das trotz
weiterhin bestehender Meinungs- und Inter-
essenunterschiede bei den sechs Regierungen
auf der AuBenministerkonferenz von Venedig
Ende Mai 1956 als Grundlage fiir Vertragsver-
handlungen Anerkennung fand. Aus dem ur-
spriinglich beabsichtigten technischen Be-
richt wurde somit ein politisches Handlungs-
konzept, das fiir die Regierungen nicht mehr
véllig unverbindlich war, ihnen aber jederzeit
die Mbglichkeit lieB, von unannehmbaren
Vorschldgen Abstand zu nehmen.

Richtschnur fiir die Ausarbeitung des soge-
nannten Spaak-Berichtes war die simple Fra-
g8, was miissen die Mitgliedsldnder tun, um
die europdische Einigung wirtschaftlich vor-
anzubringen. Den Sachverstdndigen gelang
es, darauf theoretisch einfache und vor allem
Operationalisierbare Antworten zu geben. Der
Bericht'¢) stellte ein in sich geschlossenes
Ziel-Mittel-System dar, das nur begrenzt der
-_-‘__—-—-
‘E’l Vgl Paul Henri Spaak, Erinnerungen eines
\ropders, Hamburg 1969, S. 297 ff.

gl. RegierungsausschuB, eingesetzt von der
o erenz von Messina, Bericht ﬁer Delegations-

€r an die AuBenminister, Briissel, 21. April 1956,

120 d/56 (korr.), hrsg. vom Sekretariat, Deut-

sche Ausgabe, 142 S.

7

Theoriediskussion iiber die Methoden der In-
tegration entsprang. Dafiir orientierte es sich
mehr an den praktischen Erfahrungen inter-
nationaler Zusammenarbeit sowie an allge-
mein anerkannten Werten und Prinzipien
volkswirtschaftlichen Handelns. Es wurde
vorgeschlagen, eine gesamte Integration der
Volkswirtschaften anzustreben mit Aus-
nahme des Atomenergiesektors, fiir den we-
gen der angeblich besonderen Bedingungen
eine eigene Organisation aufgebaut werden
sollte. Nach den Erfahrungen mit der Mon-
tanunion zeigte sich, daf die Teilintegration
schon nach wenigen Jahren an ihre inneren
Grenzen gestofien war und somit dem Ziel
der Gesamt-Integration keine neue Kraft
mehr geben konnte. Die wirtschaftliche Inte-
gration wiirde also nur dann erfolgverspre-
chend sein, wenn sie nicht einzelne Teilberei-
che der Wirtschaft erfaBite, sondern die ge-
samte Volkswirtschaft in den Einigungspro-
zeB einbezog.

Die entscheidenden Akzente fiir die Fortent-
wicklung der Integration wurden durch die
Auswahl der zu ergreifenden Instrumente
und Methoden gesetzt, die den Gemeinsamen
Markt mit einer Zollunion funktionsfihig ma-
chen sollten. Die Diskussionen {iber den wirt-
schaftlichen Ordnungsrahmen wurden von
unterschiedlichen Grundpositionen gefiihrt.
Die Vertreter des marktwirtschaftlichen Kon-
zepts, speziell die Beamten aus dem Bundes-
wirtschaftsministerium, im geringerem MaBe
die der Benelux-Linder, sahen in dem Ge-
meinsamen Markt ein geeignetes Instrument,
in Westeuropa einen wirtschaftlichen GroB-
raum zu schaffen. Dieser sollte zugleich Vor-

'stufe eines weiterfiihrenden politischen Zu-

sammenschlusses sein, {iber dessen Reich-
weite und Finalitét allerdings noch keine ge-
nauen Vorstellungen bestanden. Auf der an-
deren Seite strebten die Befiirworter der
mehr dirigistischen Linie, zu denen die Ver-
treter Frankreichs und Italiens zédhlten, im In-
teresse ihrer Landwirtschaft und ihrer auf
GroBraumwirtschaft nicht eingestellten Indu-
strien einen_engeren Zusammenschluf unter
Beibehaltung ihres bisherigen Protektionis-
mus an. Der Gemeinsame Markt diente ihnen
als Mittel zum Zweck, nédmlich ihre nationale
Politik im gréBeren europdischen Rahmen
fortzufiihren. Beide Lager nahmen die GATT-
Regeln zur Verteidigung ihrer Argumente in
Anspruch. Die einen sahen in der Zollunion
ein durch den GATT-Vertrag legitimiertes
Mittel, die Benachteiligung dritter Linder
fortzusetzen. Wihrend die anderen die Zoll-
union als eine voriibergehende regionale Pri-
ferenzzone interpretierten, welche mit der
Weiterentwicklung der Integration letztlich -
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allen, also auch den Nichtmitgliedstaaten, zu-
gute kidme. Diese Linie kennzeichnete den
Spaak-Bericht.

Da die Mehrzahl der Experten sich fiir den
marktwirtschaftlichen Rahmen des Gemein-
samen Marktes ausgesprochen hatte, konnten
die deutschen Unterhédndler mit Unterstiit-
zung der Benelux-Vertreter wihrend der Be-
ratungen im verkleinerten Expertenkreis die
entsprechenden Prinzipien in den Bericht
einbringen. Die Zollunion sollte demzufolge
den Kern des Gemeinsamen Marktes bilden,
um den herum binnenmarktdhnliche Verhalt-
nisse geschaffen wiirden. Das Konzept des
Spaak-Berichts bekréftigte damit den interna-
tionalen Regionalismus, aus dem heraus,
einer gewissen Eigendynamik folgend, die
Wirtschaftsintegration sich entwickeln sollte,
um ihrerseits die politische Einigung voran-
zutreiben.

Was die institutionelle Ausgestaltung der
neuen Wirtschaftsorganisation betraf, so
diente der Montanvertrag hierbei als Vorbild.
Bemerkenswert war jedoch weniger die Bei-
behaltung der organischen Grundstrukturen,
als vielmehr die Tatsache, daB knapp zwei
Jahre nach dem Scheitern der supranationa-
len Verteidigungsgemeinschaft und entgegen
dem andauernden Widerstand in den natio-
nalen Regierungen der Vorschlag, ein fodera-
les Organ in das Entscheidungssystem der
neuen Gemeinschaft einzubauen, von den
Zechs Regierungen prinzipiell akzeptiert wur-
e.

Die Annahme des Spaak-Berichtes war kei-
neswegs selbstverstindlich. In Bonn waren es
das Auswirtige Amt und Bundeskanzler Ade-
nauer, die den Spaak-Bericht gegen die Kritik
aus dem Bundeswirtschaftsministerium, dem
Atomministerium und von Beamten des
Landwirtschaftsministeriums  verteidigten.
Der Kanzler wollte die europédische Einigung

IV. Die Regierungsverhandlungen

Die Regierungsverhandlungen, offiziell am
26. Juni 1956 unter dem Vorsitz von AuBen-
minister Spaak in Briissel eréffnet, kamen nur
schleppend in Gang. Technische, verhand-
lungstaktische und politische Griinde waren
dafiir ausschlaggebend. Zum einen bené&tigten
die Delegationen Zeit, ihre Verhandlungspo-
sitionen abzustimmen. Die Arbeitsgruppe fiir
den Gemeinsamen Markt fiihrte bis Oktober
eine sehr ausfiihrliche erste Lesung des Ver-
tragsentwurfes durch, bei der sich jede Dele-
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fortsetzen, auch wenn sie sich zundchst a
das wirtschaftliche Gebiet beschrinken wii
de. Zwar konnte er mit seiner Richtlinienen
scheidung'’) vom 19. Januar 1956 Erhar
StrauB und Bliicher nicht von ihren Einwis
den abbringen. Adenauer war aber jederze
in der Lage, seine Politik praktisch durchz
setzen. In ihren Bedenken sah er keine
Grund, dem Bericht die Unterstiitzung zu vei
sagen. Vielmehr erhoffte er sich von der Int
gration neue Bande einer engeren Zusan
menarbeit mit Frankreich.

Uberwogen in der Bundesrepublik, bei de
Benelux-Staaten und in Italien die europdisc
gesinnten Kréfte, so war die Situation i
Frankreich genau umgekehrt. Nachdem di
Parlamentswahlen Anfang Januar 1956 di
Sozialisten unter Fiihrung von Guy Mollet a
die Regierung gebracht hatten!®), erwartet
man kiinftig eine aufgeschlossenere Haltun
Frankreichs in der Europapolitik. Die politi
schen Kopfe wurden zwar ausgewechselt; di
Administration aber blieb — und mit ihr di
extrem antieuropdische Einstellung. Der Re
gierungswechsel an der Seine wirkte sich zu
ndchst kaum auf die Briisseler BeratT e
aus. Die Europa-Anhdnger bekamen in
ersten Monaten jedenfalls nicht den erhofiter
Riickhalt vom neuen Regierungschef, dem di
Presse eine ausgesprochen euro

Politik nachsagte.

Ein allmihlicher Meinungswandel setzte ers
im Friihjahr 1956 ein. Initiiert wurde der Pro
zeB von wenigen européisch denkenden Be
amten um Mollet, die vom langfristigen Nut
zen der Beteiligung Frankreichs am Gemein
samen Markt dberzeugt waren. Aus ihrer
Schliisselpositionen im Regierungsappar
leiteten sie die Kursdnderung ein, All
konnten sie nur mit grofien Miihen die Regie
rung fiir die Annahme des Spaak-Berichts ge
winnen und eine geméBigte Position Fi
reichs auf der Venedig-Konferenz erreichen.

gation einen Uberblick iiber die Vorstellun-
gen der anderen Partner verschaffen konnte
In einer zweiten Lesung sollten dann kom-

1) Vgl. den Text des Schreibens, in: Konrad ﬁg
nauer, Erinnerungen 1955—1959, Stuttgart 1%/
S. 253 ff.

%) Vgl. zu den politischen Verdnderungen: Pierre
Guillen, Frankreich und der europiische Wieder
aufschwung. Vom Scheitern der EVG zur Ratifizie
rung der Vertrage von Rom, in: Vierteljahrsheft
fiir Zeitgeschichte, 28. Jg, 1980, S. 1 ff.



krete Vertragstexte formuliert und Kompro-
misse ausgehandelt werden. Zum anderen
zeichnete sich im franzdsischen Parlament
eine umfassende Debatte iiber den Euratom-
Teil des Spaak-Berichts ab, von deren Verlauf
und Abstimmungsergebnis die Fortfithrung
der Regierungsverhandlungen wesentlich ab-
hing. SchlieBlich war es schwer, vorherzuse-
hen, welche Bedeutung der im Juli 1956 von
der britischen Regierung iiber die OEEC lan-
cierte Vorschlag zur Griindung einer europdi-
schen Freihandelszone fiir die Briisseler Ver-
handlungen haben wiirde.

Die eigentlichen Verhandlungen iiber den
Gemeinsamen Markt begannen deshalb erst
Anfang September, als Frankreich seine Be-
denken gegen die Vertragsberatungen zu-
rlickgestellt hatte, und die Regierungen ihre
Bedingungen fiir den Eintritt in den Gemein-
samen Markt festgelegt hatten.

Die entscheidende Weichenstellung fiir die
tatsichliche Aufnahme der Regierungsver-
handlungen ging von der Debatte der franzé-
sischen Nationalversammlung iiber die Eura-
tom-Verhandlungen im Juli 1956 aus. Ange-
sichts der Kritik von seiten der Biirokratie
und der Parteien brauchte Mollet die Unter-
stiitzung des Parlaments, um den in Briissel
eingeschlagenen Integrationskurs mittragen
zu kénnen. Ein ablehnendes Votum, das
durchaus méglich gewesen wire, da Mollet in
dieser Frage keine sichere parlamentarische
Mehrheit hinter sich wuBte, hitte der Regie-
rung die Hande gebunden und wahrschein-
lich das vorzeitige Ende der Briisseler Ver-
handlungen bedeutet. Wenn die Parlamenta-
rier iberhaupt fiir die neuen Projekte zu ge-
winnen waren, dann nur aufgrund des starken
Interesses Frankreichs am Ausbau der Kern-
energienutzung.

In der Aussprache war die Regierung ge-
Zwungen, einige wichtige Konzessionen zu
machen'). So versprach AuBenminister Pi-
neay, Frankreich das Recht vorzubehalten, an
den Arbeiten der Internationalen Atombe-
horde teilzunehmen. Bis dahin war namlich
Vorgesehen, daB Frankreich in dieser Organi-
sation durch die Gemeinschaft vertreten sein
Wirde. Dariiber hinaus versicherte er den
Gaullisten, die einzurichtende Gemeinsame
lamentarische) Versammlung und der Ge-
richtshof der Euratomgemeinschaft wiirden
nicht mit den schon bestehenden Organen
ontangemeinschaft fusioniert werden,

%0 wie es der Spaak-Bericht vorsah. Um ein

e

o Vgl ADBudré Siegfried/Edouard Bo;riﬁlious/.]lm-
e : b
Paris 1957, sﬁﬁ:}}e (Hrsg.), LAnnée Politique

positives Votum des Parlaments nicht a priori
auszuschlieBen, machte Mollet auf Druck der
Gaullisten zwei weitere Zugesténdnisse: Zum
einen versicherte er, die in Frankreich bereits
angelaufenen Forschungsarbeiten fiir die mi-
litérische Verwendung der Atomenergie wiir-
den weiterbetrieben. Frankreich verzichtete
damit nur fiir die Dauer von vier Jahren auf
das Recht, Atomwaffen herzustellen. Zum an-
deren hob er fiir die Abstimmung den Frak-
tionszwang auf urd stellte jedem Abgeordne-
ten die Entscheidung frei. Die Gaullisten er-
hofften sich dadurch zusétzliche Nein-Stim-
men aus dem Regierungslager.

Dennoch verlief die Abstimmung am 11. Juli
positiv. Mit den Stimmen der Sozialisten
(SFIO), der Linksliberalen (UDSR-RDA), der
Volksrepublikaner (MRP), der Linksrepublika-
ner (RGR) sowie Teilen der Gaullisten und der
Unabhéngigen erhielt Mollet die gewiinschte
Unterstiitzung fiir die Euratom-Verhandlun-
gen. Sie gab ihm indirekt auch politische
Riickendeckung fiir die Verhandlungen iiber
den Gemeinsamen Markt.

Die franzésische Regierung wollte fortan die
Euratom-Beratungen méglichst schnell zum
AbschluB bringen, die Verhandlungen tiber
den Gemeinsamen Markt dagegen so lange
wie moglich hinauszégern. Das Interesse der
anderen Teilnehmer konzentrierte sich in der
Hauptsache auf den Gemeinsamen Markt.
Damit war unausgesprochen zwischen beiden
Projekten ein Junktim geschaffen worden.

Nach Abstimmung der Verhandlungslinien
mit den Interessenvertretern, insbesondere
mit dem Bauernverband und der Arbeitgeber-
vereinigung (Conseil National du Patronat
Francais), unterbreitete der franzosische
Staatssekretir Faure am 20.September den
Delegationsleitern sechs Bedingungen fiir
den Beitritt Frankreichs zum Gemeinsamen
Markt:

1. Die zweite Stufe des in drei Abschnitten zu
errichtenden Marktes sollte nicht in Angriff
genommen werden, bevor der Ministerrat
einstimmig beschlossen habe, daB die Ziele
der ersten Etappe voll erfiillt seien.

2. Die Harmonisierung der sozialen Lasten
gelte es bis zum Ende der Ubergangszeit so-
weit anzugleichen, daB die Gesamtarbeitsko-
sten in den einzelnen Mitgliedslindern dqui-
valent seien. -

3. Die franzdsische Regierung wollte sich das
Recht vorbehalten, das System der Ausfuhr-
beihilfen und der Einfuhrabgaben aufrechtzu-
erhalten. Es sollte wegfallen, sobald die fran-
zosische Zahlungsbilanz wieder einen Positiv-
saldo aufweisen wiirde.
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4. Einem in Zahlungsbilanzschwierigkeiten
geratenen Staat sollte es erlaubt sein, bereits
fallengelassene SchutzmaBinahmen wieder
einzufiihren. .

5. Die Frage der Einbeziehung iiberseeischer
Kolonialgebiete in den Gemeinsamen Markt
miifite herausgelést werden. Die Regierung
wollte dazu noch detaillierte Vorschldge un-
terbreiten. Sie unterstrich damit ihre bereits
auf der Konferenz von Venedig erhobene For-
derung,

6. Frankreich sollte schlieBlich eine Ausnah-
meregelung fiir die Inkraftsetzung des Vertra-
ges erhalten. Angesichts der Krisensituation
in Algerien, deren Losung Frankreich weitere
militdrische Ausgaben aufbiirdete und eine
Belastung seiner Versorgungsquellen dar-
stellte, schien es der Regierung ungewiB, die
mit der Zollunion gleichermaBen verbunde-
nen wirtschaftlichen Umstrukturierungen
vornehmen zu kénnen.

Die fiir die anderen fiinf Verhandlungspart-
ner groBtenteils unannehmbaren Forderun-
gen stellten eine erhebliche Belastung der Be-
ratungen dar. Vor allem stieB die von franzd-
sischer Seite beabsichtigte Harmonisierung
der Soziallasten vor Eréffnung des Gemeinsa-
men Marktes auf erbitterten Widerstand der
deutschen und der Benelux-Vertreter. Unter
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten war
die franzésische Forderung auf keinen Fall zu
rechtfertigen. Aufgrund der unnachgiebigen
Haltung der franzosischen Regierung in die-
ser Frage steuerten die Verhandlungen schon
bald in eine Sackgasse. Als sich auch die
sechs AuBenminister bei ihrem Treffen am
20./21. Oktober 1956 in Paris nach langwieri-
gen Diskussionen nicht {iber die Gegensiitze
in puncto sozialer Harmonisierung einigen
konnten, muBite die Konferenz ergebnislos ab-
gebrochen werden. Das Schicksal der Integra-
tionsverhandlungen blieb vorerst ungewiB.

Die international angespannte Lage im Na-
hen Osten und das vor dem AbschluB ste-
hende deutsch-franzésische Saar-Abkommen
lieB es weder Bonn noch Paris geraten er-
scheinen, die Konfrontationen um die Briisse-
ler Verhandlungen zu verschirfen. Beide Re-
gierungen bemiihten sich, die“Krise relativ
schnell beizulegen. Wéhrend der kurzen Vi-
site von Bundeskanzler Adenauer am 6. No-
vember in Paris, gerade zu jenem Zeitpunkt,
als die franzdsische Regierung auf dem Héhe-
punkt der Suezkrise starkem internationalen
Druck ausgesetzt war, wurden dann die ent-
scheidenden Kompromisse ausgehandelt 29),

%) Fiir die Bundesregierung handelte der damalige
Abteilungsleiter im Auswartigen Amt, Karl Car-
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Der Fehlschlag des britisch-franzdsischen
Suez-Unternehmens machte der Regie
Mollet einmal mehr ihre beschrinkte Grof-
machtrolle zwischen den beiden Superméch-
ten auf drastische Weise bewubBt. Die engere
Zusammenarbeit mit den europdischen Part-
nern suchend, gab sie in der Folgezeit ihre
zogernde Haltung gegeniiber dem Gemeinsa-
men Markt auf. Damit war der entscheidende
Durchbruch in den Verhandlungen erreicht.

Ein weiterer bedeutsamer Schritt fiir die Un-
terzeichnung der Romischen Vertrige war
die Aussprache der franzésischen National-
versammlung iiber den Gemeinsamen Markt
im Januar 19572!), Soll Frankreich sich Eu-
ropa anschlieBen oder in Zukunft das Risike
der auBenpolitischen Isolierung in Kauf neh-
men? Und was muB es um seiner wirtschaftli-
chen Sicherheit willen tun, um die Bundesre.
publik an den Westen zu binden. Diese Fra-
gen beherrschten die Debatte. Unter Beriick-
sichtigung der wirtschaftlichen Schwiche, der
finanziellen Belastungen in Ubersee und in
Algerien sowie der auBenpolitischen Nieder-
lage in Nahost hatte Frankreich im Grunde
keine andere Méglichkeit, als der Gemein-
schaft beizutreten. Wollte es wieder eine be-
stimmende Rolle im Ost-West-Konflikt spie-
len, muBte es sich fiir die gleichberechtigte
Zusammenarbeit mit seinen Nachbarn ent-
scheiden. Nur die Konsolidierung der west
europdischen Staaten zwischen den Super-
maéchten USA und Sowjetunion, wie Mollet es
formulierte, erméglichte es Frankreich, der
Isolierung zu entgehen. Die gegenseitige
wirtschaftliche Abhdngigkeit im Gemeinsa-
men Markt bot ferner eine gewisse Sicherheit
vor der expandierenden deutschen Wirt:
schaft.

Die Vertrige von Rom bekamen trotz des Re-
gierungssturzes in Paris im Mai 1957 und der
Enttiuschung unter den niederlindischen
Abgeordneten iiber das zu wenig supranatio-
nal ausgefallene System der Wirtschaftsge:
meinschaft ohne gravierende Schwierigkeiten

stens, und fiir die franzésische Regiemn&ﬂ?ob!ﬂ
Marjolin die KompromiBformeln aus. Vgl. Karl Car:
stens, Das Eingreifen Adenauers in die Europé
Verhandlungen im November 1956, in: Dieter
Blummenwitz/Klaus Gotto/Hans Maier/K
Repgen/Hans-Peter Schwarz, (Hrsg), Konrad A
nauer und seine Zeit. Politik ung Personlichkeit
des ersten Bundeskanzlers. Beitrige von Weg- und
Zeitgenossen, Stuttgart 1976, S. 591 ff.

1) Vgl. zum Verlauf der Debatte: Gerhard Kiersch
Parlament und Parlamentarier in der Al.l.ﬁenl!fﬂ“ﬁ'k
der IV.Republik, Wirtschafts- und Sozialwisse-
schaftliche Dissertation, Bd. 1, S.290 ff.; Gabriele
Latte, Die franzésische Europapolitik im S

der Parlamentsdebatten, Berlin 1979, S.106
Pierre Guillen, a.a.O. (Anm. 18), S. 9.



in allen Parlamenten der sechs Mitgliedstaa-
ten die erforderlichen Mehrheiten ?), Die be-
deutsamste Entscheidung fiel wiederum in
der franzésischen Nationalversammlung. Ihr
positives Abstimmungsergebnis vom Juli
1957 bedeutete den Durchbruch in den Ratifi-
zierungsdebatten. Die starke Bindung der Re-
gierung an das Parlament wihrend der Briis-
seler Verhandlungen wirkte sich letztlich ent-
scheidend auf die Annahme der Vertrige aus.
Die Voten im Juli 1956 und zu Beginn des

Jahres 1957 wurden als die eigentlichen par-
lamentarischen Entscheidungen fiir Frank-
reichs Beitritt zur Gemeinschaft angesehen.
Das deutsch-franzdsische Zusammenspiel bei
der Durchfithrung des Ratifizierungsverfah-
rens, wobei Monnet erheblichen EinfluB auf
die franzdsische Regierung und die deutschen
Sozialdemokraten ausiibte, diente der gegen-
seitigen Sicherheit, daBf in Bonn wie in Paris
die Vertrige unterzeichnet wiirden und ein
zweites EVG-Debakel ausblieb.

V. Die Konzeption des EWG-Vertrages

Obwohl die sechs Regierungen in Venedig
die Konzeption des Spaak-Berichts als Grund-
lage fiir die Vertragsverhandlungen aner-
kannt hatten, waren damit die Auffassungs-
unterschiede und Interessengegensitze in
einzelnen Sachthemen nicht geklért. Jede Re-
gierung war bestrebt, fiir sie vorteilhafte Re-
gelungen vertraglich festzuschreiben, dage-
gen weniger giinstige L6sungen abzublocken
oder durch Sonderbestimmungen abzuschwi-
chen. Bei der Festlegung wichtiger Prinzipien
des Gemeinsamen Marktes?3), wie zum Bei-
spiel die Aufstellung des gemeinsamen
AuBenzolltarifs, die Einbeziehung der Land-
wirtschaft, die Wettbewerbsregeln und die
Ausgestaltung des institutionellen Systems
durfte das Gesamtkonzept nicht durch eine
Reihe von Schutzklauseln und Ausnahmere-
geln verwissert werden. Zu befiirchten war,
daB durch Vorbehalte und Einwénde der Re-
gierungen die Konzeption des Spaak-Berichts
zerfallen und die Integration in ihren Kernbe-
reichen geschwicht wiirde.

Spaak ging es darum, solche Tendenzen zu
verhindern und die Einigung politisch herbei-
afiihren. Seinem Dréngen und seinem Ver-
handlungsgeschick waren die Kompromisse
maBgeblich zu verdanken. Er unterstiitzte
vorbehaltlos die Bestrebungen des AusschuB-
Vorsitzenden des Gemeinsamen Marktes, von
der Groeben, und anderer fiihrender Unter-
hindler wie Franco Bobba, Theodor Hijzen
und Johannes Linthorst Homan, das im
Spaak-Bericht niedergelegte Konzept mog-
———

:1 Vgl. Européische Gemeinschaft fiir Kohle und
. Studien- und Dokumentenabteilung (Hrsg),
onatliche Mitteilungen. Die Parlamentsdebatten
2ur Ratifikation der Vertrige von Rom. 1. Teil, Son-
i ummer Dezember 1957, 2. Teil, Sondernummer
Januar 1958,
') Vel zum Zustandekommen der inhaltlichen Be-
v ungen des EWG-Vertrages die Studie des
etfassers, a.a.0. (Anm. 12), S. 335 ff.

1

lichst ohne groBere Abstriche in Vertrags-
texte umzusetzen. Sie waren bestrebt, Losun-
gen im Sinne der Gemeinschaft zu erarbeiten
und nur dort Ausnahmebestimmungen zuzu-
lassen, wo es sich aufgrund der Sachzwinge
nicht vermeiden lieB, oder die Widerstinde
der Regierungen uniiberwindbar waren. Ab-
gesehen von der Regelung der Landwirt-
schaftsfragen, den allgemeinen Bestimmun-
gen liber die Wirtschaftspolitik, der Einbezie-
hung der Uberseegebiete Frankreichs, Bel-
giens und der Niederlande — die vorsitzlich
im Spaak-Bericht nicht erwidhnt wurde — und
einiger verfahrenstechnischer Vorschriften,
gelang es ihnen in den Verhandlungen gré8-
tenteils, die urspriinglichen Ziele des Spaak-
Berichtes im Vertrag zu verankern.

Das dem EWG-Vertrag zugrundeliegende
ordnungspolitische Konzept der wirtschaftli-
chen Integration wurde nicht aus dem Mon-
tanunionsvertrag entwickelt, sondern war ein
eigenstindiger Ansatz zur europdischen Eini-
gung. Der Inhalt des EWG-Vertrags ist im we-
sentlichen von drei verschiedenen 6konomi-
schen Ordnungskonzepten beeinfluBt wor-
den: dem liberalistisch-freihdndlerischen
Konzept, das auf eine Befreiung der Mairkte
vom Protektionismus zielte und die Uffnung
der Mérkte intendierte; dem marktwirtschaft-
lichen Konzept, das auf dem Gemeinsamen
Markt binnenmarktdhnliche Verhdltnisse
vorsah und den weiteren Wirtschaftsablauf
von einem unverfdlschten Wettbewerb

steuern lassen wollte; und dem marktwirt-

schaftlichen Konzept franzdsischer Vorstel-
lung, derzufolge der Gemeinsame Markt ei-
nen stark planungstechnischen Charakter mit
nationalstaatlichen Interventionsméglichkei-
ten haben sollte.

Einerseits mubBten die deutschen Vertreter
der neoliberalen National6konomie einsehen,
daB die Spielregeln des Freihandels allein
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nicht geniigten, um einen groBen wirtschaftli-
chen ZusammenschluB herbeizufiihren. An-
dererseits konnten sich die franzésischen
Vertreter nicht durchsetzen, weil fiihrende
Mitglieder ihrer Delegation erkannten, daB
mit fortschreitender Liberalisierung des
AuBenhandels, der Freiziigigkeit des Kapitals
und der Arbeitskréifte mit einer besseren Ver-
sorgung und der damit verbundenen stérke-
ren Differenzierung von Nachfrage und An-
gebot die Planung leicht in Gefahr gerit, mit
der Wirklichkeit der wirtschaftlichen Lage
nicht mehr iibereinzustimmen. Da auch die
franzésischen Unterhdndler die heimische
Wirtschaft einem stdrkeren internationalen
Wettbewerb aussetzen wollten, um deren Lei-
stungskraft zu erhéhen, konnten sich beson-
ders in den Wettbewerbsfragen die Vertreter
des: rein marktwirtschaftlichen Konzepts
durchsetzen.

Davon ausgenommen war vor allen Dingen
die ‘- Landwirtschaftspolitik. Beriicksichtigt
man die {iber viele Jahrzehnte von allen Mit-
gliedslindern praktizierte staatliche Inter-
ventionspolitik beim Agrarhandel, dann {iber-
rascht es nicht, wenn die Regierungen nur
unter bestimmten Bedingungen und Garan-
tien einer Ubertragung von Hoheitsrechten
auf die Gemeinschaft ihre Zustimmung geben
wollten. Sich im Vertrag auf die Wahl des
Instrumentariums festzulegen, Inhalte und
Ziele einer gemeinsamen Landwirtschaftspo-
litik vorerst aber unbestimmt zu lassen, lag im
Interesse aller Beteiligten.

Gleiches galt auch fiir einige andere Bereiche
wie die Regionalpolitik, die Energiepolitik
oder die Industriepolitik. Allgemein war fest-
zustellen, je sensitiver der Politikbereich fiir
die Nationalstaaten, desto schwieriger wurde
es, gemeinsame Politiken zu vereinbaren. Das
betraf besonders die Wirtschafts- und Wah-
rungspolitik. Die Vereinbarung, solche Kom-
petenzen bei den Mitgliedstaaten zu belassen,
ergab sich sozusagen von selbst. Zu weit gin-
gen die Vorstellungen auseinander, als daf
hier auch nur in einigermaBen absehbarer
Zeit praktikable Losungen zu erwarten gewe-
sen waren. Frankreich war nicht gewillt, der
Gemeinschaft auf diesem Sektor Steue-
rungsinstrumente zur Verfiigung zu stellen.
Und in der Bundesrepublik befiirchtete man
eine zu dirigistische Regelung, die den markt-
wirtschaftlichen Prinzipien entgegenstehen
konnte. Wichtige Politikbereiche der Wirt-
schaftsintegration blieben somit in der allei-
nigen Verfligungsgewalt der Mitgliedstaaten.
Die bloBe Verpflichtung zur Koordinierung
der Konjunkturpolitik stellte letztlich das Ma-
ximum dessen dar, was in den Verhandlun-
gen wirklich erreicht werden konnte.
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Eine wichtige Grundsatzentscheidung, die zu-
nédchst wenig integrierende Effekte zu haben
schien, waren die auf Druck der franzésischen
Regierung ausgehandelten Vereinbarungen
iiber das Verhéltnis zu den Kolonialgebieten,
Zum damaligen Zeitpunkt war nicht vorher-
sehbar, daB darin der Kern eines umfassenden
Assoziierungskonzepts der Gemeinschaft mit
den Landern der Dritten Welt angelegt wer-
den wiirde. Das Abkommen wurde nach er-
heblichen finanziellen Zusagen Adenauers
auf der Konferenz der Regierungschefs am
19./20. Februar 1957 in Paris eigentlich nur in
der Absicht geschlossen, Frankreichs Drén-
gen nach Entlastung seiner kolonialen Ver-
pilichtungen entgegenzukommen und dessen
Beitritt endgiiltig sicherzustellen.

Der Charakter der neu zu schaffenden Or-
gane und die Beschreibung der Prinzipien,
nach denen sie zusammenarbeiten, stellte das
Ergebnis politischer Kompromisse und funk-
tionell notwendiger Entscheidungen zur Ver-
wirklichung des Vertrages dar. Das duale Sy-
stem von Rat und Kommission in einem Netz-
werk komplizierter Entscheidungs- und Ab-
stimmungsprozesse entstand einerseits aus
dem Interesse der souverdnen Mitgliedstaa-
ten, letzte Entscheidungs- und Gesetzge-
bungskompetenzen zu behalten, und anderer-
seits aus der Notwendigkeit, auf iibernationa-
ler Ebene die Anwendung der Vertragsbe-
stimmungen durch ein unabhingiges Organ.
das den Gemeinschaftswillen repréasentiert,
sicherzustellen. Dazu wurde ein institutionel:
les System eingerichtet, das dem intergouver-
nementalen wie dem supranationalen Kon-
zept gerecht zu werden suchte. Es mag bedau-
ert werden, daB die Regierungen es geschickt
verstanden haben, sich im EWG-Vertrag
nicht auf ein einheitliches Konzept festzule:
gen. Doch wiire angesichts der nationalen In-
teressenlagen und der innen- und aufienpoli-
tischen Umstdnde keine andere Ldsung von
allen Sechs akzeptiert worden. Der P.WG
Vertrag beinhaltet daher in seiner institutio-
nellen Ausformung intergouvernemen
und supranationale Elemente, die sowohl einé
statische als auch eine dynamische Kompe-
nente besitzen. Statisch in dem Sinne, daf
ohne den politischen Willen der Mitglied-
staaten eine substantielle Fortentwicklung
der Integration kaum, in anderen Fillen gar
nicht méglich ist — hier sei nur die Wirt
schafts- und Wéhrungspolitik erwéhnt. Dyné
misch in dem Sinne, daB den Mitgliedstaaten
jederzeit freie Hand gelassen wird, die Inte
gration in Richtung eines Bundesstaates
einer anderen Form von Staatenverbindung
weiterzuentwickeln.
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Der fehlgeschlagene Versuch der Montanuni-
onsstaaten, die britische Regierung nach der
Konferenz von Messina in den ,Relancepro-
zeB" einzubeziehen?!), wirkte gleichermafien
belastend wie entlastend auf den Gang der
gesamten Integrationsverhandlungen.

Nur widerwillig hatte sich die Londoner Re-
gierung im Juli 1955 entschlieBen kénnen, ei-
nen ,Reprisentanten” nach Briissel zu entsen-
den. Die Ankiindigung von Delegationschef
Bretherton, die Regierung ihrer Majestit
wolle sich aktiv an den Arbeiten beteiligen,
blieb Lippenbekenntnis, weil sie weder die
Messina-Resolution als Untersuchungsgrund-
lage akzeptierte noch an ihrer inhaltlichen
Ausgestaltung interessiert war?S). Je stirker
sich im Laufe des Septembers die Beratungen
auf die Schaffung einer Zollunion konzen-
trierten, desto mehr setzte sich in britischen
Regierungskreisen die Meinung durch, man
miisse sich aus Briissel zuriickziehen, um
nicht noch mehr in die Integrationspldne der
Sechs verstrickt zu werden.

Der Bruch erfolgte Anfang November 1955,
als Spaak in der ersten Sitzung der verklei-
nerten Expertenrunde den britischen Vertre-
ter aufforderte, ein klares Bekenntnis seiner
Regierung zur Teilnahme an der Zollunion
abzugeben. Da Bretherton wegen der un-
schliissigen Haltung Londons eine Antwort
schuldig blieb, machte Spaak unmiBverstéind-
lich klar, daB kiinftig nur diejenigen Delega-
tionsleiter an den Diskussionen teilnehmen
sollten, die bereit waren, den Zollunionsvor-
schlag zu akzeptieren.

Nach dem Riickzug stand die britische Regie-
rung vor der Alternative, im Falle des Zustan-
dekommens eines Sechser-Marktes auBen-
wirtschaftlich von den Westeuropdern isoliert
2u werden oder sich unter handelspolitischen
mit ihnen zu arrangieren. Die ein-
schneidenden wirtschaftlichen Verinderun-
gen, welche sich fiir die Beziehungen der
Westeuropdischen Staaten untereinander in
den Briisseler Verhandlungen abzeichneten,
Zwangen die Briten schlieBlich, ihr préferen-
Handelssystem mit dem Common-
th zugunsten einer engeren Bindung an
den Kontinent aufzulockern.
—

*) Vgl. zu den Problemen britischer Europapolitik

in den fiinfziger Jahren, Donald C. Watt, GroBbri-

‘annien und Europa 1951—1959. Die Jahre konser-

a:]?im ierung, in: Vierteljahrshefte fiir Zeitge-
chte, J;i. 1980, S. 389 ff.

;25\6,2- Harold Macmillan, Riding the Storm

569, 1959, London-Melbourne-Toronto 1971,
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VI. Die Rolle GroBbritanniens

Im Juli 1956 wurde daraufhin von britischer
Seite iiber die OEEC der Vorschlag einer
Europdischen Freihandelszone in die Diskus-
sion gebracht ?¢). In London glaubte die Regie-
rung fdlschlicherweise, eine industrielle Frei-
handelszone ohne Beriicksichtigung der
Agrargiiter werde politisch und wirtschaftlich
gerade fiir Frankreich interessant sein, das
sich nur schwer mit dem antiprotektionisti-
schen Gedankengut des Spaak-Berichts ver-
traut machen konnte.

Auf franzésischer Seite brachte man dem bri-
tischen Opportunismus allerdings wenig Ver-
stindnis entgegen. Zu Recht wurde den Bri-
ten vorgeworfen, sie hitten den Freihandels-
zonen-Plan nur aufgrund der Verhandlungen
iiber den Gemeinsamen Markt vorgelegt. Ab-
gesehen davon waren die wirtschafts- und
wihrungspolitischen Probleme der IV.Repu-
blik nicht mit dem Instrument der Freihan-
delszone zu lsen. Die Beteiligung der OEEC-
Linder lieB stirkere Disparititen erwarten
als diejenigen, die der Vertrag von Rom zu
bereinigen versuchte. Dariiber hinaus schie-
den sich die Interessen an der Einbeziehung
der Landwirtschaft. GroBbritannien wollte
ausgerechnet jenen Bereich aus der Freihan-
delszone ausklammern, an dem Frankreich
besonders gelegen war. Paris hétte aulerdem
durch die automatische Erdffnung einer
freien Handelszone gerade solche Garantien
fiir den Ubergang verloren, die es in den Briis-
seler Verhandlungen den Partnern miihsam
abgerungen hatte. Dessenungeachtet ver-
sprach der britische Plan nicht, Frankreich
von seinen finanziellen Biirden der Kolonial-
politik zu entlasten.

DaB der Freihandelszonen-Plan zu keiner Zeit
eine wirkliche Alternative zum Konzept der
Gesamtintegration darstellte, hatte die briti-
sche Regierung aber nicht zuletzt ihrer Un-
entschlossenheit zuzuschreiben. Sie unter-
stiitzte erst dann die Freihandelszone ohne
Vorbehalt, als das Suez-Abenteuer geschei-
tert war und Frankreich die Kehrtwende in
Briissel vollzogen hatte. Sollte der Freihan-
delszonen-Plan von britischer Seite jemals als
ein echter Ersatz fiir den Gemeinsamen

26) Vgl. zur Entstehung der Freihandelszonen-Ver-
handlungen, Miriam ps, Britain and the Euro-
pean Community 1955—1963, Princeton (N.J.)-Lon-
don 1964, S. 93 ff.; Hans-Joachim Heiser, British Po-
licy with Regards to the Unification Efforts on the
European Continent, den 1959, S. 102 ff.; Karl
Kaiser, a.a.O. (Anm. 4), S. 96 f{.; sowie die Studie des
Verfassers, a.a.O. (Anm. 12), S. 205 ff.
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Markt gedacht gewesen sein mit dem Ziel, die
europdischen Partner, und im besonderen
Frankreich, dafiir zu gewinnen, so war das
Projekt schon deshalb von vornherein zum

VIL Die Vertrdge von Rom — ein

Die Griindung der Wirtschafts- und Euratom-
Gemeinschaft geht nicht — wie gemeinhin
dargestellt wird — auf die sogenannten re-
lance européenne zuriick. In Wirklichkeit
fand eine Wiederbelebung des Europagedan-
kens nie statt, war es doch nach dem Schei-
tern der EVG erst gar nicht zum Stillstand der
Integrationsbemiihungen gekommen. Die
Vertrige von Rom entstanden vielmehr in
einer einmalig giinstigen historischen Kon-
stellation, die weder vorherzusehen noch be-
wuBt herbeigefiihrt worden war. Dabei erwie-
sen sich die auBen- und innenpolitischen Rah-
menbedingungen, die Akteure sowie die Me-
thode der Integrationsverhandlungen als die
entscheidenden Faktoren.

1. Aullen- und innenpolitische
Rahmenbedingungen

Ohne die Regelung der sicherheitspolitisch-
militdrischen Beziehungen zwischen den
Staaten Westeuropas und den USA (Pariser
Vertrdge) wiren die Beschliisse von Messina
nicht zustande gekommen, hdtte es auch
keine Méglichkeit gegeben, die wirtschaftli-
che Einigung politisch durchzusetzen.

Die Beratungen iiber die wirtschaftliche Inte-
gration wurden durch den frithzeitigen Riick-
zug der britischen Delegation vom Briisseler
Verhandlungstisch wesentlich erleichtert.
Der von britischer Seite lancierte Vorschlag
einer industriellen Freihandelszone stellte,
gleichgiiltig, ob zeitweise als Korrelat oder
aber als Substitut zum Gemeinsamen Markt
gedacht, keine Alternative fiir die Sechs dar.

Der Regierungswechsel in Frankreich zu Be-
ginn des Jahres 1956 brachte eine kleine
Gruppe europidisch gesinnter Beamter in
Schliisselpositionen des Regierungsapparates,
von wo aus sie allmdhlich die Kursédnderung
in der franzésischen Europapolitik zugunsten
der europédischen Zusammenarbeit betrieben.
Sie setzten die Annahme des Spaak-Berichts
durch und bewogen das Kabinett zur Auf-
nahme von Vertragsverhandlungen. .

Die Entscheidung iiber die Griindung des Ge-
meinsamen Marktes hing mafgeblich vom
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Scheitern verurteilt, weil es die Interessen
der Sechs an einer Zollunion als Grundlage
fiir die weitere politische Integration voll-
kommen miBachtete.

historischer Zufall?

Votum der franzésischen Nationalversamm-
lung ab. Nicht die Ratifizierungsdebatte, son-
dern die beiden positiven Abstimmungen
wihrend der Verhandlungen waren die ent-
scheidenden parlamentarischen Auseinan-
dersetzungen iiber die Annahme des EWG-
und Euratom-Vertrages.

Fiir die grundsétzliche Entscheidung der fran-
zdsischen Regierung, dem Gemeinsamen
Markt beizutreten, gab der Verlauf der Suez
Krise den Ausschlag. Die Niederlage im Na-
hen Osten und die daraus erwachsenden
Konsequenzen fiir den internationalen Ein-
flub Frankreichs riickten die bis dahin geheg-
ten Bedenken gegen eine Beteiligung am Ge-
meinsamen Markt in den Hintergrund. Trotz-
dem zeigte die franzosische Diplomatie nun-
mehr groBes Geschick, ihre auBenpolitische
und wirtschaftliche Schwiche in verhand:
lungstaktische Stirke umzusetzen, indem sie
sich vom Parlament und den Interessenver-
binden bei zentralen Verhandlungsthemen
die Hénde binden lieB und dafiir in Briissel
einige Zugestdndnisse einhandelte.

Die Bereinigung des Saarkonfliktes mit dem
AbschluB des Saarvertrages verbesserte die
deutsch-franzésischen ~ Beziehungen und
wirkte sich gerade bei der Uberwindung der
Verhandlungskrise giinstig aus.

Die sowjetische Intervention in Ungam
machte den Westeuropéern einmal mehr die
Bedrohung durch den Ostblock bewuBt und
erhéhte ihr Solidarititsgefithl. Die Notwen-
digkeit eines Zusammenschlusses Westeuro-
pas als zusdtzliches Gewicht im Ost-West:
Konflikt wurde um so deutlicher.

Die vorbehaltlose Unterstiitzung durch die
westliche Hegemonialmacht USA erleich-
terte die Verhandlungen iiber den Gemeinsa-
men Markt. Washington war an einem engen
ZusammenschluB der westeuropéischen Staa:
ten interessiert, weil es sich davon eine allge-
meine Stirkung des Westens versprach. Die
durch die Griindung der EWG entstehenden
handelspolitischen und  wirtschaftlichen
Nachteile fiir die USA nahm die amerikani
sche Regierung in Kauf. Im Vertrauen auf die
Wirtschaftskraft des Landes war man

daB die heimische Wirtschaft mit dem Wirt:
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schaftspotential der Europdischen Gemein-
schaft wiirde konkurrieren kénnen.

2. Die Akteure

Fir das Zustandekommen des Vertrages
zeigte sich ein kleiner Kreis von Akteuren
verantwortlich. Ohne die Fithrungspersén-
lichkeit des belgischen AuBenministers wire
der Vertrag nicht unterzeichnet worden. Sein
Verhandlungsgeschick, seine politische Dyna-
mik und sein Wille, mit dem notwendigen
Druck auf einzelne Delegationen Kompro-
misse zu erzielen, war ebenso ein wichtiger
Faktor wie die enge Zusammenarbeit einer
kleinen, aber einfluBreichen Gruppe von Be-
amten, die sich gegen divergierende Krifte in
den eigenen Reihen und am Konferenztisch
zur Wehr setzten. Diese Beamten, zielorien-
tiert und von der Integrationsidee voll iiber-
zeugt, formulierten die Konzeption des Ver-
trages und handelten ihn aus. Politisch durch-
gesetzt wurde der Vertrag von den AuBlenmi-
nistern und Regierungschefs. Die Weiterent-
wicklung der europdischen Integration von
der Teilintegration zur Gesamtintegration
war demzufolge ein Vorgang, der von einzel-
nen Persénlichkeiten und kleinen nationalen
Fiihrungsgruppen, zusammengesetzt aus
'gechnokraten und Politikern, gesteuert wur-
e.

3. Die Methodik

Eine Entscheidung iiber die zu ergreifende
Integrationsmethode blieb zundchst offen. Die
unterschiedlichen Ansétze zur Sektorintegra-
tion und zur gesamtwirtschaftlichen Integra-
tion wurden auf der Grundlage des Benelux-
Memorandums so in der Messina-Resolution
verwoben, daB sowohl der von deutscher
Seite weiterentwickelte Ansatz der gesamt-
wirtschaftlichen Integration fiir die Organisa-
tion der Wirtschaftsgemeinschaft als auch der
Teilintegrationsansatz fiir die Organisation
der Atomgemeinschaft zum Tragen kamen.
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Damit bestand praktisch von Beginn der Ver-
handlungen an ein unausgesprochenes Junk-
tim zwischen beiden Projekten. Wédhrend
Frankreich der Wirtschaftsgemeinschaft
nicht ohne Schaffung von Euratom zuge-
stimmt hitte, galt dies fiir die Bundesrepublik
und die iibrigen Verhandlungspartner vice
versa. Eine Entkoppelung oder ein vorzeitiger
AbschluB einer der beiden Vertriage hitte
zwangsldufig beide Projekte zu Fall gebracht.

Die materiellen und institutionellen Bestim-
mungen des EWG-Vertrages waren ein Spie-
gelbild dessen, was in den Verhandlungen
den nationalen Regierungen an Kompetenzen
genommen und mit Zustimmung der Parla-
mente unmittelbar oder sukzessiv auf die Or-
gane der Gemeinschaft iibertragen werden
konnte. DaB es trotz des 1954 gescheiterten
supranationalen Integrationsansatzes zu der
Vereinbarung kam, einem iibernationalen Or-
gan eigenstdndige Befugnisse zu iibertragen,
ist zuriickzufiihren auf die Orientierung an
den funktionellen Erfordernissen und auf den
Willen supranational eingestellter Beamter,
die f{éderativen Elemente zu stéirken.

Entscheidende Antriebskrifte fiir die gradu-
elle Fortentwicklung von der Teilintegration
der Montanunion zur gesamtwirtschaftlichen
Integration der EWG waren schlieBlich eine
Reihe giinstiger auBenpolitischer Vorausset-
zungen und Begleitumstinde, die wirtschaftli-
che Schwiche der westeuropdischen Staaten,
ihr Interesse, die Produktivitit ihrer nationa-
len Volkswirtschaften und allgemein die Pro-
speritdt zu erhéhen, sowie der Wille der poli-
tischen Fithrungsgruppe in jedem Mitglieds-
land, die europdische Einigungsidee weiter-
hin zu verwirklichen. MaBgebend fiir die
Griindung der EWG war jedoch nicht zuletzt
die Einsicht bei allen Mitgliedstaaten, daB die
Weiterentwicklung des Integrationsprozesses
und ihre Zusammenarbeit in einer {ibernatio-
nalen Organisation eine wesentliche Grund-
voraussetzung fiir ihre wirtschaftliche, politi-
sche und gesellschaftliche Entwicklung ist.
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Reimund Seidelmann

Der Bund der Sozialdemokratischen Parteien der EG
und die westeuropdische Integration

Wie beim Nord-Siid- und Ost-West-Konflikt
klaffen auch bei der westeuropdischen Inte-
gration objektive Notwendigkeiten und gou-
vernementale Gestaltung auseinander. Objek-
tiv ist die Integration die folgerichtige Ant-
wort auf die strukturellen wirtschaftlichen, si-
cherheits- und allgemeinpolitischen Interde-
pendenzen und auf aktuelle Probleme wie
Wirtschaftskrise und mangelnde internatio-
nale Durchsetzungsfihigkeit. Subjektiv halt
aber Regierungspolitik an den primér natio-
nalstaatlichen Inhalten und Strukturen des
Entscheidungsprozesses fest. Dies wider-
spricht nicht nur einer mittelfristigen Zweck-
rationalitdt, sondern auch den politischen
Grundwerten der westeuropédischen Gesell-
schaften. Denn diese lassen sich letztlich nur
durch eine Zusammenarbeit verwirklichen,
die qualitativ und quantitativ weit iiber die
bisherige europdische Praxis hinausgeht.

Funktionalistische und marxistische Integra-
tionstheorien haben nach abstrakten Mecha-
nismen oder ,GesetzmaBigkeiten" gesucht, um
die Integrationsdynamik zu erkldren. Ihr Hin-
weis auf nationalstaatliche Interessenkonkur-
renzen erklart aber weder ausreichend den
Integrationsstillstand noch bietet er Ansatz-
punkte fiir eine Uberwindungsstrategie. Die
Auffassung der EWG-Griinder, neben den ob-
jektiven Notwendigkeiten und dem Europa-
idealismus auf die EG-Kommission als Hiiter
und Motor der Integration zu setzen, war da-
gegen sehr viel politikndher. Sie gingen dar-
iber zu Recht davon aus, daB objektive —
auch strukturelle — Entwicklungen sich nur
dann in konkrete Politik umsetzen, wenn sie
von Akteuren aufgegriffen und durchgesetzt
werden. Allein auf Akteure zu setzen, wire
voluntaristisch, allein auf objektive Entwick-
lung zu setzen, wire idealistisch. Politische
Strategiebildung muB daher objektive Ent-
wicklungen mit Akteuren und umgekehrt
verbinden. So richtig es war, daB man in den
Griinderjahren nach einem die Integration
tragenden Akteur suchte, so falsch war es, ihn
allein in der EG-Kommission zu sehen. Denn
diese besaB innerhalb der Mitgliedslinder
weder politischen EinfluB noch Unterstiit-
zung.

Sieht man einmal von der Entstehung von
Integrationsakteuren wie Supranationalen
Konzernen und Gewerkschaften ab, ist vor al-
lem mit der ersten Direktwahl zum Europdi-
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schen Parlament ein neuer Typ von integra-
tionsrelevanten Akteuren entstanden. Es han-
delt sich dabei um die Parteienfdderationen
wie z. B. den Bund der Sozialdemokratischen
Parteien in der EG, die Europdischen Libera-
len Demokraten und die Européische Volks-
partei. Parteienfoderationen in Europa unter-
scheiden sich aufgrund ihrer Geschichte, ih-
rer Struktur und ihren Inhalten. Sie kooperie-
ren weniger untereinander als in erster Linie
mit ihren nationalen Mitgliedsparteien und
ihren Fraktionen im Europdischen Parlament
Dies rechtfertigt einen von der Analyseebene
her vertikalen Untersuchungsansatz, der sich
aul eine Parteiféderation konzentriert. Der
Bund der Sozialdemokratischen Parteien in
der EG wurde dabei aus folgenden Griinden
ausgewihlt. Er ist erstens die einzige flichen-
deckende Parteienféderation der EG. Er ist
zweitens die vom Mitglieder- und Wéhlerpo-
tential her groBte Parteienfderation’) und
stellt eine der groBten Fraktionen im Parla-
ment. Drittens ist er diejenige Fderation, de-
ren Mitgliedsparteien die meisten Regierun-
gen in den EG-Landern stellten bzw. ihr ange-
hérten. Viertens gehdrt der Bund zu den dlte-
sten Foderationen und verfiigt mit der Sozia-
listischen Internationale, in der er als Regio-
nalorganisation mitarbeitet, als einzige Fode-
ration iiber eine {iber Europa hinausgreifende
Parteienorganisation.

Vor diesem Hintergrund soll der Bund unter
der Fragestellung untersucht werden, ob und
wie er zum westeuropdischen Integrations-
prozeB beitrégt bzw. ob und in welcher Weise
er als einer der Integrationsakteure anzuse:
hen ist. Ausgangshypothese ist dabei, daB der
Bund gerade im Zusammenwirken mit Mit
gliederparteien, Sozialistischer Fraktion und
Sozialistischer Internationale von seinen poli-
tischen Inhalten und Méglichkeiten her als
einer der potentiell wichtigsten Integrations-
akteure angesehen werden kann, daB er aber
auf Grund seiner eigenen Strukturen und der
seiner Mitgliederparteien zur Zeit diese Mog:
lichkeiten nicht voll ausschopfen kann?).

') In der Europawahl 1979 erhielt der Bund rund 30
Mio. Stimmen und konnte dabei sein Stim
tential, was zu diesem Zeitpunkt rund 46 Mio.
men ausmachte (Summe aller Stimmen der letzten
nationalen Wahlen vor 1979), nicht voll ausnutzet.
Die EVP hatte dagegen in der Europawahl run
Mio. und in den nationalen Wahlen 45 Mio, Stim-
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Sozialdemokratische und sozialistische Par-
teien rdumen wirtschaftspolitischen Fragen
traditionell Vorrang in ihrer Programmatik
und Politik ein?). Wirtschaftspolitik war und
ist dabei nicht nur die Frage, wie iiber Wachs-
tum Reformspielrdume und Hebung des Le-
bensstandardes breiter Bevélkerungsschich-
ten — und damit letztlich Legitimation — ,er-
kauft" werden konnen, sondern auch eine
Frage der Gesellschaftspolitik. Wirtschaftsde-
mokratie soll Beteiligung und Umverteilung,
Kompensation soll Chancengleichheit grund-
legend verbessern. Die Méglichkeit, daB die
Kapitalseite die national und hdufig auch
richtungsméBig zersplitterten Arbeiterbewe-
gungen gegeneinander ausspielen kénne, war
maBgebliche Ursache zur internationalen Zu-
sammenarbeit sozialdemokratischer und so-
zialistischer Parteien. Dies wurde erstmals
nicht nur in der Griindung der Internationa-
len Arbeiterassoziation im Jahre 1884, son-
dern auch beim Auftreten der ersten west-
europdischen Integrationspline deutlich. Als
1950—1952 die EGKS (Europdische Gemein-
schaft fiir Kohle und Stahl) aufgebaut wurde,
waren sich die Sozialisten .dariiber im klaren,
daB wichtige politische Entscheidungen nicht
auf nationaler Ebene erreicht werden kén-
nen"). Neben nationaler Beeinflussung wurde
auch iiber internationale Zusammenarbeit®)
erreicht, daB sich die EGKS Forderungen wie
Mitbestimmung und Investitionsplanung zu
eigen machte und die EWG den Wirtschafts-
und Sozialrat erhielt.

men. Durch die Siiderweiterung wird sich das Ver-

héltnis zugunsten des Bundes verdndern.

‘) Damit wird die Aussage einer wichtigen empiri-

schen Untersuchung zu den Parteienfderationen

~ Oskar Niedermayer, Européische Parteien? Zur
grenziiberschreitenden Interaktion politischer Par-
teien im Rahmen der Euroj en Gemeinschaft,

Dissertation Mannheim 1982, S.251: .Eurogiische

Parteiformationen als Motor’ der européischen In-

tegration? Wohl (noch?) nicht. Ob sie es werden,

muB die Zukunft zeigen" — relativiert. Eine auf
haltliche und strukturelle ausgerichtete

Untersuchung der Parteienf; tionen kann zu

differenzierteren und prinzipiell integrationsopti-

mistischeren Ergebnissen kommen.

) Dies 148t sich nicht nur durch eine Analyse von
ammen und Politik herleiten, sondern zeigt
auch in Karriereprofilen, im innerparteilichen

Aufmerksamkeitswert und schlieBlich auch in der

ammenarbeit mit den Gewerkschaften.

) Siehe Bund der Sozialdemokratischen Parteien

Bun Europdischen Gemeinschaft, Geschichte des

Sundes, Briissel 1982, S. 5.

) Es handelte sich dabei sowohl um die Griindung

einer Sozialistischen Fraktion fiir die parlamentari-

sche Gemeinsame Versammlung der EGKS im

Jahre 1953 als auch um den SonderausschuB der

Spmusu.chendmemuome zur EGKS, der 1951

wurde.
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I. Wirtschaftspolitik

Die wirtschaftspolitische Debatte im Bund
konzentrierte sich vor allem auf drei Punkte:
auf das wirtschaftsdemokratische Modell, die
langfristige Konjunktur- und Wachstumspoli-
tik und MaBnahmen zum Abbau von Arbeits-
losigkeit. Bei der Debatte iiber Wirtschaftsde-
mokratie stand der Bund — wie auch die So-
zialistische Internationale — vor der Schwie-
rigkeit, daB aufgrund unterschiedlicher ge-
schichtlicher Entwicklungen unterschiedliche
Modelle angestrebt wurden. Die mittel- und
nordeuropdischen Sozialdemokraten wollten
gesetzlich abgesicherte Mitbestimmung, re-
formierte Marktwirtschaft und indirekte Len-
kung und Ausgleich. West- und siideuropéi-
sche Sozialisten forderten Arbeiterselbstver-
waltung, Wirtschaftsplanung und Verstaatli-
chung. Die britische Arbeiterbewegung legte
den Schwerpunkt auf innerbetriebliche Ge-
werkschaftsmacht, Verstaatlichung und Pla-
nung. Diese drei unterschiedlichen Vorstel-
lungen fiihrten inner- und auBerhalb des Bun-
des vor allem in den friihen siebziger Jahren
zu erheblichen programmatischen Konflikten,
hinter denen sich aber auch Auseinanderset-
zungen um Fiihrungspositionen verbargen®).
Das programmatische Aufeinanderzugehen
wurde insbesondere in dem Augenblick er-
leichtert, als sozialistische Parteien in Re-
gierungsverantwortung eintraten und ihre
wirtschaftsdemokratischen Reformprogram-
me durch einen pragmatischen Kurs ersetz-
ten’). Damit waren zwar die programmati-
schen Unterschiede nicht behoben, die aktu-
ellen Konflikte iiber das Wirtschaftsdemokra-
tiemodell aber bis auf weiteres vertagt.

Wirtschaftsdemokratische Reformvorstellun-
gen spielen in der politischen Arbeit und den
programmatischen Aussagen des Bundes eine
untergeordnete Rolle®?) — wenn {iberhaupt.

¢) Die franzdsische PS propagierte mit dem Begriff
Eurosozialismus ihren ideologischen Fiihrungsan-
spruch gegenﬁber dem &mﬁgﬁmhﬂ Reformis-
mus der SPD. Vgl. dazu Ger Kiersch, Konflikt,
Km&mﬁon und strukturelle Dominanz: Frank-
reichs Sozialisten und die EG, in: Gerhard Kiersch/
Reimund Seidelmann, Eurosozialismus. Die demo-
kratische Alternative, Frankfurt 1979, S. 132—144.
7) Siehe Lionel Jospin, The experience of govern-
ment, in: Socialist Affairs 6/1982, S.257—259, Vgl
auch den Wandel der PSI unter der Fiihrung Craxis
insbesondere nach Eintritt in die Regierung,
%) Auf dem XII. KongreB des Bundes am 12./13. No-
vember 1982 in P ngen die Diskussionsteil-
nehmer auf Wirtsc! lemokratieforderungen nur
am Rande ein. Die neunseitige Resolution des Kon-
W enthdlt nur einen einzigen Absatz zur
chaftsdemokratie. Es %aht dabei darum, daB
durch eine Ausweitung der Mitbestimmung — ,an
extension of the rights of workers and their repre-
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Die grundlegenden Unterschiede vor allem
zwischen der SPD, der PS (Frankreich) und
der Labour Party (GroBbritannien) waren zu
groB und die inhaltliche KompromiBbereit-
schaft zu gering. SchlieBlich trug die Instru-
mentalisierung dieser programmatischen Un-
terschiede dazu bei, daB eine Einigung nicht
erzielt werden konnte — und auch nicht soll-
te. So entstand das Paradoxon, daBl der Bund
auf europdischer Ebene in einer zentralen
Forderung seiner Mitgliedsparteien auf natio-
naler Ebene weder aktiv wurde noch eine ei-
gene Position bezog. Dies forderte weder
seine Glaubwiirdigkeit noch den fiir eine dy-
namische Integration notwendigen Einbezug
der Gewerkschaften?®). Die vorgeschlagene
Politisierung des Bundes, die neue machtpoli-
tische Konstellation innerhalb des Bundes!?)
und die Anndherung der inhaltlichen Positio-
nen schlieBen nicht aus, daB nach oder auch
parallel zur Uberwindung der Wirtschafts-
krise eine diesbeziigliche Initiative entwik-
kelt werden kann. Ob das geschieht, hdngt
von den Entwicklungen innerhalb des Bun-
des, seiner Mitgliedsparteien und vor allem
von den europdischen Gewerkschaften ab.

Der wirtschaftspolitische Schwerpunkt des
Bundes liegt seit Ende der siebziger Jahre in
erster Linie auf der langfristigen Konjunktur-
und Wachstumspolitik in der EG. Ohne sich
ausdriicklich auf Keynes zu beziehen, verfolgt
der Bund keynesianische Strategien und wen-
det sich gegen den Monetarismus, dem er De-
flation und Arbeitslosigkeit anlastet. Obwohl
die gegenwirtige Programmatik des Bundes
kein in sich geschlossenes neo-keynesiani-
sches Konzept enthilt, sind diese Grundlinien
deutlich erkennbar. Wie bei traditonellen
keynesianischen Vorstellungen sollen in er-

sentatives” — vor allem in multinationalen Kon-
zernen verhindert wird, daB technologische Inno-
vation allein auf Kosten der Arbeitnehmer geht.
Der kurze Absatz schlieBt mit dem Hinweis .Such
problems highlight the need for a major effort to
make our economic system more democratic." Die
Loseblattsammlung alistische Fraktion des
Europdischen Parlaments, Halbzeitbericht der So-
zialistischen Fraktion des Europdischen Parlaments
(Juni 1979 — September 1982), Briissel 1982 {f, er-
wihnt in ihrem Abschnitt Wirtschaftspolitik keine
Initiative in bezug auf Wirtschaftsdemokratie.

®) Es darf dabei nicht iibersehen werden, daf ge-
rade eine Partei wie die franzdsische PS auch des-
halb in dieser Frage so wenig kompromifibereit
war, weil sie programmatische Radikalitdt zur Be-
ruhigung ihres linken CERES-Fliigels einsetzte.

%) So hat sich die Dominanzposition der SPD als
Regierungspartei gegeniiber der PS als franzdsi-
sche Oppositionspartei durch den Regierungs-
wechsel in Frankreich und in der Bundesrepub
Deutschland deutlich verringert und das diesbe-
ziigliche Konfliktpotential entschiérft.
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ster Linie 6ffentliche Investitionen in der In-
frastruktur und zur technologieintensiven
Umstrukturierung des Industriepotentials ei-
nen Wachstumsimpuls setzen, dem dann die
privaten Unternehmer folgen. Neu ist, daB
diese Investitionen weniger zur Sanierung
wettbewerbsunfdhiger Unternehmen dienen,
sondern vor allem die Zukunftsindustrien in
ihren Wachstumschancen auf dem Weltmarkt
stdarken sollen. Dies setzt eine antiprotektio-
nistische und wettbewerbsorientierte Politik
voraus.

Parallel zu staatlichen Wachstumsinvestitio-
nen soll Massenkaufkraft auch iiber den Aus-
bau des Wohlfahrtstaates vergréfert werden
— auf Fragen seiner Finanzierbarkeit wird im
einzelnen nicht eingegangen. Neu an den
Vorstellungen ist die Bereitschaft, keynesia-
nische Strategien zu europdisieren und zu in-
ternationalisieren. Durch den Ausbau des
europdischen Regional- und Sozialfonds sol-
len qualitative und quantitative Wachstums-
impulse ausgel6st werden, die iiber die EG
koordiniert und finanziert werden. Derartige
MafBnahmen haben eine dreifache Funktion:
Sie bauen regionales Ungleichgewicht ab, sor-
gen fiir Wachstum und geben der EG ein
wirtschaftspolitisches Eigengewicht, das auch
zur Steuerung des westeuropdischen Wirt-
schaftsprozesses eingesetzt werden kann.

SchlieBlich sollen im Sinne des Berichtes der
Unabhiéngigen Nord-Siid-Kommission !') iiber
Entwicklungspolitik und andere internatio-
nale Wirtschaftsreformen Industrialisierung
und Massenkaufkraft in der Dritten Welt ge-
fépdert werden, was sich in verstérkter Nach-
frage nach Industrieprodukten aus den EG-
Lindern auswirken soll. Wie bei der EG-Indu-
striepolitik wird auch hier von einem &kono-
mischen und politischen Wettbewerb zwic
schen der EG und den USA bzw. Japan ausge-

) Auch wenn die Nord-Siid-Kommission im Sinne
einer Grofien Koalition gearbeitet hat, sind ihre
Ergebnisse sowohl von Bund und Sozialistischer In-
ternationale ohne Einschrdnkun t und
Forderungen iibernommen worden. Dies ist nicht
nur eine Frage von Inhalten, sondern auch von per
sonellen Verkniipfungen. Nicht nur der Vors
zende Willy Brandt, der zugleich Prasident der So-
zialistischen Internationale ist, sondern auch an-
dere fithrende Vertreter von S-Parteien hatten
maBgeblich an beiden Kommissionsberichten mil-
gearbeitet. — Vorstellungen iiber eine Internatic-
nalisierung Key‘nesianiscger Strategien finden
bereits in der KongreBresolution der

schen Internationale von Vancouver 1978. Da die
Parteienvertreter beim Bund héufig identisch
mit denen bei der Sozialistischen Interna

sind Riickschliisse von Bund zur Internationale und
umgekehrt in der Regel fruchtbar.
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gangen, dem die EG offensiv begegnen soll 12,
Wieweit die Vorstellungen des Bundes zur
Europdisierung keynesianischer Wachstums-
politik verwirklicht werden, hdngt nicht zu-
letzt von der Frage ab, ob die EG-Mitglied-
staaten bzw. die Mitgliedsparteien des Bun-
des in den jeweiligen Regierungen bereit
sind, der EG die notwendigen Finanzmittel
bzw. Finanzierungsmodi zuzugestehen. Aber
selbst Ansdtze einer solchen Politik wiirden
— selbst wenn sie nur eine Ergidnzung tradi-
tionell nationalstaatlichen Keynesianismus
darstellen — gewissermaBen von oben wich-
tige Integrationsimpulse setzen, auch wenn
sie am nationalstaatlichen Grundproblem der
Integration grundsitzlich nichts dndern wiir-
den. Trotz nationalstaatlicher Mittelknapp-
heit und britischem Monetarismus besteht
auf europdischer Ebene zwischen den Frak-
tionen, dem Parlament, der Kommission, Ar-
beitgeberverbinden und Gewerkschaften
diesbeziiglich ein hohes MaB an Konsens-
moglichkeit. Insofern bieten derartige Vor-
stellungen ein hoheres Mafi an Durchset-
zungswahrscheinlichkeit als Initiativen in
Richtung Wirtschaftsdemokratie.

Eine derartige potentielle Konsensbereit-
schaft besteht in den programmatischen Aus-
sagen des Bundes und seinen Aktivititen
zum Abbau der Arbeitslosigkeit nicht. Di-
rekte Arbeitsbeschaffung iiber eine Verringe-
rung der Arbeitszeit auf 35 Wochenstunden
durch EG-Gesetzgebung und Prioritét bei der
Arbeitsplatzsicherheit in der gesamten Wirt-
schaftspolitik sind gegeniiber anderen Partei-
féderationen und vor allem Wirtschaftsver-
binden kontrovers und ihre Durchsetzungsfa-
higkeit gering. Sie sind aber innerhalb des
Bundes am wenigsten umstritten %) und besit-
zen fiir das Wihler- und Mitgliederpotential
des Bundes einen hohen Stellenwert. Ange-
sichts der Mobilierungsprobleme im Europa-
wahlkampf 1984, hinter denen auch die
Glaubwiirdigkeitsproblematik von Bund und

istischer Fraktion steht, bietet sich hier
¢in den Bund integrierender und seine Wih-
ler motivierender Schwerpunkt, mit dem
nicht zuletzt auch die Handlungsschwiche
bei den Fragen der Wirtschaftsdemokratie
Uberspielt werden kann. Arbeitsbeschaffungs-
Programme auf europdischer Ebene werden,
selbst wenn der Bund sie durchsetzen kann,

T ——

') Die Resolution des XII. Kongresses des Bundes
aus: ,Europe must provide the lead in efforts

}° get the world economy out of the slump.

") Oskar Niedermayer, a.a O. (Anm.2) S.214,

Weist aufgrund empirischer Untersuchungen nach,

daf dag giesbezﬁg iche Konfliktpotential 0,01 auf
Skala von 0 (= kein Konflikt) bis 1 (= maxi-

maler Konflikt) betragt.
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allein aufgrund der finanziellen Spielrdume
geringere Wirkungen zeigen als vergleich-
bare nationale Programme. Abgesehen von
den arbeitsmarktpolitischen Folgewirkungen
eines europdischen Keynesianismus ist es
hier vor allem eine Frage von Motivierung,
Glaubwiirdigkeit und Aufkldrung {iber die
Maoglichkeiten und Grenzen einer EG-Ar-
beitsmarktpolitik, die die integrationspoliti-
sche Bedeutung dieser Forderungen ausma-
chen. Die positive Identifizierung des Klien-
tels der S-Parteien mit einer EG, die sich ihrer
Arbeitsplatzprobleme annimmt, ist langfristig
erfolgversprechender als der Aufbau eines
neuen Europanationalismus, der neue Feind-
bilder schaffen und schlieBlich auch auf das
innere Klima zuriickschlagen kann.

Im Rahmen seiner Politik der Verinhaltli-
chung hat der Bund in einer Fachkonferenz
iiber Energiefragen'?) versucht, die Kontro-
verse iiber Kernenergie, die eines der héch-
sten inhaltlichen Konfliktpotentiale ent-
hielt's), durch Ausweitung und Versachli-
chung der Fragestellung zu entschéirfen, was
in wesentlichen Teilen auch gelang, Die in
dieser Konferenz erarbeiteten Grundpositio-
nen wurden dann dementsprechend vom letz-
ten Kongref iibernommen und laufen im we-
sentlichen auf die Forderung nach Verringe-
rung der Abhidngigkeit vom — importierten
— Ul, nach sparsamer Energieverwendung,
nach der Suche und Erschliefung alternativer
und vor allem erneuerbarer Energiequellen
hinaus. Inwieweit Energiepolitik in den Ge-
samtrahmen der EG-Wirtschafts-, Arbeits-
platz- und Regionalpolitik eingebunden wer-
den kann und ob sich aus diesen Anfdngen
eine integrierte Energiepolitik entwickelt,
bleibt abzuwarten %), Dies wird nicht zuletzt
von nationalen Entwicklungen wie im erdsl-

‘? S. Confederation of the Socialist Parties
of the European Community, Energy Conference,
6-7-8 March 1981 London, Briissel 1982. Beachte
dabei insbesondere den Beitrag von Rolf Linkohr
S. 11—16.

%) Oskar Niedermayer, a. a. O. (Anm. 2), S. 214, gibt
dem Thema Kernenergie mit 0,64 den relativ héch-
sten Konfliktwert, vgl. auch Anmerkung 13). Dabei
muB allerdin%s berﬁcksichtiq!_hw_erden. daB in der
Umfrage Niedermayers das Thema Wirtschaftsde-
mokratie oder Machtposition einzelner Parteien
nicht behandelt wurde. In Bund, Geschichte 1982,
S. 24 wird nach der Enersiekonferenz festgestellt,
«aB sich die Ansichten der Mitgliedsparteien zu
den meisten Aspekten der Energiepolitik in weit
héherem Mafe g:ckten. als erwartet worden war”.
‘Wenn dies zutrifft, hat die Strategie des Bundes mit
dieser Konferenz das Konfliktpotential gegeniiber
1979/80, dem Zeitpunkt der Untersuchung Nieder-
mayers, verringert.

%) Bund und Fraktion vermeiden alle schriftlichen
Festlegungen zur Frage nach einer integrierten
Energiepolitik und haben diese Frage bislang offen
gehalten.
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produzierenden Grofbritannien und von
Uberlegungen abhédngen, sich iiber eine Euro-
pdisierung der Energiepolitik bei entspre-

II. Globalpolitik

Fiir Bund und Fraktion'8) spielt die EG-Glo-
balpolitik neben und im Zusammenhang mit
der Wirtschaftspolitik eine zunehmende Rol-
le. Hierbei geht es sowohl um inhaltliche Fra-
gen als auch um die zusétzlichen Integra-
tionsanreize. Im Rahmen dieser Diskussion
zeichnen sich gegenwirtig fiinf Schwer-
punkte fiir die Rolle der EG im internationa-
len System ab:

Erstens — und dies gehért zu den traditonel-
len Schwerpunkten — geht es um die Posi-
tion der EG in der gegenwirtigen Weltwirt-
schaftsordnung. Wirtschaftliche Interessen
und aktuelle Probleme haben dazu beigetra-
gen, daB der Bund offensiver als bisher die
Konkurrenzsituation zwischen der EG auf der
einen und den USA und Japan auf der ande-
ren Seite betont. Dies geht weit iiber die Un-
terstiitzung der Grundlinien der EG-Kommis-
sionspolitik,wie sie sich in den Agrar- und
Stahlverhandlungen mit den USA und in den
Verhandlungen iiber die japanische Export-
und Importpelitik niederschlégt, hinaus. Der
Bund fordert nicht nur eine stirkere wirt-
schafts-, finanz- und wahrungspolitische Ei-
genstiandigkeit, sondern will eine ,Neue Inter-
nationale Geldordnung’, in der die EG ihre
wirtschaftspolitischen Forderungen wie Sen-
kung der Leitzinsen, Kontrolle der Wahrungs-
paritédten, Steuerung der gesamten monetdren
Politik durchsetzen soll '9). Dies setzt die Stir-
kung des Europdischen Wihrungssystems
(EWS) und eine bessere Zusammenarbeit zwi-
schen den EG-Liandern voraus. Daneben soll
iiber die bereits erwdhnte Industriepolitik die
Konkurrenzfdhigkeit der EG vor allem in den
technologisch interessanten Bereichen ge-
starkt werden. Insofern unterstiitzt der Bund
eine Politik, wie sie sich im Aufbau der euro-

'7) Bei dieser Frage muB beriicksichtigt werden,

daB die Okologiebewegung in vielen EG-Lindern

eine vergleichsweise geringe Rolle spielt und bis-

};ng kein Gewicht auf europdischer Ebene erreicht
t.

'%) Einen ausfiihrlichen Uberblick iiber die auBen-
‘E-olilische Arbeit der Sozialistischen und anderer
raktionen im Europaparlament gibt Norbert
Gresch, Die auBenpolitischen Funktionen der EP-
Fraktionen: Ein doppeltes Rollenverstindnis, in: In-
tegration, 1/83, S. 24—33.
'%) Die Resolution des XII. Kongresses widmet die-
sen Fragen einen lingeren Absatz.
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chender Beriicksichtigung der umweltpoliti-
schen Ziele dem Druck nationaler Ukologie-
bewegungen zu entziehen'?).

pdischen Airbus-Industrie, einer europdi-
schen kommerziellen Raumfahrt usw. andeu-
tet. Wie im widhrungs- und finanzpolitischen
Bereich geht es dabei darum, iiber eine stér-
kere und unabhingige Interessendurchset-
zung die gegenwirtige Wirtschaftskrise zu
{iberwinden und langfristig die internationale
Position der EG zu verbessern. Integrations-
politisch bedeutsam ist dabei, daB dies weni-
ger iiber nationale, sondern iiber europdische
Politik erreicht werden soll. Die Strategie ist
deutlich: Der IntegrationsprozeB soll {iber
wirtschaftlichen Konkurrenzdruck von aufien
vorangetrieben werden.

Wie schwierig dies ist, hat sich im Sonderfall
der Energiepolitik gezeigt, wo die Nahost-
Politik der EG wie auch deren energiepoliti-
schen Programme einen zweiten globalpoliti-
schen Schwerpunkt des Bundes darstellen.
Die vom Bund immer wieder erhobene Forde-
rung nach Unabhdngigkeit??) spiegelt die
Konkurrenzsituation zwischen EG und den
USA bei der Lésung des Nahost-Konfliktes,
der als Schliissel zum euro-arabischen Dialog
verstanden wird, wider. Allerdings haben die
neueren Entwicklungen wie die Stirkung des
amerikanischen Einflusses durch die Libanon-
krise und die Schwachung der OPEC durch
den Verfall des Ulpreises die Bedeutung und
die integrationspolitischen Folgewirkungen
dieses Politikbereiches verringert.

Im Gegensatz dazu hat die Tatigkeit der
Nord-Siid-Kommission den dritten globalpoli-
tischen Schwerpunkt der EG, die Nord-Siid-
Politik, stirker als bisher in den Mittelpunkt.
der Diskussion des Bundes geriickt. Hierbel
geht es nicht nur um die Fortsetzung und
Ausweitung der traditionellen AKP-Politik
die allerdings nach wie vor das Kernstiick der
Dritte-Welt-Politik darstellt, sondern auch
um die die progressive Umgestaltung des
Nord-Siid-Verhiltnisses. Dies ist eine Fragé

) Dies wurde nicht nur in den Beitragen zu den
letzten Kongressen und in den entsprechenden Re:
solutionen ﬁeul_lich. sondern wird auch sel}r
von den Fiihrern der S-Parteien so formuliert.
Confederation of the Socialist Parties of the E.
Party Leaders Conference, 28. April 1981 Amster
dam, Brussels 1982: ,The idea of such a move to-
wards an independent position is of course nothing
new."
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von wirtschaftlichen und politischen Interes-
sen. Wirtschaftlich dient eine solche Politik
der Ausweitung der EG-Handelsinteressen
iiber den engeren AKP-Bereich (AKP = Staa-
ten in Afrika, im Karibischen Raum und im
Pazifischen Ozean) hinaus. Politisch, d. h. un-
ter dem Gesichtspunkt einer langfristigen
globalen Strukturreform, geht es um die Ge-
winnung von Biindnispartnern in der Dritten
Welt und damit gleichzeitig um eine langfri-
stige Begrenzung amerikanischer Weltord-
nungpolitik. Die Grundidee ist dabei, daB die
EG als unabhingige politische Kraft die Fiih-
rung in den Nord-Siid-Strukturreformen
iibernimmt und dabei ihre wirtschaftlichen
und politischen Interessen einbringt. Auch
hier ldBt sich’ eine indirekte integrationspoli-
tische Zielsetzung erkennen: Indem die EG
die politische Fiihrungsrolle im Nord-Siid-
Dialog iibernimmt, sollen durch die damit ver-
bundenen politischen und wirtschaftlichen
Méglichkeiten und Erfolge positive Riickwir-
kungen auf die Einigungsbemiihungen einset-
zen. Gleichzeitig sollen — auch tiber den Um-
weg der Dritten Welt — die Legitimation und
politische Attraktivitdt der EG als politische
Reformkraft deutlich gemacht werden,

Ahnliche legitimations- und motivierungspe-
zifische Zielsetzungen kennzeichnen den
vierten Schwerpunkt einer sozialdemokra-
tisch-sozialistischen EG-Globalpolitik. Aus
der Sicht des Bundes und der Fraktion soll
die EG sich in erster Linie als Zivilmacht pro-
filieren. Dabei geht es nicht nur um Attrakti-
vitdit gegeniiber den Friedensbewegungen
oder um Ankniipfung an traditionelle Wert-
und Programmvorstellungen der S-Parteien,
sondern auch um die Entwicklung einer unab-
hingigen Position beim Abbau des Ost-West-
Konfliktes, Wie bei der Wirtschafts- und
Nord-Siid-Politik erleichtert die gegenwir-
tige Politik der USA bzw. der UdSSR ein
Selbstverstindnis, das die Aufrechterhaltung
von Entspannung und Bemiihungen zur Rii-
stungskontrolle und Abriistung betont. Auch
in diesem Bereich soll die EG eine eigenstin-
dige Funktion erreichen und ausiiben, indem
sie. nach Auffassung der S-Parteien fort-
schrittliche Positionen aufrechterhilt und
zum internationalen Reformakteur wird. Dies
wiederum setzt stirkere Zusammenarbeit
voraus und wirkt sich auf den Integrations-
ProzeB positiv atis #!).

—_—

") Hierbei muB kritisch darauf hingewiesen wer-
den, daB zwischen sicherheitspolitischer Diskus-
sion im Bund und im EP und verteidi (fSPOHEF
scher Realitit in NATO und Mitgliedsf;al; ern ein
erheblicher Unterschied besteht. Solanlge das EP

und die Féderationen nicht in Gefahr laufen, un-
mittelbare verteidigungspolitische Entscheidungen.
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Der jiingste und fiinfte Schwerpunkt, in dem
sich wirtschaftliche und politische Interessen
aus den bisherigen Bereichen miteinander
verbinden, ist Lateinamerika. Dies hdngt nicht
nur mit den Erfolgen von S-Parteien und So-
zialistischer Internationale in dieser Region
zusammen, sondern focussiert politische Re-
formpolitik, Abgrenzung und Kooperation mit
den USA, Nord-Siid-Politik und Handelsinter-
essen in einer Region. Obwohl die Lateiname-
rikakonzeption des Bundes gegenwirtig noch
nicht abgeschlossen vorliegt, besitzen die Ak-
tivititen von Bund und Fraktion inzwischen
eine solche Dynamik und ein solches Ge-
wicht, daB sie — in enger Zusammenarbeit
und mitunter in begrenzter Konkurrenz zur
Sozialistischen Internationale — auf eine wei-
tere globalpolitische Rolle der EG hinweisen.

Im Vergleich zur Wirtschaftspolitik diirfen
die globalpolitischen Vorstellungen des Bun-
des und der Fraktion nicht {iberbewertet wer-
den. Auch aus Sicht des Bundes liegen die
wesentlichen Aufgaben der EG in Westeuro-
pa. Globalpolitik ist daher weniger ein Wert
an sich, sondern soll direkt und indirekt dazu
beitragen, die Probleme der EG und ihrer
Mitgliedsldnder abzubauen und zusétzliche
Anreize zur Integration zu geben. Das global-
politische Selbstverstdndnis des Bundes von
einem unabhéngigen, fortschrittlichen und re-
formoffensiven Zivileuropa darf aber nicht
unterschitzt werden. Es ist nicht nur Mittel
zur eigenen Selbstfindung, zur Binnenintegra-
tion im Bund und in Fraktion und zum Auf-
bau einer eigenstdndigen politischen Lei-
stung, die von nationalen Parteien und von
Sozialistischer Internationale nicht erbracht
werden kann, sondern auch zur Legitimation,
Motivation und interessenmifligen Begriin-
dung von verstirkten Einigungsbemiihun-
gen #). Die relativ geringen inneren Wider-
spriiche, die politische Attraktivitdt nach in-
nen und auBen und die langfristig-inhaltliche
Bedeutung einer integrierten EG-Globalpoli-
tik geben den damit zusammenhédngenden In-
tegrationsanreizen vor allem zukiinftig ein er-
hebliches Gewicht. Auch wenn Integration in
erster Linie sich aus inneren Entwicklungen
ergeben mubB, sind die zusétzlichen Integra-

treffen zu miissen, kénnen sie arbeitsteilig mit den
nationalen Parlamenten bzw. Parteien den abrii-
stungs- und friedenspolitisch attraktiven Forderun-
gen Prioritdt einrdumen, ohne flirchten zu miissen,
snmittelbar in Widerspriiche verwickelt zu wer-
en.

22) In der Resolution zum XII. KongreB des Bundes
ist dies zur folgenden Aussage zusammengefaBt:
«We consider therefore that the European Commu-
nity has to be strengthened so that a progressive
Europe can play a more independent role in world
politics."
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tionsanreize, die sich aus einer solchen glo-
balpolitischen Offensive ergeben, von erhebli-
cher Bedeutung. Gerade hier unterscheidet
sich der Bund grundlegend von anderen Par-
teiféderationen. Sein Vorsprung in globalpoli-
tischem Selbstverstindnis, Programm und
Aktivitdtsprofil ist nicht nur eine Frage von

III. Weiterentwicklung der EG

Auch innerhalb des Bundes sind die an die
erste Direktwahl gekniipften Erwartungen??)
einem pragmatischen Reformismus gewichen,
der sich auf ausgewéhlte Bereiche konzen-
triert. In der Arbeitsteilung zwischen Bund
und Sozialistischer Fraktion hat es zuneh-
mend die Fraktion iibernommen, konkrete In-
itiativen zur inhaltlichen und institutionellen
Weiterentwicklung der Integration zu entfal-
ten ?4). Dies liegt nicht nur an den sehr viel
besseren konkreten EinfluBméglichkeiten der
Fraktion auf EG-Entscheidungen, an ihren po-
litischen Ressourcen %) und an den ihr zur
Verfiigung stehenden Kapazitdten, sondern
auch an der héheren Geschlossenheit, wenn
es um allgemeine und konkrete Fragen der
Weiterentwicklung der Integration geht. Da-
gegen wurden die noch in den 1977/78 ent-
wickelten Programmen des Bundes enthalte-
nen konkreten Forderungen nach Auswei-
tung der Kompetenzen des Parlaments, Re-
form der Agrarpolitik und Europdisierung
weiterer Politikbereiche ?%) durch allgemeine
Formeln ersetzt. So enthdlt die Resolution
vom letzten KongreB des Bundes lediglich die

-

) \8]. dazu die Beitrdge in Kiersch/Seidelmann,
a.a.0. (Anm. 6). Ein Indikator fiir diese Entwick-
lung ist das politische Interesse der fithrenden Par-
teien, so z. B. der SPD, wo Willy Brandt nicht mehr
z:te h-Eilual' erneuten Kandidatur zur Verfiigung
steht.
#) Vgl. im einzelnen Sozialistische Fraktion des
Européischen Parlaments, a. a. O. (Anm. 8).
2%) Die Fraktion verfiigt gegenwirtig etwa iiber 30
Referenten (ohne Sekretirinnen usw.), der Bund da-
gegen nur iiber 3 (einschlieBlich des Generalsekre-
tdrs, die teilweise {iber den Stellenplan der Frak-
tion laufen. Ahnliche Relationen bestehen auch fiir
die zur Verfiigung stehenden Finanzmittel.
*) Vgl. dazu den Dokumententeil in Kiersch/Sei-
delmann, a.a.0. (Anm.6) und Bund der Sozial-
demokratischen Parteien der Europédischen Ge-
meinschaft, Sammlung der Européischen Sozial-
demokratischen Programme, Briissel 1981. Z. B. fin-
det sich in der letzten KongreBresolution des Bun-
des nur ein kurzer Hinweis auf die Rechte des
Europaparlamentes wihrend das SPD-Programm
von 1978 noch einen mittelgrofen Abschnitt ,V.4.
Mehr Rechte fiir das Europdische Parlament" ent-
g&lt. in dem detaillierte Forderungen erhoben wer-
en.
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traditioneller internationalistischer Program-
matik der S-Parteien, sondern auch das Er-
gebnis von politischen Organisationsstruktu-
ren, eines leistungsfdhigen internationalen
Kommunikations- und Handlungsnetzwerkes
und koordinierter Erfahrung in internationa-
ler Politik.

Forderung nach Demokratisierung und Effi-
zienzsteigerung sowie eine allgemeine Ab-
sichtserkldrung zur Unterstiitzung von Parla-
mentsinitiativen. Die konkrete Ausformulie-
rung dieser Ziele unterblieb jedoch, und der
Versuch, wihrend des Kongresses die Vor-
stellungen der Fraktion zur Reform der
Agrarpolitik 7) aufzunehmen, scheiterte. Die
Niedermayer-Untersuchung und die Analyse
der jeweiligen nationalen Programme und Po-
litiken zeigen, daB innerhalb des Bundes trotz
der langen internationalistischen Traditionen
erhebliche Meinungsunterschiede iiber den
weiteren Integrationsausbau bestehen.

Es sind vor allem die dénische und britische
Partei, die im Rahmen des Bundes — weniger
in der Fraktion — Integrationsfortschritte
nicht befiirworten. Die subjektive Bereit-
schaft, die westeuropdische Zusammenarbeit
zu intensivieren, ist bei den Vertretern dieser
Parteien nur halb so groB wie bei den anderen
Mitgliedsparteien des Bundes ?¥). Dies liegt
vor allem an der Auffassung, daB angesichts
der gegenwirtigen Kréfteverhéltnisse eine
Integration in die EG mit zunehmender Kom-
petenzverlagerung auf konservativ bestimmte
EG-Entscheidungsgremien den nationalen
Reformspielraum einschrankt und in be-
stimmten Fillen den nationalen Reformstand
durch EG-Entscheidungen wieder zuriick-
dreht. DaB es aber bei weitem nicht allein
diese beiden Parteien sind, die eine konse-
quente Integration ablehnen, wird bei der
Frage nach dem langfristigen europadischen
Zukunftsmodell deutlich. Wéhrend bei der
christdemokratischen Féderation 88% der
KongreBdelegierten das supranationale Mo-
dell dem internationalen vorziehen und die
liberale Féderation noch 67 % Anhénger des
supranationalen Modells aufweist, sind €S
beim Bund lediglich 47 %. Mit anderen Wor-
ten heiBt dies, daB von einer Gruppe, der man

27) Zu den Vorstellungen der Fraktion vgl. Soziali-
stische Fraktion des Europdischen Parlaments

a.a. O. (Anm. 8).
’s')lsg-iehe Oskar Niedermayer, a.a.O. (Anm.7}
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von vornherein ein hohes MaB an europapoli-
tischem Engagement unterstellen kann, die
Mehrheit nicht bereit ist, in gréBerem Um-
fang nationale Kompetenzen auf die EG zu
verlagern 7).

Dieses Bild wird noch deutlicher, wenn man
die mittleren Parteieliten untersucht ). So ist
es insgesamt erklirlich, daB der Bund, obwohl
er aus seiner Interessenlage heraus suprana-
tionale Modelle anstrebt, nicht in der Lage ist,
dies gegeniiber seinen Mitgliedern durchzu-
setzen. Die Fithrung des Bundes?') hat daraus
die Konsequenz gezogen, hier Zuriickhaltung
zu iiben und die diesbeziiglichen Initiativen
der Fraktion zu {iberlassen, die im Vergleich
zur Mitgliedschaft des Bundes eine sehr viel
hohere Bereitschaft zur Integration auf-
weist®?), Anstatt hier einen aussichtslosen
Kampf einzugehen, hat sich der Bund auf zwei
Bereiche konzentriert und sich hierbei gegen-
iiber abweichenden Meinungen in seiner Mit-
gliedschaft durchgesetzt.

Der erste Bereich ist die innerhalb des Bun-
des — vor allem von Frankreich — umstrit-
tene Siiderweiterung der EG%). Hier betont
der Bund vor allem die politische Argumenta-
tion. Erstens gehorten diese Lander zu Europa
und damit zur EG und zweitens sei die Siider-
weiterung zur Stabilisierung der dortigen De-
mokratien notwendig?®!). Die im Vergleich
zum allgemeinen Stil der letzten Kongrefire-
solution und zu den innerhalb des Bundes
vorhandenen Vorbehalten auBerordentlich

) Ebd, S. 195.

) Ebd, S.196: Die mittleren Parteifiihrungskader

entschieden sich zwischen dem supranationalen

und internationalen Europamodell wie folgt (in %):

international wpru?l:tional
2

PSB (Belg) 6

BSP (Belg,) 17 82

SD (Déin. 91 8

SPD (Bundesrep.) 19 81

PS (Frankr.) 72 28

LP (GroBbr.) 85 15

POSL (Lux.) 46 54

PvdA (Niederl) 54 46

M) Gemeint sind Biiro, Priisident (Joop den Uyl

iederlande) und Sekretariat.

¥) Siehe im einzelnen Sozialistische Fraktion des
Europiischen Parlaments, a. a. O. (Anm. 8),
¥) Siehe Union des Partis Socialistes de la Commu-
nauté Européenne, Conference sur IElargissement
-de la Communauté Européenne; 27—28 novembre
1981 Madrid, Bruxelles 1982 und Union des Partis
ialistes de la Communauté Euro e, Une
Politique Mediterranéenne pour la Communauté
uropéenne Aujourdhui et Demain, Marseille 25—
,23‘“‘}1 1982, Bruxelles 1982. o
Die Resolution des XII. Kongresses sagt: [Enlar-
gement of the Community to Portugal and Spain is
dn urgent political imperative for democratic soci-
alists who are aware that such enlargement must
the purpose of strengthening economic
ms_ress and democracy in the countries concer-
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deutliche Unterstiitzung der Siiderweiterung
ist nicht nur Folge der erwarteten politischen
Machtverschiebungen im Europdischen Parla-
ment (EP) und des Einflusses der spanischen
PSOE und der portugiesischen PSP in der So-
zialistischen Internationale sowie ihrer engen
Zusammenarbeit mit Parteien wie der SPD.
Der Bund verfolgt hier eine langfristig ange-
legte Erweiterungspolitik. Die spanische
PSOE wurde Mitglied des Bundes, als die spa-
nische EG-Mitgliedschaft zwar absehbar, aber
noch nicht formell beschlossen war. Die grie-
chische PASOK wurde in die Zusammenar-
beit des Bundes bereits einbezogen, obwohl
sie noch nicht einmal Mitglied der Sozialisti-
schen Internationale ist 3%). Dariiber hinaus
versucht der Bund, politische Dienstleistun-
gen fiir seine Mitgliedsparteien aus den Siid-
erweiterungslindern aufzubauen und damit
gleichzeitig seine Bedeutung fiir diese Par-
teien zu verdeutlichen. So wurde neben einer
Reihe von politischen Funktionen wéhrend
der Beitrittsverhandlungen eine Konferenz
des Bundes in Madrid Ende 1981 durchge-
fiihrt, in der die Mitgliedsparteien fiir die Pro-
bleme der Siiderweiterung sensibilisiert und
vor allem die Parteien der Siiderweiterungs-
lénder fiir eine aktive Mitgliedschaft vorbe-
reitet wurden®®). Der Integrationsbeitrag die-
ser MaBlnahmen ist zwar wenig spektakuldr
und in erster Linie von den Interessen des
Bundes bzw. der Fraktion bestimmt. Seine
langfristigen Auswirkungen im Hinblick auf
eine reibungslose Integration der Siidldnder,
auf die Nutzung des damit zur EG stoBenden
politischen Potentials und die Vermeidung
einer europapolitischen Resignation aus
falschen Hoffnungen diirfen aber nicht unter-
schitzt werden. Inwieweit es gelingt, mit der
Siiderweiterung neue Impulse fiir den Inte-
grationsprozeB zu erhalten, bleibt abzuwarten.
Fiir die diesbeziiglichen S-Parteien hat der
Bund ein — gemessen an seinen begrenzten
Maéglichkeiten — groBes Mal an Hilfen gebo-
ten.

Der zweite Bereich steht mit der Ausweitung
nach Siiden in Zusammenhang und ist wegen
seiner politisch-strukturellen Bedeutung fiir
die Integrationsperspektiven wichtig. Parallel

3%) Der Vorsitzende der griechischen Partei PA-
SOK trat im Rahmen des Bundes zum erstenmal
bei der Konferenz. iiber Sicherheit und Abriistung
im Mérz 1981 in Paris auf. PASOK ist seitdem stédn-
diger Gast, Ein Aufnahmeantrag bei der Sozialisti-
schen Internationale wird erwartet.

) In der offiziellen Geschichte des Bundes, Bund,
Geschichte 1982, S. 26 heilit es unter anderem: ,Im
Hinblick auf diese Umwandlung sollten die soziali-
stischen Parteien und die beitrittswilligen Lander
die Initiative fiir eine Neubelebung der europii-
schen Integration ergreifen.”
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zur Siliderweiterung hat der Bund Parteien
aus europdischen Lindern, die nicht der EG
angehéren, als Beobachter aufgenommen und
schrittweise mit immer weitreichenderen
EinfluBrechten ausgestattet. Es handelt sich
dabei um folgende Parteien:

Det Norske Arbeiderparti (Norwegen)
Sveriges Socialdemokratiska Arbetarreparti
(Schweden)

Northern Ireland Labour Party (Nordirland)
Sozialistische Partei Usterreichs (Usterreich)
Sozialdemokratische Partei der Schweiz
(Schweiz)

Israel Labour Party (Israel)

Malta Labour Party (Malta).

Das Interesse dieser Parteien, von denen ei-
nige erheblichen EinfluB in der Sozialisti-
schen Internationale besitzen, hat sich nicht
zuletzt deshalb dem Bund zugewendet, weil
der Bund zunehmende politische und inhaltli-
che Aktivititen entfaltete und in Zusammen-
arbeit mit der Fraktion internationales Ge-

wicht erhielt. Aus der Sichtweise des Bundes
sind bei dieser Ausweitung des Bundes drei
Gedankengdnge hervorzuheben. Erstens ist
dadurch der alte Konflikt zwischen EG und
EFTA auch auf Parteiebene iiberwunden und
insbesondere das MiBtrauen der Parteien, de-
ren Lander keine EG-Mitgliedschaft besitzen,
gegeniiber dem Bund als mégliche Konkur-
renzorganisation zur Sozialistischen Interna-
tionale abgebaut. Zweitens sind damit langfri-
stige Perspektiven fiir eine engere Zusam-
menarbeit der EG mit Norwegen und Schwe-
den gelegt, die eine Norderweiterung nicht
ausschlieBen. In und durch die Mitarbeit im
Bund ist in der sozialdemokratischen Partej
Norwegens und Schwedens ein Meinungsum-
schwung zugunsten der EG-Integration ent-
standen. Drittens verfolgt der Bund mit dieser
Erweiterungspolitik konsequent eine grof-
europédische Lésung — zumindest oder vor-
laufig auf Parteienebene —, deren langfristige
Perspektiven nicht unterschétzt werden diir-
fen.

IV. Innerorganisatorische Widerspriiche

Die inhaltlichen und organisatorischen Akti-
vitdten des Bundes insbesondere in den letz-
ten drei Jahren und die der Fraktion seit 1979
diirfen nicht dariiber hinwegtéuschen, daf8
der Bund in seinem Engagement fiir ein reali-
stisches Vorantreiben der europdischen Inte-
gration an Grenzen stoBt. Diese liegen nicht
nur in der Zusammenarbeit mit anderen Par-
teienfbderationen oder den geringen Kompe-
tenzen des Europédischen Parlamentes, son-
dern auch in seiner eigenen Organisations-
struktur. Der Bund versteht sich — wie die
Sozialistische Internationale — nicht als
«curopiische Uberpartei und strebt dies auch
nicht an. Er verlangt auch nicht von den Par-
teien, einen Teil ihrer Souverénitdt abzutre-
ten"?’). Wie in der EG gilt auch fiir den Bund
das Primat der nationalstaatlichen Mitglieds-
partei, an dem die Sozialistische Internatio-
nale immer wieder auseinandergebrochen ist.
Im Gegensatz zur Sozialistischen Internatio-
nale ist es aber dem Bund trotz seiner An-
strengungen nicht gelungen, jene politische
und inhaltliche Dynamik zu entwickeln, mit
der die Sozialistische Internationale diese
Strukturschwiéche iliberwand. Dies liegt weni-
ger an Personen, sondern in erster Linie an
den internationalen Rahmenbedingungen
und am Erfolg der gewdhlten Strategie, Er-

37) Siehe Bund, Geschichte 1982, S. 21,
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schwerend kommt hinzu, da der Bund auf
dem Wege zu einer Européischen Partei bzw.
die Fraktion auf dem Wege zu einem kompe-
tenten Europdischen Parlament dies nur auf
Kosten der nationalen Fraktionen und der
Kompetenzen seiner Mitgliedsparteien errei-
chen kann. In dieser Konkurrenz ist der Bund
von seinen Ressourcen, seinen Machtmitteln
und seiner Binnenstruktur her unterlegen
Dies gilt insbesondere fiir die Fille, wo eine
Mitgliedspartei in der Regierung ist und al-
lein schon aus diesem Grund der Dienstlei-
stungen des Bundes weniger bedarf als in der
Opposition. So spiegelt der Bund das Di-
lemma der EG nicht nur wider, sondern ver:
fiigt im Gegensatz zur EG nicht iiber kon-
krete Finanz- oder andere wirksame Anreize
zur Kompetenziibertragung. Dariiber hinaus
ist sein Spielraum durch die Sozialistische In-
ternationale zusétzlich eingeengt. Mitglied-
schaftserweiterung, Verinhaltlichung und das
Anbieten europdischer Dienstleistungen ge-
héren zu den wichtigsten Bestandteilen der
Strategie des Bundes, diese Strukturschwé-
chen wettzumachen. Trotz erster Erfolge und
trotz seiner Unterstiitzung durch die Fraktion
befindet sich der Bund erst im Vorstadium
einer inter- oder gar supranationalen Organi-
sation. Seine Zukunft héngt im wesentlichen
von der Bereitschaft seiner Mitgliederpar
teien ab, ihn zu stérken.

P



Aber gerade dies stoBt wiederum an struktu-
relle Schranken. Trotz aller Tradition in Inter-
nationalismus, grenziiberschreitender Zusam-
menarbeit und Erfahrungen, in der Koordina-
tion und Harmonisierung unterschiedlicher
S-Parteien, verfiigen diese ihrerseits nicht
iiber die nétige Binnenstruktur, die eine dau-
erhafte Uffnung ins Internationale oder Euro-
piische schafft, erhilt und ausweitet. Interna-
tionale Arbeit oder Auslandsarbeit ist in allen
S-Parteien auf einen kleinen Personenkreis
begrenzt, durch extrem geringe innerparteili-
che Transparenz gekennzeichnet und von an-
deren Arbeitsbereichen in der Regel isoliert.
Eine dem Problem angemessene Internatio-
nalisierung hat — zumindest in den groBen
und die Arbeit des Bundes bestimmenden
Mitgliederparteien wie Labour Party, Parti
Socialiste und SPD — nicht stattgefunden.
Dementsprechend besteht dort weder die not-
wendige Problemkenntnis noch die entspre-
chende Bereitschaft, europdische Ldsungen
anzugehen. Die Ansitze, die z. B. durch und
iber die Direktwahlen geschaffen wurden,
sind bislang nicht ausgebaut worden — auch
wenn die Mitgliedsparteien des Bundes hier
weiter als ihre nationalen Konkurrenten
sind.

Angesichts dieser doppelten Strukturschwa-
che ist es auch erklérlich, daB Auseinander-
setzungen um die Fithrungsposition im Bund,
wie sie sich insbesondere zwischen der PS
und der SPD abgespielt haben, zwar héufig
iber Sachprobleme ausgetragen werden,
nicht aber dazu beitragen, gemeinsame L3-
sungen zu erarbeiten und den Stand der in-
haltlichen Zusammenarbeit geférdert haben.
Das machtpolitische Ungleichgewicht im
Bund zwischen den groBen und den kleinen
Parteien und die Art der Konfliktaustragung
haben wiederholt dazu beigetragen, daB sich
auf der einen Seite die integrationsinteres-
sierten kleineren Parteien nicht durchsetzen
konnten und auf der anderen Seite die groBen
Parteien, die ihre inhaltlichen und politischen
Anspriiche nicht verwirklichen konnten, ihre
auBlenpolitische Arbeit aus dem Bund in an-
dere Gremien und vor allem in bilaterale Me-
chanismen verlagerten.

Die Geschichte des Bundes als Bund?®) ist re-
lativ kurz. Offiziell 1974 gegriindet erfuhren
die integrationsbereiten Krifte im Bund ihre
erste groBe Niederlage, als 1979 der KongreB
nicht das detaillierte und integrationsorien-
tierte Programm, das nach zweijihriger Vor-
bereitung vom Biiro zur Verabschiedung
empfohlen wurde, {ibernahm. Die darauf ein-
geleitete Strategie des Bundes, in ausgewihl-
ten inhaltlichen Bereichen, durch eine schritt-
weise Ausweitung seiner Mitgliedschaft und
durch den Umweg iiber neo-keynesianische
und konjunkturpolitische, globalpolitische
und Dritte-Welt-politische inhaltliche EG-
Perspektiven die Existenzberechtigung und
den politischen Wert des Bundes neben und
nicht iiber der Arbeit seiner nationalen Mit-
gliederparteien hervorzuheben, hat begrenzte
Erfolge gezeigt. Hiervon kénnen langfristige
Integrationsimpulse fiir die Gemeinschaft
ausgehen, die von anderen Parteienféderatio-
nen oder von nationalen Regierungen nicht
geleistet werden koénnen. Die Zukunft des
Bundes, seine inhaltlichen und politischen
Méglichkeiten und Grenzen werden aber
trotz aller inhaltlichen Méglichkeiten und
Gelegenheiten durch die Fdhigkeit und Be-
reitschaft seiner Mitgliedsparteien zur Inte-
gration bestimmt. Und diese sind bis jetzt
zwar in Teilen ihrer Programmatik, nicht aber
in ihrer Struktur internationalistisch. Solange
sich dies nicht &dndert, wird der Bund seine
Rolle als Integrationsakteur — wenn {iber-
haupt — nur begrenzt spielen kénnen. Dies
gilt nicht nur fiir den Bund, sondern auch fiir
die anderen Parteienféderationen — und hier
mitunter stirker. Ein européisches Parteien-
system, das auch die Fraktionsmitglieder ei-
nem EG-europédischen Legitimationszwang
unterwirft, besteht erst in Ansédtzen. Ohne
dies werden aber alle Ziele nach einer demo-
kratischen oder demokratischeren EG wenig
Glaubwiirdigkeit besitzen und ein Fortschritt
im EG-IntegrationsprozeB von den politi-
schen Entscheidungseliten als sekundar,
wenn nicht als ganz {iberfliissig bezeichnet
werden.

38 Zur Geschichte des Bundes s. Norbert Gresch,

Transnationale Parteienzusammenarbeit in der EG,
Baden-Baden 1978.
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Helmar Frank

Europdische Sprachpolitik

Aufgaben, Losungsangebote und Schwierigkeiten

Der Kompromif, auf den sich die zehn euro-
piischen Regierungen bei der Gestaltung des
kiinftigen europdischen Passes einigten, wird
fiir den EG-Biirger ein erstes, in Massenauf-
lage verbreitetes Dokument der Schwierig-
keit einer europdischen Sprachpolitik sein.

Der Einfiihrung eines einheitlichen Passes
wurde nicht zuletzt von deutscher Seite!?)
eine besondere europapolitische Wichtigkeit
beigemessen, so daB nach zihem Ringen auf
eine lupenreine Erfiillung der vertraglich ver-
einbarten Gleichrangigkeit aller offiziellen
Sprachen der EG verzichtet wurde. Aus tech-
nischen Griinden hatten verschiedene Staa-
ten gefordert, fiir den Europdischen PaB nur
Englisch, Franzosisch und die betreffende
Landessprache zu verwenden. Dagegen for-
derte die Bundesregierung von Anfang an die
mindestens grundséatzliche Anwendung der
+Allsprachenlésung”, d. h. der Beschriftung in
allen offiziellen EG-Sprachen und auBerdem
in Irisch. Damit sollte dem europdischen Biir-
ger iiberzeugend gezeigt werden, daB sich die
EG als Vereinigung einer auch sprachlich
gleichberechtigten Vielheit europdischer Na-
tionen versteht.

Diesem an sich legitimen Gleichrangigkeits-
anspruch wurde schlieBlich insofern wenig-
stens abgeschwécht geniigt, als auf der ersten
Seite alle offiziellen EG-Sprachen erscheinen,
wihrend fiir die spdteren Seiten auBer der
Landessprache nur noch Englisch und Fran-
zbsisch vorgesehen sind — jedoch unter Hin-
zufiigung eines Zahlenschliissels fiir die im
PaB eingedruckte Ubersetzung auch in die an-

I. Ausgangssituation

1. Zur Jinguistischen Struktur" Europas

Innerhalb des geographisch nur unbefriedi-
gend umgrenzbaren, 12 Millionen Quadratki-

') Vgl. Schreiben des Auswirtigen Amtes
(AZ 410—424.40 PU) vom 8. 1. 1982 an den Europa-
klub/Gesellschaft fiir sprachgrenziibergreifende
europdische Verstindigung e. V, veréffentlicht u. a.
jsng lzilf.tropa anumentaro/Eumpadokumentaﬁon 32,

B 12

deren offiziellen Sprachen. Diese Lésung wird
zweifellos von breitesten Bevolkerungskrei-
sen innerhalb der gesamten EG angenommen
werden, zumal jeder Biirger in seinem Paf
seine Sprache nicht nur ohne Anzeichen
einer Zweitrangigkeit findet, sondern sogar
dadurch scheinbar aufgewertet, daB sie sicht-
bar zusammen mit Englisch und Franzosisch
gegeniiber allen iibrigen Sprachen hervorge-
hoben ist.

Nur sprachpolitisch sensibilisierte EG-Biirger
protestieren. Ob es ihnen gelingen wird, auch
in der sprachpolitisch bisher uninteressierten
deutschen Uffentlichkeit beachtet zu werden,
héngt davon ab, ob die Form des Europaisches
Passes ein einmaliger KompromiBl zwischen
Grundsatztreue und Machbarkeit bleibt oder
zum Pridzedenzfall nicht nur fiir die kiinftige
Kennkarte wird, sondern allgemein fiir eine
stufenweise Aufgabe des Anspruchs auf
sprachliche Gleichberechtigung.

Je weiter der politische EinigungsprozeB Eu-
ropas voranschreitet, desto schwerer wird es
sein, dabei sprachpolitischen Problemen aus-
zuweichen. Da auBenpolitische Aufgaben von
den EG-Lindern zunehmend gemeinsam
wahrgenommen werden, wird innerhalb der
selbsténdigen deutschen AuBenpolitik die
deutsche Sprachpolitik einen immer héheren
Rang einnehmen. Der folgende Versuch einer
Ubersicht iiber die anstehenden Aufgaben
und angebotenen Lésungen sowie einer kriti-
schen Beurteilung mégen einer Belebung und
Vertiefung der hierfiir in allen politischen La-
gern noch zu leistenden programmatischen
Arbeit dienen.

lometer groBen Quasikontinents Europa
(ohne Kaukasus) zdhlte L.Teniére?) in den
zwanziger Jahren 72 Sprachen. Nach Strei-
chung einiger von ihm nur als Dialekte einge-
stufter oder inzwischen ,ausgestorbener’

?) Vgl. A. Meillet, Les langues dans 1'Europe nou-
velle, Paris 1928, S. 454—473.
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Sprachen kam G. Décsy?) ein halbes Jahrhun-
dert spiter noch auf wenigstens 62 Sprachen.
Im Durchschnitt miBit also in Europa jeder
Sprachraum 194 000 km?, im Gegensatz zu nur
rund 15 000 bzw. 10 000 km? in Afrika bzw. im
indischen Subkontinent. Von den zehn offi-
ziellen Sprachen der jetzigen EG-Lander und
der Erwartungsldnder Portugal und Spanien
liegen hinsichtlich der flichenméBigen Ver-
breitung fiinf iiber dem europdischen Durch-
schnitt, némlich (nach abnehmender Verbrei-
tung in Europa:) Franzésisch, Spanisch,
Deutsch, Italienisch und Englisch. Auch der
innerhalb des EG-Gebiets liegende Teil des
deutschen Sprachraums ist flichenméBig
noch {iberdurchschnittlich groB, hier aber
kleiner als der englische.

Fiinf ,groBe" Sprachen mit je mehr als 50 Mil-
lionen Muttersprachlern werden von zusam-
men mehr als der Haélfte aller Européder ge-
sprochen, ndmlich (in dieser Rangfolge) Rus-
sisch, Deutsch, Englisch, Italienisch und Fran-
zésisch. Von den anderen Sprachen der EG-
(einschl. aller Erwartungs-)Ldnder folgen als
JmittelgroBe" Sprachen (10—50 Millionen
Sprecher) auf den Rangplédtzen 8 und 9 Spa-
nisch bzw. Niederldndisch. Mit jeweils 1—10
Millionen Sprechern in Europa finden sich
auf den Réngen 13—36 als ,kleine Sprachen’
Portugiesisch (Rang 13), Griechisch (15), Da-
nisch (19), Tiirkisch (Rang 23 — bei Einbezie-
hung der Gesamttiirkei Rang 9, vor Nieder-
lindisch) und Bretonisch(33). Auf dem Gebiet
der jetzigen EG sind sechs ,Kleinstsprachen"
(mit je mehr als 100 000 Sprechern) zu Hause,
namlich Baskisch (Rang 37), Irisch (38), Kym-
risch (40), Luxemburgisch (44), Friesisch (45)
und Schottisch-Gélisch (53), von denen bisher
erst Irisch den Rang einer Staatssprache (wie-
der) erlangte. Der Sprecherzahl nach noch
kleinere, sogenannte Zwergsprachen fehlen
im jetzigen und voraussichtlich kiinftigen EG-
Bereich.

Die Rangfolge der Sprachstirken befindet
sich in Bewegung. Insbesondere nahm in den
zwanziger Jahren noch Deutsch vor Russisch
den Platz 1 ein. Hinsichtlich des prozentualen
Wachstums wihrend eines halben Jahrhun-
derts steht unter allen europdischen Sprachen
die Kleinstsprache Isléndisch mit 80% an der
Spitze; auf dem méglichen EG-Territorium
betragen die Zuwachsraten fiir Tiirkisch 70%,

e —

)G . Die linguistische Struktur Europas.
V@nagge;‘ﬂen — Gegenwart — Zukunft, Wiesba-
den 1973, Dieser umfassenden Darstellung sind
auch die meisten weiteren Angaben zur Sprachver-
ng entnommen. Einen rblick tber alle
Sprachen der Welt liefern G. u. B. Meier mit Band 1
Handbuchs der Linguistik und Kommunika-
Berlin 1979,
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fiir Irisch 61%, fiir Portugiesisch 31 %, fiir Nie-
derlandisch 28%, fiir Luxemburgisch 15%, fiir
Spanisch 14 %, fiir Danisch 11 %, fiir Italienisch
7% und fiir Franzésisch 3% — die anderen
Sprachen des EG-Bereichs verloren von 1922
bis 1972 an Stiirke in Europa.

Sprachpolitisch interessant ist auch die Rang-
folge der Sprachen nach der Lénge der
Sprachgrenze, ldngs welcher intensive
Sprachkontakte mit Nachbarstaaten stattfin-
den und alltdgliche Sprachgrenzwidersténde
zu iiberwinden sind. Wieder steht Russisch an
der Spitze — unmittelbar vor Deutsch, das
lings einer fast 5000 km langen Sprach-
grenze an 14 andere Sprachbereiche st&ft.
Unter den Sprachen des (méglichen kiinfti-
gen) EG-Bereichs (ohne Tiirkisch) folgt erst
auf Platz7 Franzdsisch, dann Spanisch (13)
und Italienisch (20); die Grenzen aller weite-
ren Sprachbereiche sind kiirzer als 1000 km.

Die genannten Zahlenmerkmale sind durch
politische Entscheidungen nicht kurzfristig
verdnderbar. Zu weniger stabilen Werten
kommt man, sobald man die zwischenstaatli-
chen politischen Bindungen und die unter-
schiedliche Wirtschaftskraft beriicksichtigt.

In den europdischen politisch-wirtschaftli-
chen Gruppierungen entstanden unterschied-
liche sprachpolitische Normen und Realita-
ten. Besondere Beachtung verdienen

1. die jetzt 21 Ldnder umfassende Staaten-
gruppe, die im Europarat (gegriindet 1948)
vertreten ist;

2. die 1949 mit zehn sozialistischen Lindern
gegriindete Staatengruppe des Rats fiir ge-
genseitige Wirtschaftshilfe (RGW);

3. als wirtschaftlich und politisch besonders
eng zusammenarbeitende Teilgruppe der im
Europarat vertretenen Lénder die urspriing-
lich (1957), sechs, seit 1973 neun und seit 1981
zehn EG-Lédnder (mit den Erwartungsldndern
Portugal, Spanien und evtl. Tiirkei).

Keine offizielle Sprachpolitik wurde 1960 an-
léBlich des Zusammenschlusses von sieben
Staaten zur Europdischen Freihandelszone
(EFTA) formuliert.

Deutsch ist die einzige natiirliche Vermittler-
sprache zwischen diesen groBen politischen
Gruppierungen Europas, denn nur Deutsch ist
sowohl im Bereich der EG als in dem des
RGW als auch im Bereich der EFTA als Amts-
sprache vertreten.

Einzelne Lénder bilden schon innerstaatlich
das europdische Sprachproblem mehr oder
minder stark vereinfacht ab und zeichnen
sich durch einen hohen Reifegrad der sprach-
politischen Diskussion und Gesetzgebung
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aus: Jugoslawien, die Schweiz, Belgien, Finn-
land und Irland. AuBerdem gehoren aber
noch fast fiinf Prozent der europdischen Ge-
samtbevélkerung zu Sprachminorititen, d. h.
sie leben in einem Staat, in welchem ihre
Sprache (noch) nicht Amtssprache ist. Von
dieser Problematik sind die groBen Sprachen
in Europa verhiltnismdBig wenig betroffen:
Von den Sprechern des Deutschen leben nur
2,5%, von denen des Italienischen nur 22%
und von denen des Franzésischen nur 0,3%
im europdischen Sprachausland. Andererseits
gibt es zu keiner der oben erwidhnten Kleinst-
sprachen (auBer Irisch) ein eigenes Staatsge-
biet, was eine keineswegs nur kulturelle Un-
terprivilegierung bedeutet.

Die Kernfrage der europédischen Sprachpolitik
lautet: Kann und soll auf den ersten Pldtzen
der sprachlichen Rangskala eine Uberprivile-
gierung (z. B. wie beim Européischen PaB an-
gedeutet) aufgebaut oder vermieden werden
— und welche Sprachen sind dabei gegebe-
nenfalls zu beriicksichtigen?

Bild 1: Zur relativen Sprecherzahl der offi-
ziellen Sprachen im EG-Bereich zwischen
1980 und 2000.

Bild 1 gibt die Sprachverteilung in der EG
und ihren Erwartungsldndern fiir 1980 an, als
nach Ausdehnung von vier auf sieben Sprach-
bereiche das Sprachproblem bereits unab-
weisbar geworden war. Dabei hebt sich keine
Sprache offensichtlich fiir eine privilegierte
Position heraus. Unterstellt man, daB alle vier
damaligen Erwartungslinder bis zum Jahre
2000 in unsere westlich-siidliche europidische
Féderation einbezogen sein werden, dann er-
hélt man dariiber hinaus schon ohne Beriick-
sichtigung der oben erwdhnten Wachstums-
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(und Schrumpfungs-Jraten eine Verteilung
ohne hervorstechende Sprungstelle, die als
verniinftige" Schnittstelle zwischen iiber- und
unterprivilegierten Sprachen dienen konnte.
Auch wenn man die zahlenmdBigen Stirken
der einzelnen Sprachgemeinschaften mit de-
ren Wirtschaftsleistung gewichtet, verstarkt
sich zwar die franzésische Position deutlich
gegeniiber der italienischen und (weniger
deutlich) auch gegeniiber der englischen, wird
jedoch ebenso wie diese beiden gegeniiber
der deutschen noch schwicher.

Weder bevilkerungsstatistisch, noch geogra-
phisch, noch wirtschaftsstatistisch ist also fiir
die EG die Vorrangstellung von Englisch und
Franzdsisch zu rechtfertigen, die von den An-
hdngern des Bilinguismus gefordert wird.
Auch hinsichtlich ihres Ausdrucksvermégens
oder anderer linguistischer Qualitdten ragen
diese beiden Sprachen keinesfalls aus den an-
deren EG-Sprachen heraus.

2. Manifeste und latente Sprachkonflikte

Manifeste Sprachkonflikte sind Rebellionen
gegen die Anwendung des Prinzips ,cuius re-
gio, eius lingua", einer Aktualisierung?) des
bekannten Leitspruchs aus der Zeit der Kon-
fessionskdampfe, zu dem Décsy (1973, S.171)
schreibt: ,Die staatliche Hoheit bestimmt die
Zugehorigkeit der Untertanen zu dieser oder
jener Gemeinschaft —... im 17. Jh. sollten die
Untertanen das gleiche Glaubensbekenntnis,
heute die gleiche Sprache haben." In der je-
weils gegebenen machtpolitischen und darauf
abgestimmten juristischen Situation konnen
sich die Unterprivilegierten nur durch auBer-
gesetzliche MaBnahmen gegen die Anwen-
dung dieses Prinzips wehren. Diese Konflikte
sind im Verlaufe des Aufbaus der europdi-
schen Féderation zweifellos fiir die jenseits
der Grenzen des Mutterlandes lebenden Mi-
norititen durch eine geeignete Regionalpoli-
tik zu beheben. Auch die viel stirkere Unter-
privilegierung der Minorititen ohne schiit-
zenden eigenen Staat kénnte durch eine weit-
blickende féderalistische européische Sprach-
politik leichter als innerhalb des jeweiligen
Nationalstaats gemildert werden.

Fast tabuiert sind die langfristig gefahrliche-
ren, latenten Sprachkonflikte, die sich aus der
vorausblickenden Erkenntnis ergeben: ,cuius
lingua, eius regio”. Unter Verschweigung die-
ses Motivs werden (meist verniinftige) Argu-
mente zugunsten einer Uberwindung ¢

kostspieligen und uneffektiven Sprachwirr
warrs' durch ,Konzentration" auf woméglich

2 g\gm E. Lemberg, Nationalismus II, Reinbek 1968
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nur eine (dem Verfechter als Muttersprache
oder von Berufs wegen geldufige) Sprache ge-
sammelt und vorgebracht, ohne daB eine Be-
reitschaft zur ernsthaften Priifung von Gegen-
argumenten bestiinde. Nur die Offenlegung
der zugrunde liegenden Interessen und das
Bemiihen um einen gerechten Interessenaus-
gleich wenn nicht gar um eine ideale Syn-
these kann eine erfolgreiche europédische
Sprachpolitik als stabilisierende Krénung des
europédischen Einigungswerks erméglichen.

Im Mittelalter und bis in die Neuzeit hinein
war Latein innerhalb der europdischen Wis-
senschaft eine neutrale Sprache, die insofern
«demokratisch" war, als sie keine ,angebore-
nen’, namlich muttersprachlichen Privilegien
einzelner Wissenschaftler gelten lieB. Ge-
samtgesellschaftlich gesehen war jedoch das
mittelalterliche Latein keine demokratische
Sprache, sondern — wie der Londoner Vél-
kerrechtler l. Lapenna®) hervorhebt — die
(herrschaftssichernde) ,gemeinsame Sprache
der privilegierten Klassen des feudalen Euro-
pa". Lapenna weist im einzelnen nach, daB,
entgegen einer verbreiteten Meinung, an-
schlieBend nicht Franzdsisch (und auch zu
keiner Zeit Englisch) die Rolle des legitimen
internationalen Verstdndigungsmittels tiber-
nahm; vielmehr schwelt seither der Sprach-
konflikt. Wiederholt wurde ndmlich bei wich-
tigen Anldssen festgestellt, daB die je aktuelle
Benutzung des Franzésischen keinerlei Fest-
legung fiir kiinftiges Sprachverhalten bedeu-
tet. Drei Beispiele mégen geniigen:

1. Als 1753 bei englisch-franzésischen Wirt-
schaftsverhandlungen trotz aufgetretener
Ubersetzungsméngel die franzdsische Seite
weiterhin nur franzésischsprachige Texte ent-
gegennehmen wollte, gab die englische Re-
gierung ihren Unterhdndlern eine Weisung,
die (ausgedehnt auf alle EG-Sprachen-Paarel)
Modell fiir die politische, aber auch die wirt-
schaftliche und wissenschaftliche Zusammen-
arbeit innerhalb der EG werden konnte:
“Wenn der Hof zu Versailles es fiir angemes-
sen hélt, mit Sr. Majestét in Latein zu verhan-
deln, wird der Kénig gerne zustimmen ... Der
Kénig ordnet ausdriicklich an, kiinftig keiner-
lei Dokumente der franzésischen Unterhind-
ler in ihrer eigenen Sprache mehr anzuneh-
men, es sei denn, sie verpflichten sich zur Ent-
gegennahme der Antwort in Englisch.

2.1815 hebt die SchluBakte des Wiener Kon-
Bresses ausdriicklich hervor, daB sich aus der
Benutzung des Franzosischen keinerlei Fol-
gen fiir die Zukunft ergeben, vielmehr alle
Michte sich vorbehalten, die zuvor in diplo-
——

Jla ungVﬂPproblemo en internaciaj rilatoj, in: Es-
Peranto en Perspektivo, Rotterdam 1974, S.3—27.
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matischen Beziehungen benutzte Sprache —
also Latein — zu benutzen.

3. 1919, bei der Formulierung des Vertrags
von Versailles, setzten England und die USA
nach langen Auseinandersetzungen gegen
Frankreich den Artikel 440 durch, nach wel-
chem sowohl die franzésische als auch die
englische Textfassung mafigebend sein soll-
ten. Der Volkerbund privilegierte dann beide
Sprachen als die hier ,iiblichen", verzichtete
aber ausdriicklich auf eine ,offizielle" Spra-
che.

Bei der Konferenz von San Francisco 1945
wehrte Frankreich erfolgreich den US-ameri-
kanischen Vorschlag ab, die Debatten primér
in Englisch zu fithren. Aufgrund eines chine-
sischen Vorschlags kam es zu einer Einigung
auf Englisch und Franzosisch als den ,Arbeits-
sprachen” neben den drei anderen ,offiziellen"
Sprachen Chinesisch, Spanisch und Russisch,
die nach Artikel 111 der UN-Charta juristisch
gleichgestellt sind. Auch diese geteilte Vor-
rangstellung muBte bekanntlich spiter immer
mehr aufgegeben werden. Jede Hinzunahme
einer weiteren Sprache begriindeten die Be-
fiirworter mit den Zielen und Idealen der UN,
widhrend die Gegner ihre Position mit dem
Hinweis auf die erhebliche Kostenerh6hung
verteidigten. Andere Interessen wurden nicht
angesprochen.

Auch in Europa blieb die juristische Absiche-
rung einer einzigen offiziellen Sprache aus®).
Artikel 12 der Satzung des Europarats legte
Franzésisch und Englisch als Amtssprachen
fest; seit 1971 sind Deutsch und Italienisch als
.zusdtzliche Arbeitssprachen" zugelassen. Da-
gegen sichert der Rat fiir gegenseitige Wirt-
schaftshilfe die offizielle sprachliche Gleich-
rangigkeit aller seiner Mitglieder durch Arti-
kel XIV, 1, ab, hebt aber dann aus den sieben
,offiziellen” Sprachen Russisch als ,Arbeits-
sprache des Rats" heraus. Erst die R6mischen
Vertrige der EG vermeiden streng jede
Sprachdiskriminierung — der Konflikt wurde
auf die Ebene der tatsdchlichen Durchfiih-
rung verschoben und verschérft sich bekannt-
lich mit dem Quadrat der wachsenden Zahl
offizieller Sprachen.

Die Forderung nach einer gemeinsamen euro-
pdischen ,Verkehrssprache" ist populdr. Am
Ende seiner Amtszeit als Ratsprisident er-
klirte 1973 der Didne Norgaard: .Eine européi-
sche Sprache ist hundertmal wichtiger als
eine europdische Wihrung' Staatsprasident
Pompidou schlug dafiir Franzésisch vor, da
die Wahl von Englisch zu einer Begiinstigung

f) Vgl zum folgenden W. Bormann, Die Einigung
Europas und ihr Sprachproblem, Niirnberg 1974.
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des US-amerikanischen Einflusses auf den
Gemeinsamen Markt fiihren wiirde. Dies war
eine der wenigen Stellungnahmen, bei wel-
chen unverschleiert ausgesprochen wurde,
daB Sprachhegemonie ein wirtschaftliches
Privileg ist und letztlich zur Wirtschaftshege-
monie fiihren kann?). Alle sprachpolitischen
Diskussionen gehen am Kern des Problems
vorbei, wenn sie nicht von folgenden, minde-
stens gréBenordnungsméBig zutreffenden,
quantitativen Sachverhalten ausgehen:

1. Wird Englisch (oder eine andere ethnische
Sprache) als erste Fremdsprache gelernt, dann
werden dafiir bis zum Abitur mindestens
1 500 Lernstunden aufgebracht, was ungefahr
einem Arbeitsjahr, im Mittel also etwa 3%
eines Arbeitslebens und damit 3% des Brutto-
sozialprodukts entspricht. Schon weil diese
Investition im englischen (bzw. dem etwaigen
anderen) Sprachraum nicht aufgebracht wer-
den muB, ergibe sich aus einer etwaigen Vor-
rangstellung dieser Sprache eine Wettbe-
werbsverzerrung, die auf Dauer zur Hegemo-
nie fiihrte.

2. Nur etwa jeder Dreizehnte kann erwarten,
nach den rund 1 500 schulischen Lernstunden
die Vorrangsprache (Englisch) so gut zu be-
herrschen, daBl er im spiteren Berufsleben ge-
geniiber Fachkollegen mit dieser Mutterspra-
che nicht schon aus sprachlichen Griinden
unterlegen ist#); von der fachlichen Unterle-
genheit abgesehen, die durch den relativen
Zeitverlust wegen des Sprachenlernens zuun-
gunsten der fachlichen Perfektion entstand.
Alle anderen Lerner (insbesondere auch fast
alle Nichtabiturienten) gehen mit niedrige-
rem Niveau oder mit erhéhter Anstrengung
in die spdtere Konkurrenz oder sie miissen
Wettbewerbssituationen vermeiden. Nach
den Gesetzen der Evolutionstheorie ist daher
zu erwarten, daB nach einigen Generationen
die Kulturen, die durch den (sprachpolitisch
erzeugten oder zugelassenen) Selektions-
nachteil belastet wurden, sich nur noch als
Unterschicht oder in ,Nischen" finden. (Am
Modell internationaler Kongresse mit nur
Englisch als Arbeitssprache ist diese Entwick-
lungstendenz deutlich abzulesen.)

3. Méglichkeiten und Grenzen der Fremd-
sprachpddagogik

Das européische Sprachproblem kénnte ohne
kreativen Neuansatz der Sprachpolitik auf

) Zum ,materiellen Wert der Muttersprache" vgl.
H. Frank, Thesen zur deutschen Sprachpolitik, in:
Paderborner Studien, 3/1974, S. 16—25.

) Dieser Mittelwert ergibt sich aus deri Ergebnis-
sen einer Umfrage, die in Band 15/4, 1974, S. 124—
126, der Grundlagenstudien aus Kybernetik und
Geisteswissenschalt (GrKG) verdffentlicht sind.
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pddagogischem Wege gel6st werden, wenn je-
der Biirger der jetzt sieben- bis achtsprachi-
gen Gemeinschaft in mindestens sechs EG-
Fremdsprachen eine befriedigende Kompe-
tenz erreichen wiirde, oder, was lernpsycholo-
gisch etwa dasselbe Problem ist, wenn das
Lernen von Englisch oder einer anderen EG-
Sprache so stark erleichtert werden kénnte,
daB der erforderliche Lernaufwand zu gering
wird, als daB er noch als Nachteil empfunden
wiirde, so daB ihn jeder gerne auBerhalb der
Schule als Freizeitbeschiftigung erbringt —
vergleichbar dem Besuch eines Tanzkurses.
Selbst bei duBerst optimistischer Einschét-
zung des kiinftigen Fortschritts der Bildungs-
wissenschaft ist damit nicht zu rechnen. Da-
mit ist der latente Sprachkonflikt dem Schul-
wesen zugeschoben, das ohne Legitimation
Priferenzen festlegen mubB.

Das Hamburger Abkommen der Ministerpré-
sidenten von 1964 verwandelte den latenten
Konflikt in einen manifesten, indem es fest-
legte: ,Die erste Fremdsprache ist in der Re-
gel Englisch oder Latein.” Dies verstiefl, wie
Staatsprédsident Pompidou in einem Schreiben
vom 18.August 1970 an Bundeskanzler
Brandt feststellte, gegen Abschnitt C des
deutsch-franzdsischen Vertrags vom 22 Ja-
nuar 1963. DemgemdB wurde 1971 die Ein-
schrankung ,in der Regel Englisch" durch die
Worte .eine lebende Fremdsprache" ersetzt.
DaB aber der scheinbar grofere Spielraum
nicht durch &rtliche Entscheidungen genutzt
werden kann, wurde durch einen Zusatz si-
chergestellt: ,Die Erfordernisse der Einheit-
lichkeit im Schulwesen und der Durchldssig-
keit zwischen den Schulformen sind zu be-
riicksichtigen.”

Verbesserungen des Ergebnisses unseres
schulischen Fremdsprachunterrichts ohne Er-
héhung der Stundenzahl erscheinen durch
Einsatz neuerer bildungstechnologischer Me-
thoden und Medien denkbar. Dieser Weg
wurde in den sechziger Jahren — der Bliite-
zeit der Programmierten Instruktion und Me-
diendidaktik — iiberbewertet und nach der
.antitechnokratischen Wende" bis heute si-
cher unterbewertet. Eine erwartbare Wir-
kungssteigerung auf diesem Wege zwischen
10% und 40% sollte jedenfalls nicht ungenutat
bleiben, reicht aber allein keinesfalls aus, die
entstehenden sprachpolitischen Aufgaben
pidagogisch zu lésen.

Weit mehr ist von einer lehrplantheoreti-
schen Innovation zu erwarten, fiir welche die
Bezeichnung ,Sprachorientierungsunterricht’
eingefithrt wurde®). Hier wird der Lernfort-

%) Ansatz und Ergebnisse sind u.a. in folgenden
Aufsitzen des Verfassers dargestellt: S orien-
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schritt des Schiilers durch eine Vororientie-
rung beschleunigt, die — vor dem eigentli-
chen Fremdsprachunterricht — grundsatzli-
che strukturelle Moglichkeiten sprachlicher
Kommunikation aufdeckt, wodurch die Lern-
leichtigkeit sprunghaft erh6ht wird. Der na-
turwissenschaftliche Unterricht nutzt fiir eine
solche Vororientierung zweckméBig konstru-
ierte — d. h. einfache, regelmédBige und deutli-
che — Lehrstoffmodelle. Fiir Sprachen wur-
den derartige Modelle (wenngleich mit wei-
tergehender Absicht) von der Interlinguistik
als ,Plansprachen” konstruiert, zu denen insbe-
sondere die Internacia Lingvo (kurz: ILo) ge-
hort, die unter ihrem Zweitnamen ,Esperanto’
populir wurde. (Diesen vermeiden wir im
folgenden, da er seit dem Verbot durch
Hitler in der deutschen Uffentlichkeit emo-
tional negativ wirkt,) Es lag nahe, in der fol-
genden Weise ILo zur Vorbereitung des wei-
teren Fremdsprachunterrichts zu nutzen.

Der Lernfortschritt (Kompetenzzuwachs)
beim Erwerb der ersten Schulfremdsprache,
wie er vereinfacht durch die flach anstei-
gende Lernkurve in Bild 2 dargestellt wird,

ild 2: Lernerleichterung der ersten Schul-
dsprache durch vorherige Beschafti-

s mit einem Sprachlehrstoffmodell
).

{iLo)

v

miifte nach-einer vororientierenden Einfiih-
rung in die ILo erheblich rascher erfolgen.
Dies stimmt mit Beobachtungen iiberein, die
schon friiher in den USA und in Finnland fiir
Franzésisch bzw. Deutsch als erste Schul-
fremdsprache gemacht wurden: Die Schiiler-

tierungsunterricht nach dem Paderborner Modell,
In: aula, 2/1976, S. 133—150; Kibernetike-pedagogia
teorio de la lingvo-orientiga instruado, in: Frank/
Yﬂiho\fa:dhan rank-Béhringer (Hrsg). Lingvoki-
bemEhko/Sprachkybemeﬁk. Tiibingen 1982,
S.123—144, Sprachorientierungsunterricht _fiir
Grundschiiler, in: Namen — Nachrichten — Noti-
‘{en- zée%sfhrilt der Universitat Paderborn, 12/111/
. 10.

k)|

gruppe, die sofort diese Sprache lernte, wurde
schon vor Ende des zweiten Jahres von einer
Parallelklasse iiberrundet, ,obwohl" (nach der
Theorie: ,weil"l) diese im ersten Jahre statt
dessen ILo lernte.

In Deutschland verhindert das zitierte Ham-
burger Abkommen die unmittelbare Nach-
prifung dieses Effekts. Daher wurde (in
NRW) als freiwilliges auBerschulisches Ange-
bot bzw. (in Niedersachsen) im Rahmen eines
Schulversuchs ILo in einem wéchentlich
zweistlindigen Sprachorientierungsunterricht
im 3. und 4. Grundschuljahr vermittelt. Die ge-
messenen Erfolge entsprachen der Erwar-
tung. Giinstige Nebenwirkungen auf andere
Facher und das Zustandekommen von Kin-
derkorrespondenzen in ILo mit gleichaltrigen
Gruppen im Sprachausland sind zusédtzliche
Argumente fiir die Einfiihrung des Spracho-
rientierungsunterrichts. (Er ist nicht durch
den ebenfalls versuchten Friihenglischunter-
richt zu ersetzen, der keinen Zeitgewinn brin-
gen kann, da Englisch als ethnische Sprache
naturgemdB nicht die erwdhnten Eigenschaf-
ten eines Lehrstoffmodells hat.)

Eine weitere lehrplanerische Verbesserung
des Fremdsprachunterrichts setzt eine bil-
dungspolitische Zielkorrektur voraus: Es
kénnten mehrere Sprachen bis zu einer aus-
reichenden Kompetenz mit demselben Zeit-
aufwand gelernt werden, wenn man die nur
von sehr wenigen erreichbare auch aktive,
miindliche und schriftliche Beherrschung aus
dem Katalog der fiir alle Schiiler verbindli-
chen Ziele striche. Sicher niitzt es dem Euro-
pdischen Einigungswerk mehr, wenn jeder
Deutsche einen englischen und einen franzé-
sischen Brief in richtigem Deutsch beantwor-
ten kann, als wenn fast jeder den englischen
Brief nur in stimperhaftem Englisch und den
franzésischen Brief tiberhaupt nicht zu beant-
worten vermag.

4. Sprachkybernetische Hoffnungen

Verschiedentlich wird schon damit gerechnet,
daB ein kreativer sprachpolitischer Neuansatz
durch revolutiondre Fortschritte der inge-
nieurwissenschaftlichen  Sprachkybernetik
iiberfliissig wiirde, weil dann jeder die auto-
matische Sprachilibersetzung in der Tasche
hitte. Ein solcher ,elektronischer Taschendol-
metscher” miifite im Prinzip nacheinander fol-
gendes leisten:

1. Gesprochene Sétze des Gesprichspartners
als Folge definierter Worter aus dessen Spra-
che erkennen, und zwar schon widhrend des
Sprechens oder nach spitestens 1—2 Sekun-
deu;
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2. die so erkannten S&tze sofort oder inner-
halb von héchstens weiteren 1—2 Sekunden
in eine rechnerinterne Sprache i{ibersetzen,
also ,verstehen';

3. das so Verstandene in der Sprache des Be-
nutzers formulieren, also in diese weiteriiber-
setzen, was wieder allenfalls 1—2 Sekunden
Zeitverzégerung bringen darf;

4. das Ergebnis hérbar machen.

Die bisherigen Entwicklungserfahrungen zei-
gen, daB jede dieser Aufgaben schwieriger ist
als die jeweils nachfolgende, und daB fiir eine
Plansprache, insbesondere fiir ILo, jede we-
sentlich leichter zu l8sen ist als fiir die ethni-
schen Sprachen mindestens der EG'°). Da fer-
ner bei jetzt (einschlieBlich Irisch:) 8 (kiinftig
evtl. 11) EG-Sprachen 8 x7 = 56 (bzw. 11 x 10
= 110) Ubersetzungswege zu schaffen wiren,
empfiehlt sich eine Konzentration der Bemii-
hungen auf die 8x2 = 16 (bzw. 11x2 = 22)
Ubersetzungswege zwischen diesen ethni-
schen Sprachen und ILo, zumal bei Uberset-
zungen iiber diese Zwischensprache der In-
formationsverlust geringer ist als bei Verwen-
dung einer ethnischen Zwischensprache.

Sehr zweifelhaft ist inzwischen allerdings, ob
eine automatische Ubersetzung in der oben
geforderten ,Echtzeit" prinzipiell. méglich ist,
ohne daf durch erhebliche Verdnderung der
heutigen Rechnerstruktur spezielle ,Sprach-
rechner"' entwickelt werden. Jedenfalls sind
mittelfristig von der Ingenieurkybernetik nur
Teilbeitrige (wenn auch sehr niitzlichel) zur
Bewiltigung des europdischen Kommunika-
tionsproblems zu erwarten.

5. Angebote der konstruktiven
Interlinguistik

Descartes, Leibniz, Comenius und andere fiih-
rende Personlichkeiten des europdischen
Geisteslebens haben sich um die Entwicklung
einer verniinftig geplanten internationalen
Verstindigungssprache, dem Anliegen der
konstruktiven Interlinguistik '), bemiiht und
verdient gemacht. Descartes erkannte schon,
daB der Verzicht auf UnregelméBigkeiten und
sonstige Komplikationen, also eine leichte
Lernbarkeit, fiir eine Plansprache im Gegen-

19) Vgl. dazu den 2. Band der Akten des IX. Interna-
tionalen Kybernetikkongresses: Frank/Yashovard-
han/Frank-Béhringer {l-glrsg.}. Lingvokibernetiko/
Sprachkybernetik, Tiibingen 1982,
1) Zur Ideengeschichte der Interlinguistik vgl. Ka-
pitel 3 von Richard Schulz, Europdische Hochspra-
che oder Sprachimperialismus? Die Lésung des
Sprachproblems in den Lindern der Européischen
emeinschaften, Gerlingen 1979, Beschreibungen
der wichtigsten Plansprachen finden sich in: Carle-
varo/Lobin (Hrsg), Einfilhrung in die Interlingui-
stik, Alsbach 1979.
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satz zu den geschichtlich gewachsenen Natio-
nalsprachen (ethnischen Sprachen) wichtig-
stes Giitekriterium ist und nicht im Konflikt
steht mit der weiteren Forderung, die ethni-
schen Sprachen hinsichtlich der Férderung
des klaren Denkens und der Genauigkeit des
Ausdrucks zu libertreffen.

Zahlreiche solcher Plansprachen wurden pro-
jektiert. Erst Martin Schleyer schuf zu seinem
1879 verdffentlichten Volapiik auch eine
Sprechergemeinschaft. Schon 1887 folgte die-
sem Beispiel unter dem Pseudonym ,Dr. Espe-
ranto” Ludoviko Zamenhof mit ILo, das offen-
sichtlich weit iiberlegen war und daher den
Grofiteil der Volapiikisten an sich zog. Von
dieser ,Esperanto-Movado" spaltete sich 1907
aufgrund des Versuchs einer Uberarbeitung
der ILo durch den Mathematiker Louis Cou-
turat die Ido-Bewegung ab. Gute Kenner der
ILo verstehen Ido in Schrift und Wort fast
miihelos; die auch aktive Beherrschung ist
weniger rasch als im Falle von ILo zu errei-
chen.

Auch die spiteren Sprachprojekte (von denen
einige erst in den letzten Jahren verdffent-
licht wurden) entstanden als Versuche, ILo
durch eine bessere Plansprache zu ersetzen.
Dabei wurde eines oder ein anderes der Gi-
tekriterien stirker bewertet, z. B. eine bessere
Modellierung gemeinsamer Merkmale roma-
nischer Sprachen angestrebt (Occidental, In-
terlingua), oder eine stirkere Berticksichti-
gung englischer Wortwurzeln (Intal), oder
noch weitergehende Kiirze (Neo), oder eine
noch leichtere Verarbeitbarkeit durch Rech-
ner (a-priori-Sprachen). In allen Fillen mu-
Bten diese Vorziige durch eine deutliche Ver-
ringerung der Lernleichtigkeit erkauft wer-
den, und die Zahl der Sprecher aller jiingeren
Plansprachen zusammen blieb unter einem
Prozent der Sprecherzahl von ILo.

Den 1629 von Decartes fiir eine gut konstru-
ierte Plansprache gesetzten MaBstab, nach
weniger als sechs Lernstunden miiBte ,selbst
der Ungebildete” in der Lage sein, sich mit
Hilfe eines Wérterbuchs in ihr auszudriicken,
erfiillt aber auch ILo nicht voll: Hierfiir ist
meist ein Aufwand von 20 bis 30 Lernstunden
vorzusehen, und zahlreiche Versuche mit Stu-
denten zeigten, daB weniger als 12 bis 15
Stunden fast nie ausreichen. (Bei Grundschil-
lern sind 100 bis 150 schulische Lernstunden
ndtig) AnschlieBend ist zumindest von Gebil-
deten (und Kindern!) in einem einwochigen
Ferienkurs in [Lo-sprechender Umgebung 2u-
sitzlich eine ausreichende Sprechféhigkeit
erreichbar. ILo ist also (aber auch die anderen
Plansprachen) erheblich leichter als die ethni-

schen Sprachen des EG-Bereichs zu erlernei.
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6. Unstrittige sprachpolitische Vorentschei-
dungen

Als unstrittig diirfen die auch sprachpolitisch
relevanten Klauseln der Menschenrechtser-
klirung der Vereinten Nationen gelten, die
z.T. auch in Art. 3 (3) des Bonner Grundgeset-
zes enthalten sind:

JAlle Rechte und Freiheiten, die in dieser De-
klaration festgelegt sind, gelten in gleicher
Weise fiir alle Menschen, ohne wie auch im-
mer geartete Unterscheidung, gleichgiiltig ob
hinsichtlich ... Sprache ... oder anderen Sta-
tus." (Art. 2)

+Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz ge-
gen jegliche Diskriminierung.” (Art. 7)

1. Méglichkeiten
einer europdischen Sprachpolitik

Mit Bild 3 versuchten wir ?) eine vollstindige
Klassifikation der denkméglichen Lésungen
des Kommunikationsproblems zu geben, ohne
schon die Fragen der Vertrédglichkeit mit den
unumstrittenen sprachpolitischen Vorent-
scheidungen, der Machbarkeit innerhalb der
EG und der jeweiligen Vor- und Nachteile
einzubeziehen.

Bild 3: Klassifikation der denkméglichen
Losungen des Mehrsprachproblems.

Sprachgrenzprobleme
werden Gberwunden
anstulle )
bt iger Mabiorsngat g Peaf
Einnsitssprache
7 ‘/“F u i q
- '___ Sorachen. 1
y‘\ ng pwar =1 L
”m._ ._“ e ;‘.’.‘.."""_M hkw
[
sl W'&'—” N
'ww:"“w- ] % Im
[ iriand,
: oy i ! Bepen)
Jifcrma *Lantimus*) =l
Tiomeler o -
Chugan)
Sornch-. Sprach- Sprech- Speach- Sprmch=-
Imparin- Nautraiiamey Fauda- elvetiama (Kybarne-
Mamug ligmun s

") R. Dahmen (Red.), MuB Europa an der Sprachen-
Vielfalt scheitern? (Protokoll des Kolloquiums zur
uropdischen Sprachpolitik), in: Schriften der Euro-
Piischen Akademie Otzenhausen, Nr. 41/1979.
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wJeder hat das Recht auf Freiheit der Meinung
und der MeinungsduBerung; dieses Recht
schlieBt die Freiheit ein, ... durch beliebige
Mittel unabhéngig von Landesgrenzen Infor-
mation und Ideen zu erbitten, zu erhalten und
zu beschaffen.” (Art 19)

Fiir die Weiterfiihrung des europdischen Eini-
gungswerks darf auch als unbestritten gelten,
daB dafiir eine gute innereuropdische Kom-
munikation auf breitester Basis — nicht nur
die Uberwindung von Sprachbarrieren auf der
Ebene der europdischen Instanzen — Voraus-
setzung ist und daher sprachpolitisches Ziel
sein muB.

II. Perspektiven

Zwei a priori bestehende Mdglichkeiten brau-
chen jedoch im Falle der EG nicht weiter be-
dacht zu werden, da sie an den empirischen
Gegebenheiten scheitern: Weder kann jeder
Biirger alle in der EG bestehenden Amtsspra-
chen lernen, noch kénnen jedem, bei Bedarf,
zu bezahlbaren Bedingungen menschliche
Ubersetzerdienste verfiighar gemacht werden.
Auch die sprachkybernetische Losung muB-
ten wir schon fiir die mittelfristige Politik
ausschlieBen.

Praktiziert wird schon die sprachhelvetisti-
sche Losung, bei der mehrere Fremdsprachen

" gelernt werden — zwar nicht jede Sprache

durch alle, aber doch jede europiische Spra-
che durch einen Teil der jeweiligen Sprach-
ausldnder, wobei allerdings die Tendenz be-
steht, einige ausgewdhlte Sprachen, namlich
Englisch und Franzésisch, durch alle lernen
zu lassen (sogenannte bilinguistische Sprach-
politik). Dies kann auch als Anfang eines We-
ges zur Konzentration auf eine einzige dieser
beiden Sprachen verstanden werden; diese
heifit dann Vorrangsprache oder Leitsprache
einer sprachhegemonistischen (oder ,sprach-
feudalistischen®) Losung des Kommunika-
tionsproblems.

In Indien herrscht noch ein Sprachneutralis-
mus, insofern in weiten Bereichen als gemein-
same Zweitsprache eine externe National-
sprache, namlich Englisch, verwendet wird,
was man einen ,nformationellen Kolonialis-
mus" nennen kann. Die negativen Assoziatio-
nen, die mit dieser Bezeichnung ausgel&st
werden sollen, entfallen, wenn man sich auf
eine erloschene Nationalsprache (z. B. Latein)
einigt, womit diese Sprache wieder ,auflebt".
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Es gibt kein wissenschaftlich vertretbares Ar-
gument, warum nicht (mindestens) ebensogut
eine verniinftig geplante (interlinguistische)
Sprache zur Sicherung einer gleichberechtig-
ten Kommunikation in der EG eingefiihrt
werden konnte.

Bei allen drei Spielarten des Sprachneutralis-
mus ist zu unterscheiden, ob die neutrale
Sprache die Rolle einer Ersatzsprache anneh-
men soll, also einer Einheitssprache, die alle
bisherigen offiziellen Sprachen baldméglichst
oder allmidhlich ersetzen soll (Lantiismus),
oder ob es sich nur um eine gemeinsame
Zweitsprache auf Dauer handelt (gem&8 dem
von der {iberwiegenden Mehrheit der Sprach-
neutralisten vertretenen Postulat der ,demo-
kratischen Zweisprachigkeit").

Zur Vollstdndigkeit der Klassifikation aller
denkméglichen Losungen gehort schlieBlich
die Idee, als Einheitssprache, die alle von ihr
abweichenden bisherigen Nationalsprachen
verdrdngen wiirde, in der EG eine der heute
hier schon amtlichen Sprachen durchzuset-
zen, z. B. Englisch oder Franzésisch. Eine sol-
che als Sprachimperialismus zu bezeichnende
Lésung wurde in der Geschichte der Mensch-
heit fast immer dann gewéhlt, wenn ein Volk
durch Unterwerfung anderer Vélker ein Im-
perium aufgebaut hatte und nun zur Stabili-
sierung seiner Herrschaft die Sprachdifferen-
zen zu beseitigen trachtete (,cuius regio, eius
lingua").

Die Vollstdndigkeit der in Bild 3 dargestellten
Klassifikation wird auch durch undeutliche,
gemischte oder zeitplanbestimmte sprachpo-
litische Strategien nicht iiberschritten, viel-
mehr wird von diesen nur eine deutliche, un-
bedingte und dauernde Festlegung auf eine
Loésung vermieden. Die Klassifikation grenzt
ndmlich die Standpunkte nur logisch gegen-
einander ab, was flieBende Ubergénge nicht
ausschlieBt. Beispielsweise muB der franzé-
sisch-englische Bilinguismus, also eine Kon-
kretisierung des Sprachhelvetismus, keine
strenge Gleichgewichtigkeit der beiden Ver-
stindigungssprachen fordern, sondern kann
im Extremfall sogar als taktische Verschlei-
erung (;trojanisches Pferd"), ndmlich als unein-
gestandene Ubergangslésung fiir eine eigent-
lich gewollte, sprachhegemonistische Lésung
(z. B. mit Englisch als Vorrangsprache) auftre-
ten. :

-

2. Beurteilungskriterien

Aufgrund der genannten unstrittigen sprach-
politischen Vorentscheidungen ist unter den
gegebenen Sachzwingen eine politische Ent-
scheidung fiir (mindestens) eine europdische
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Verstédndigungssprache (im Hinblick auf das
Menschenrecht sprachlicher Gleichberechti-
gung vielleicht sogar genauer fiir eine ge-
meinsame Zweitsprache) zu fordern. Fiir die
Auswahl wurden mehrere Beurteilungsge-
sichtspunkte aufgestellt '?), die sich zu sieben:
Gruppen zusammenfassen lassen.

1. Kriterien der Eignung fiir die zwischen-
menschliche Verstdndigung: Die Verstdndi-
gungssprache soll méglichst genaue und nu-
ancierte Formulierungen ermdglichen, még-
lichst knapp sein, eine mdglichst einfache Or-
thographie und Phonetik besitzen, auch bei
Storgerduschen verstandlich bleiben und arm
an Homonymen und Synonymen sein.

2. Kriterien der Eignung fiir die automatische
Sprachverarbeitung: Die Eingabe in einen
Rechner, Fernschreiber usw. soll mé&glichst
wenig Anderungen an der Schreibweise er-
forderlich machen, die Grammatik muB8 durch
den Rechner leicht analysierbar sein, und die
Zahl der Wortteile, aus denen sich alle
sprachlichen Ausdriicke systematisch zusam-
mensetzen lassen, soll moéglichst klein sein.

3. Kriterien der dsthetischen Akzeptierbar-
keit: Die Sprache soll (auch in Gesangform)
moglichst angenehm klingen, sowie Wort-
spiele, Reime, metrische Schemata u.&. er-
mdglichen.

4. Kriterien der Ungeféhrlichkeit fiir Bewdhr-
tes: Die zu wéhlende Sprache soll als Europa-
sprache den Fortbestand der bisherigen Spra-
chen moglichst wenig gefdhrden, sich schon
hinreichend lange als Verstandigungsmittel
bewdhrt haben, mit mdglichst wenig Ande-
rungen an Bestehendem einfiihrbar sein, in
Europa ihren Schwerpunkt haben und hier
kulturhistorisch verwurzelt sein.

5. Kriterien der Chancengleichheit: Die Ver-
standigungssprache sollte innerhalb der EG
méglichst gleichmdBig tiber alle Lander ver-
breitet sein und fiir alle Sprachgemeinschal-
ten méglichst die gleichen Vorteile bringen
die Unterschiede zwischen verschiedenen so-
zialen Schichten méoglichst verringern
moglichst wenig vergréfern und von mog-
lichst wenig Europdern schon als Mutterspra-
che gesprochen werden.

6. Kriterien der pddagogischen Eignung und
der bildungspraktischen Durcbsetzbarka{f-’
Nach der Entscheidung fiir diese Versténdi-
gungssprache und vor ihrer Durchsetzung

13) Frank/Behrmann, Die Uberwindbarkeit der o
nerdeutschen Sprachgrenzen, in: Die

der Sprachbarrieren, 1, hrsg. von den E %
schen Gemeinschaften, Miinchen 1977. (Vgl. auch
P.St. Ureland [Hrsg) Kulturelle und sprachliche
Minderheiten in Europa, Tiibingen 1981, S. 1
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sollen wiinschenswerte Korrekturen noch
leicht méglich sein; auch nichteuropdische
Lerner sollen sie sich mit méglichst geringer
Miihe aneignen konnen; sie soll den Erwerb
weiterer europdischer Sprachen méglichst er-
leichtern; die Beschaffung von Lehrkriften
und Unterrichtsmitteln soll méglichst pro-
blemarm sein.

Theoretisch miiBte eine Sprache, die hinsicht-
lich aller dieser Kriterien allen anderen Vor-
schldgen liberlegen wire, ausgewahlt werden.
Selbst wenn es eine solche Sprache gibe,
wiirde der Nachweis dieser Optimalitét nicht
selten die Aufnahmefdhigkeit oder Aufnah-
mewilligkeit derer iiberfordern, die es zu
iberzeugen gilt, die aber durch Zeitmangel,
Desinteresse oder bestehende Vorurteile
blockiert sind. Wenn man also eine Optimal-
16sung nicht nur finden, sondern auch unver-
falscht verwirklichen will, muB sie auch an
einer siebenten Kriteriengruppe gemessen
werden, was keineswegs bedeutet, opportuni-
stisch oder fatalistisch nur diesen letzten Kri-
terien zu folgen:

7. Kriterien der politischen Durchsetzbarkeit:
Die in Frage kommende Sprache soll schon
von méglichst vielen Europdern gelernt wor-
den sein, ein moglichst reichhaltiges Schrift-
tum besitzen, in Europa und dariiber hinaus
méglichst verbreitet und auch von internatio-
nalen Organisationen anerkannt sein, ohne
Beeintrichtigung der Menschenrechte und
ohne Provozierung von Gewalttitigkeiten sei-
tens dadurch benachteiligter Gruppen einge-
fithrt werden kénnen und verbreitungswiirdig
' schon unabhéngig von der Entscheidung zur
Einfiihrung als europdische Verstindigungs-
sprache sein.

3. Standortabhingige Wertungen

Die Priferenzfolge der in Frage kommenden
Verstindigungssprachen héngt offensichtlich
dayon ab, welchen Beurteilungskriterien man
ein gréBeres und welchen ein kleineres Ge-
wicht beimiBt. Dies wieder hingt ab vom ein-
genommenen Standort innerhalb des Werte-
dreiecks '¥) zwischen unbedingter Bevorzu-
gung der persénlichen Freiheit, unbedingter
orzugung der interindividuellen Gleich-
stellung und unbedingter Bevorzugung einer
stabilen Ordnung. Je stirker man zu einer
nservativen Haltung neigt, desto mehr ge-
,Winnt im allgemeinen die vierte Kriterien-
8fuppe an Gewicht; eine stirker egalitdre

T

S" H. Frank, MeBverfahren des ideologischen

aul:ndﬁn;e im Wertedreieck, in: Grundla enstuld;}a;
Y tik i

19725 rn;:l;' und Geisteswissenschalt,
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Wertung muB sich in einer stirkeren Gewich-
tung der fiinften Kriteriengruppe ausdriicken,
wahrend bei einer liberalen Werthaltung
diese Kriterien eher hinter die der sechsten
Gruppe zuriicktreten. — Je weniger ener-
gisch man im {ibrigen eine zukunftsweisende
Politik zu verfolgen bereit ist, desto mehr
wird man sich von den Kriterien der Durch-
setzbarkeit leiten lassen.

Da die Gewichtsverteilung subjetiv ist, mége
der Leser selbst entscheiden, ob er die einzel-
nen Kriterien fiir sehr wichtig (+ + +), wich-
tig (+ +), kaum wichtig (+) oder gar abtrig-
lich (—) hilt. In welchem Grade die in Frage
kommenden (EG- oder neutralen) Sprachen
die einzelnen Kriterien erfiillen, wird in Ein-
zelfdllen sogar zwischen Fachleuten strittig
sein, doch diirften meist die Einschédtzungen
auch durch Laien unter Beriicksichtigung der
oben mitgeteilten Tatsachen gut miteinander
iibereinstimmen. Wer keine ungew&hnlichen
Gewichte setzt, wird dann zu dem Schlu8
kommen, daB wenigstens als ferne Idealls-
sung’ eine gemeinsame, also neutrale Zweit-
sprache, also eine Lésung im Sinne der ,de-
mokratischen Zweisprachigkeit’, den Vorzug
verdient.

‘4. Purismus, Fatalismus und Pragmatismus

in der Sprachpolitik
Wer jemals versuchte, die verschiedenen
moglichen Losungen des europdischen

Sprachproblems moéglichst unvoreingenom-
men zu durchdenken und sich dazu iiber die
maBgebenden Eigenschaften der in Frage
kommenden Sprachen informierte, wird in
der Regel die Uberlegenheit nicht nur allge-
mein einer sprachneutralistischen Lésung er-
kennen, sondern sogar — wenigstens zu-
ndchst — in Versuchung kommen zu fordern,
die als ,Bestlsung” gefundene neutrale Spra-
che (sei sie Latein, sei sie eine Plansprache)
unverziiglich und kompromiBlos durchzuset-
zen. Mit einem solchen Purismus wird poli-
tisch jedoch nichts bewegt; in den Augen der
Mehrheit, die ja die entscheidende Informa-
tion nicht zur Kenntnis nahm, muB im Gegen-
teil der Eindruck des Weltverbesserertums
entstehen.

Andererseits besteht angesichts der zuneh-
menden Miindigkeit der Vélker und ihrer Zu-
sammenschliisse immer weniger Grund, die
heutigen Sprachverhdltnisse in Europa und
ihre Entwicklungstendenzen als ungestaltba-
res Schicksal hinzunehmen. Einen solchen
Sprachfatalismus laBt Deécsy (1973, S. 240)
durchblicken, wenn er angesichts der drohen-
den Sprachhegemonie meint, die Geschichte
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habe ,schon ihre Entscheidung getroffen’, in
den Organen der EG stehe nur noch die
«rechtliche Bestédtigung” aus. Es {iberrascht auf
den ersten Blick, daB selbst Stalin 1950 — drei
Jahre vor seinem Tod — zum Sprachfatalis-
mus neigte, allerdings mit einer neutralisti-
schen Vision: der ,Verschmelzung der Spra-
chen zu einer gemeinsamen Sprache”. Er ver-
kiindete in seinen linguistischen Arbeiten";
«Nach dem Siege des Sozialismus im Welt-
mafstab ... werden ... Hunderte von Natio-
nalsprachen ... zu einer gemeinsamen inter-
nationalen Sprache verschmelzen, die natiir-
lich weder die deutsche noch die russische
noch die englische, sondern eine neue Spra-
che sein wird, die die besten Elemente der
nationalen und zonalen Sprachen in sich auf-
genommen hat" Anzudeuten, daB die visionér
geschaute Zukunftssprache in wesentlichen
Ziigen mit einer (diese Evolution planerisch
antizipierenden) Konstruktion der Inter-
linguistik iibereinstimmen miiBte, war nicht
wegen der vorausgegangenen Esperantisten-
verfolgung ausgeschlossen, sondern weil die
Jinguistischen Arbeiten” ja Sprache (und Lo-
gik) aus dem ,Uberbau” herausnahmen und
daher nicht mehr als mégliches Objekt der
Planung und politischen Entscheidung dar-
stellen konnten.

Es ist ein fatalistischer Irrtum anzunehmen,
eine Sprache ,setze sich durch": Sie wird
durchgesetzt, falls einerseits starke Interes-
sengruppen dieses Ziel mit Nachdruck verfol-
gen und andererseits die Widerstdnde nicht
zu grofB sind, die in dieser Sprache selbst oder
in den Interessen derer liegen, denen sie auf-
gezwungen werden soll. Sprachpolitische Ent-
scheidungen haben daher eine nur allméhli-
che, aber langanhaltende Wirkung. Daher
werden von vorsichtigen Befiirwortern einer
neutralen Sprachpolitik provisorisch-pragma-
tische Lésungen vorgeschlagen, die den Weg
zur spéteren, besseren Lésung ebnen oder zu-
mindest freihalten sollen, statt ihn zu verbau-
en. Kernpunkte solcher Vorschlige '*) sind
ua:

1. Statt sofort eine Entscheidung iiber die Be-
wiltigung des innereuropdischen Kommuni-
kationsproblems zu treffen, soll zunichst ein
paritdtisch zusammengesetzter Sachverstdn-
digenkreis mit der Aufgabe gebildet werden,
in mehrjéhrigen Studien und Beratungen Ant-
worten auf gezielte Bewertungsfragen zu den
einzelnen vorgeschlagenen Lésungen zu erar-
beiten.

%) Vgl. z. B, die Empfehlungen des Europaklub
(Anm. 1) in: Europa Dokumentaro/Europadokumen-
tation, 24/1979, 5. 10—14.
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2. Einstweilen soll die grundsétzliche Gleich-
rangigkeit aller EG-Sprachen konsequent ge-
wahrt werden.

3. Wo ILo nachweislich unmittelbar niitzlich
ist, sollen hemmende Bestimmungen aufgeho-
ben werden, ohne daB dies im iibrigen den
einzuschlagenden sprachpolitischen Weg pré-
judiziert.

4. Wo ,aus praktischen Griinden" die Zahl der
zugelassenen Sprachen eingeschriankt wer-
den mubB, soll als prinzipielle Ausweichmég-
lichkeit fiir die Benachteiligten — oder auch
nur als symbolische Reprisentantin fiir deren
grundsétzlich weiterhin gleichrangige Spra-
chen — wenigstens auch ILo (und/oder La-
tein) hinzugenommen werden.

5. Gegenwiirtige Tendenzen

und Priferenzen

Die Zahl derer, die ILo mehr oder weniger gut
lesen kénnen, wird heute schon mit etwa
16 Millionen, die Zahl der (mehr oder —
meist — minder perfekten) Sprecher mit etwa
1 Million veranschlagt. ILo hat also bereits
den Rang einer ,kleinen Sprache" erreicht; es
konnte hinsichtlich der Sprecherzahl zwi-
schen Dénisch und Irisch eingeordnet und
ungefdhr dem Bretonischen oder Baskischen
gleichgestellt werden. Allerdings lebt nur ein
Teil der Sprecher in Europa und von diesem
der iiberwiegende Teil im RGW-Bereich. Die
wichtigsten " internationalen Einrichtungen
der Esperanto-Movado haben dagegen ihren
Sitz in EG-Landern. Nimmt man die Zahl der
organisierten Esperantisten als Indiz fiir die
Zahl der Kenner dieser Sprache (erfahrungs-
gemiB schlieBen sich kaum mehr als 1% ei-
nem Verband an), dann erkennt man, daB im
Hinblick auf die Pro-Kopf-Verbreitung der
ILo die Bundesrepublik Deutschland derzeit
innerhalb der zehn EG-Linder vor England
und Irland an drittletzter Stelle rangiert. Lu-
xemburg steht an der Spitze mit deutlichem
Abstand vor Belgien, dem seinerseits Dame-
mark dicht folgt. Es schlieBen sich wieder in
groBerem Abstand die Niederlande und Grie-
chenland an. Nach einem erneuten

folgen nacheinander Italien, Frankreich,
Deutschland, GroBbritannien und Irland.

Die Zahl der Ido-Sprecher ist heute immer
noch dreistellig. Die Sprecherzahl der — vor
allem fiir wissenschaftliche Texte — in den
USA entwickelten und 1951 verdffentlichten
Plansprache Interlingua ist z Zt. zweistellig
die Sprecherzahl von Occidental und Volapik
jeweils noch einstellig. Andere Plansprachen
haben entweder nie ,gelebt* (mehrere Hun-
dertl) oder sind inzwischen ,erloschen” (Neo}
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Dem Begriff ,lebende Sprache” kénnte im Zu-
sammenhang mit Formulierungen wie im
oben zitierten Hamburger Abkommen wach-
sende Bedeutung zukommen, zumal 1981 Bul-
garien, das z. Z. weltweit die hichste relative
ILo-Sprecherzahl aufweist, nach Russisch als
erster Schulfremdsprache und nach der
Wahlpflichtsprache (Englisch oder Deutsch
oder Franzoésisch), als einzige dritte Schul-
fremdsprache (im 9. und 10.Schuljahr) ILo
einfiihrte. Es ist schwierig, den Begriff der le-
benden" Sprache so zu definieren, daBl zwar
ILo ausgeschlossen wird, aber nicht zugleich
auch die zu Nationalsprachen erhobenen
Plansprachen (Nynorsk, Bahasa Indonesia)
oder andererseits jene ethnischen Sprachen,
die nirgends Nationalsprachen sind. Denn die
Literatur in ILo war schon vor dem Zweiten
Weltkrieg auf eine fiinfstellige Bandzahl an-
gewachsen, die jahrlichen Weltkongresse der
UEA '%) ziehen regelmiBig eine vierstellige
Zahl von Teilnehmern an, je dreistellig sind
die Zahlen der jdhrlich in ILo erscheinenden
neuen Biicher und durchgefiihrten internatio-
nalen Tagungen, der regelmédBig in ILo er-
scheinenden Zeitschriften und der Sprecher,
fir die [Lo Muttersprache ist. Zweistellig ist
die Zahl internationaler wissenschaftlicher
oder anderer fachlicher Gesellschaften, die
(auch oder nur) ILo als Arbeitssprache ver-
wenden, sowie seit mehreren Jahren auch die
Zahl der regelméBigen wochentlichen Rund-
funksendungen in ILo und der beteiligten
staatlichen Sender, zu denen im deutschen
Sprachraum der Usterreichische Rundfunk
sowie Radio Bern gehéren; Radio Warschau
und neuerdings Radio Peking bringen sogar
Rehrmals taglich halbstiindige Sendungen in
0.

Unter den in 76 Lindern gesammelten rund
900 000 Unterschriften unter eine 1950 der
UN vorgelegten Petition um Unterstiitzung
der Verbreitung der ILo (sie bewirkte 1954
einen positiven UNESCO-BeschluB) standen
die deutschen Unterschriften der Zahl nach
an der Spitze, und eine der (weltweit 492) Un-
terzeichnerverbinde war der DGB. 1966 trug
ein zweiter VorstoB bei den UN wieder rund

—— e

) Universala Esperanto Asocio — weitaus groBter
Internationaler Esperantoverband, der sich statu-
tengemdf zu weltanschaulicher und politischer
Neutralitit verpflichtet. Als Gegenrichtung ent-
stand 1921 auf Betreiben von Lanti die Sennacieca
e Tutmonda (SAT) ein Arbeiter-Esperanto-
sefbﬁnd. den in den Folgejahren an exponierter
telle auch Persénlichkeiten wie Romain Rolland
und Albert Einstein unterstiitzten. Erst nach den
Perantistenverfolgungen unter Hitler und Stalin
€5 zu einer Zusammenarbeit zwischen UEA
und SAT, insbesondere beim gemeinsamen ffentli-
1 Protest gegen Stalins linguistische Theorie.
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900 000 persénliche Unterschriften (darunter
u.a. jene von Francois Mitterrand und Walter
Hallstein), und unter den nahezu viertausend
Unterzeichnerorganisationen finden sich die
IG Metall und die SPD 7). Das bedeutet nicht,
daB in der bundesdeutschen Uffentlichkeit
oder auch nur bei den drei im Bundestag ver-
tretenen Parteien sprachpolitische Konzep-
tionen sich schon entwickelt hidtten — beim
sprachpolitischen Kolloquium der Europii-
schen Akademie Otzenhausen %) zeigte sich,
daB ein vereinzelter Ansatz dazu allenfalls bei
den Liberalen in deren BeschluB vom 3.2
1979 zur Befiirwortung des Sprachorientie-
rungsunterrichts in den EG-Lindern gesehen
werden konnte.

Kiinftige Sprachlehrer kénnen in der Bundes-
republik Deutschland sich wéhrend ihres Uni-
versititsstudiums mit der Interlinguistik im
allgemeinen und mit ILo im besonderen nur
an den Universititen Hamburg, Saarbriicken
und Paderborn befassen, und auch hier nur in
Kursen von Lehrbeauftragten ohne Priifungs-
berechtigung — obgleich mindestens elemen-
tare Kenntnisse der Interlinguistik von Philo-
logen aus denselben sachlogischen Griinden
erwartet werden sollten, wie ein erster Ein-
blick in das, Bauingenieurwesen von Archi-
tekten und Grundkenntnisse der Informatik
von Mathematikern. Hier liegt der wirksam-
ste Ansatzpunkt fiir eine Hebung des sprach-
politischen Reflexionsniveaus der deutschen
Uffentlichkeit, zumal Sprachpddagogen natur-
gemdB kaum dem géngigen Irrtum verfallen,
die heutige Verbreitung von Englisch als
Schulfremdsprache zwinge zu deren Offiziali-
sierung als Verstindigungssprache: Durch
neue schulpolitische Entscheidungen kann ja
die Verteilung der Fremdsprachenkenntnisse
in der Bevodlkerung in fast beliebiger Rich-
tung innerhalb nur einer Generation vbllig
verschoben werden. Dafl dabei — wegen der
besonderen Lernleichtigkeit — sogar ein la-
winenartiger Anstieg der ILo-Kenntnisse
méoglich ist, beweisen derzeit die Erfolge des
[Lo-Unterrichts im Iran.

Im Gegensatz z. B. zu England und Italien gibt
es in der BR Deutschland keinen Arbeitskreis
von Parlamentsangehérigen mit dem Ziel,
eine neutrale europdische Amtssprache
durchzusetzen. NaturgemdB fehlt auch eine
Lobby. Vordergriindige Interessen kénnten
bei Eltern- und Schiilervertretungen der
Hauptschulen mobilisiert werden, denn der
Englischunterricht wird dort aufgrund des un-

'7) L. Lapenna, La demando de komuna lingvo antau
internaciaj institucioj, in: Esperanto en Perspektivo,
Rotterdam 1974, S. 748—792.

18) Siehe Anm. 12,
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terschiedlichen Lernerfolgs fiir zwei Gruppen
getrennt erteilt, wobei die schwerer lernende
keinen niitzlichen Kompetenzgrad erreicht,
also Zeit verliert. Umfangreiche Versuche an
der Hauptschule Paderborn-Elsen ergaben in
den letzten Jahren, daB diese Schiiler aber
groBtenteils eine fiir die Auslandskommuni-
kation ausreichende ILo-Kompetenz errei-
chen konnten; der Antrag, sie demzufolge
vom weiteren Englischunterricht zu befreien,
mubBte aufgrund der geltenden Bestimmungen
abgelehnt werden.

Verschiedene ortlich, regional, national oder
international arbeitende Vereinigungen be-
miihen sich um bessere zwischensprachliche
Verstdndigung, wobei manchmal in den an-
glophilen und vereinzelt auch in den franco-
philen Gruppierungen der Anspruch auftritt,
dabei ,die" kiinftige Europasprache zu fordern.
Im Gegensatz dazu fordern die Esperanto-
Verbénde ebenso wie die Vereinigungen zur
Férderung von Latein bzw. Ido konsequent
die Nutzung der von ihnen jeweils gepflegten
Sprache als gemeinsame europdische Zweit-

Ausblick

Solange der Weltiriede vom militdrischen
Gleichgewicht zwischen der NATO und den
Staaten des Warschauer Pakts abhidngt, wer-
den die beiden Fiithrungsméchte dabei ihre
Rolle unter ausschlieBlicher Verwendung je
ihrer Sprache erfiillen. Eine andere Verstdn-
digungssprache fiir die EG einzufiihren ist
aber nicht nur politisch méglich, sondern aus
sehr vielen Griinden auch vorzuziehen. Ob-
wohl die sofortige Durchsetzung des Prinzips
der demokratischen Zweisprachigkeit fiir Eu-
ropa duBerst niitzlich und theoretisch auch
moglich wiére, kann dies aus praktischen
Griinden zundchst nur eine Option sein, fiir
die eine pragmatische Sprachpolitik zu verfol-
gen ist, bis auch die breite Uffentlichkeit fiir
eine verniinftige, einem miindig werdenden
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sprache. Andere Gesellschaften — so der Eu-
ropa Klub — setzen sich ohne konkrete Fest-
legung fiir eine neutrale Sprachpolitik in Eu-
ropa ein '9).

Wirksamer diirfte die zunehmende Verwen-
dung von ILo als Wissenschaftssprache wer-
den. Um in ILo publizieren zu kénnen, beng-
tigt ein deutscher Wissenschaftler meist we-
sentlich weniger Lernzeit, als er zusitzlich
brauchte, um seine schon vorhandenen Eng-
lischkenntnisse hinreichend zu verbessern %),
Dies veranlafite die Association Internatio-
nale de Cybernétique, die auch fachlich an
der Kommunikationsrationalisierung interes-
siert ist, seit 1980 ILo als dritte Arbeitsspra-
che nach Franzdsisch und Englisch zuzulas-
sen, wovon sofort schon ein Viertel der Refe-
renten des damaligen Kybernetikweltkon-
gresses Gebrauch machte?!). Infolgedessen
verdffentlicht seit 1982 die erste deutschspra-
chige Fachzeitschrift fiir Kybernetik??) Bei-
trage auch in Franzdésisch, Englisch und ILo;
dhnliche Absichtserkldrungen zugunsten
einer sprachpragmatischen Regelung mehren
sich.

Europa angemessene, namlich neutrale Lo-
sung des europdischen Kommunikationspro-
blems reif wird. Eine solche Lésung innerhalb
der EG durchzusetzen ist in erster Linie die
BR Deutschland in der Lage, da sie mit den
besten Griinden auf die Annahme ihrer Spra-
che als der nichtneutralen Alternativlésung
bestehen konnte.

19) Ebd.

20) H. Frank, Lernaufwand und LernerfolgE bei

konkurrierenden Wissenschaftssprachen, in: Euro-
Dokumentaro/Europadokumentation, 17/1974

17—19.

1) Siehe Anm. 10.

2?) Grundlagenstudien aus Kybernetik und Gei-

steswissenschaft (GrKG)/Humankybernetik. Gegr

1960.



Hanns Jiirgen Kiisters: Von der EVG zur EWG. Der europiische Wiederauf-
schwung 1955—1957

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/83, S. 3—15

Die Griindung der Européischen Wirtschafts- und Euratomgemeinschaft geht nicht — wie
gemeinhin dargelegt wird — auf die sogenannte relance européenne zuriick. In Wirklich-
keit fand nach dem Scheitern der Europdischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) Ende
August 1954 in der franzésischen Nationalversammlung eine Wiederbelebung des Euro-
pagedankens gar nicht statt, weil es ndmlich keinen Stillstand der Integrationsbemiihun-
gen gegeben hatte. Die Vertrdge von Rom entstanden vielmehr in einer einmalig giinsti-
ﬁen historischen Konstellation, die weder vorherzusehen noch bewuBt herbeigef wor-

en war. Dabei erwiesen sich die auBen- und innenpolitischen Rahmenbedingungen, eine
begrenzte Zahl von Akteuren sowie die Methode der Integrationsverhandlungen als die
entscheidenden Faktoren.

Mit der Regelung der westeuropiisch-atlantischen Sicherheitsprobleme in den Pariser
Vertréigen 1954/55 (Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland in die NATO und die
Westeuropiische Union) waren die Grundvoraussetzungen geschaffen, den Einigungspro-
zeB auch im wirtschaftlichen und politischen Bereich fortzufiihren. Auf Initiative weniger
Politiker und Beamte der Montanunionslidnder konnten withrend der AuBenminister-Kon-
ferenz von Messina im Juni 1955 Beratungen iiber weitere IntegrationsmaBnahmen zur
Schaffung eines Gemeinsamen Marktes und einer Atomenergie-Organisation vereinbart
werden. gie fiihrten schlieBlich auf der Grundlage des Spaak-Berichtes im Juni 1956 zur
Aufnahme von Regierungsverhandlungen unter den Sechs, Bedeutsam fiir die bereits im
Marz 1957 vorgenommene Unlerzeichnun&;ies EWG- und des Euratom-Vertrages war vor
allem der Ausgang der Suez-Krise im Herbst 1956. Sie gab der Regierung und dem Parla-
ineni in Frankreich den entscheidenden AnstoB, sich von ihrer antieuropdischen Haltung
oszusagen.

Fiir die inhaltliche Gestaltung und die Ratifizierung des Vertragswerkes zeichnet ein klei-
ner Kreis von Fiihrungspersonlichkeiten, politischen Beamten und Technokraten verant-
wortlich, der von den langfristigen Vorteilen eines gemeinsamen westeuropdischen
Marktes iiberzeugt war. Gegen zum Teil heftige Angriffe aus den Reihen der Biirokratie,
der Parteien und der Interessenverbénde gelang es ihnen bis auf wenige Abstriche, dem
EWG-Vertrag ein marktwirtschaftliches Konzept zugrunde zu legen. Sie setzten sich
damit gegen die Vertreter einer mehr dirigistischen Linie durch.

Reimund Seidelmann: Der Bund der Sozialdemokratischen Parteien der EG
und die westeuropdische Integration

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/83, S. 16—25

Der Beitrag untersucht den Bund der Sozialdemokratischen Parteien der EG unter der
Fragestellung, ob und wie dieser zur Integration beitrdgt. Aus der Arbeit dieser Parteien-
féderation werden die drei Bereiche herausgegriffen, die fiir die Integration der EG am
wichtigsten sind: Wirtschaftspolitik, Globalpolitik und die Weiterentwicklung der Ge-
meinschaft.

Bei der Wirtschaftspolitik sind es vor allem die neokeynesianischen Wachstumsvorstel-
lungen und die arbeitsmarktpolitischen Ziele, von denen unterschiedliche Integrationsim-
pulse ausgehen kénnen. In Fragen der Wirtschaftsdemokratie dagegen hilt sich der Bund
aufgrund seiner inneren Zerstrittenheit zuriick.

Bei der Globalpolitik konzentriert sich der Bund auf fiinf Bereiche: Verbesserung der EG-
Position in de?'ointernat.ionﬂlen Wirtschaftsordnung, Energiepolitik, Dritte-Welt-Politik
und Lateinamerika. In Konkurrenz zu den wirtschaftlichen und politischen Interessen der
USA bzw. Japans soll die EG sich als internationale Reformkraft Erofilieren und gleichzei-
tig tiber den Druck von auBen zu verstérkter Integration gebracht werden.

Im Bereich Weiterentwicklung der EG treten innerhalb des Bundes in der Frage zuneh-
mender Kompetenzverlagerung an die EG derart groBie Differenzen auf, daB die urspriing-
lich hoch gesteckten Ziele drastisch zurﬁck%enommen wurden. Man konzentriert si
nun auf die Siiderweiterung und die Einbeziehung von Nicht-EG-Mitgliedsparteien.

Der Versuch, des Bundes, iiber Verinhaltlichung, Politisierung und Konzentration auf aus-
gewihlte Inl;‘egrationsfragen seiner Rolle als einer der Integrationakteure wahrzunehmen,
st6Bt an Grenzen innerhalb des Bundes und bei den Mitgliedsparteien. Der Bund ist keine
Europapartei, sondern mehr eine Arbeitsgemeinschaft nahqnalqtaatlich ausgerichtetar
Parteien. Er kann insgesamt allenfalls als ein potentiell wichtiger Integrationsakteur
bezeichnet werden, der aber zur Zeit seine Méglichkeiten nicht bzw. noch nicht voll aus-

schépfen kann.



Helmar G. Frank: Europiische Sprachpolitik. Aufgabe, Losungsangebote und
Schwierigkeiten

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/83, S. 26—38

Die Rémischen Vertrdge sind das erste Vertragswerk der Neuzeit, das ohne Sprachdiskri-
minierung einen ZusammenschluB verschiedensprachiger Linder vorsieht. Aber schon
der KompromiB, der fiir die Gestaltung des Europapasses gefunden wurde, erfiillt nicht
lupenrein diesen sprachneutralistischen Grundsatz, sondern folgt — wenn auch unauffal-
lig — der Forderung des sogenannten Bilingualismus, ndmlich Englisch und Franzdsisch
als untereinander gleichrangige Verst&ndigung:sprachen gegeniiber allen anderen Spra-
chen zu privilegieren. Aus der sprachlichen Privilegierung wiirde sich eigengesetzlich
eine allgemein kulturelle, eine wissenschaftliche, eine wirtschaftliche und eine politische
Verst&rﬁung des Einflusses der beiden Sprachraume entwickeln.

Unverzichtbar ist aber eine breite, interne Kommunikationsfahigkeit in der EG. Sie kann
unter Wahrung des Sprachneutralismus weder von der Sprachpéidago&ik (durch Vermitt-
lung ausreichender Sprachkenntnisse in allen EG-Sprachen an alle EG-Biirger) noch mit-
telfristig von der SErachkyhemeﬁk (durch .Taschendolmetscher' fiir alle EG-Sprachen)
erzeugt werden. Daher kann der ernsthaften Auseinandersetzung mit der einzig verblei-
benden Lésung auf die Dauer nicht ausgewichen werden, ndmlich mit den ve edenen
Forderungen zur Einfithrung einer gemeinsamen, also neutralen Zweitsprache. Von ver-
schiedenen Verbidnden werden hierfiir einerseits Latein, andererseits mehrere interlin-
guistische Plansprachen (Internacia Lingvo Esperanto, kurz: ILo; Ido; Interlingua; Occiden-
tal) erprobt und vorgeschlagen. Jeder dieser Vorschlige ist politisch realisierbar. Keiner
ist in jeder Hinsicht den anderen {iberlegen, jedoch vereinigt die meisten Vorziige. Da
jedoch fiir eine innovative Lésung des Sprachproblems eine Informiertheit und Aufge-
schlossenheit der Bevélkerung insbesondere in der Bundesrepublik Deutschland noch
fehlen, kann das kurzfristige politische Ziel nur darin bestehen, die verniinftigen sprach-
neutralistischen Lésungen als Optionen zu sichern.
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	Eine Entscheidung über die zu ergreifende Integrationsmethode blieb zunächst offen. Die unterschiedlichen Ansätze zur Sektorintegration und zur gesamtwirtschaftlichen Integration wurden auf der Grundlage des Benelux-Memorandums so in der Messina-Resolution verwoben, daß sowohl der von deutscher Seite weiterentwickelte Ansatz der gesamtwirtschaftlichen Integration für die Organisation der Wirtschaftsgemeinschaft als auch der Teilintegrationsansatz für die Organisation der Atomgemeinschaft zum Tragen kamen. 
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